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Gemeinderuth. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 7. December 
1892 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Albert Richter. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, bekanntzugeben, daſs die Herren Gem. 
Räthe Dr. Stenzl, Bachofen v. Echt, Stiaßny und 
Tagleicht ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung entſchul— 
digen. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Ein läufe zu verleſen. 


Schriftführer Gem.-»Rath Dehm (liest): 
2. Antrag des Gem.-Nathes Karl Johann Müller und 
Genoſſen: 


Die Bewohner der Brigittenau, welche durch die Bauten der letzten Jahre 
eine ſehr bedeutende Anzahl erreichen, haben für die große Ausdehnung dieſes 
Bezirkstheiles nur eine einzige Verbindung mit dem eigenen engeren Bezirke 
und den übrigen Bezirken, das iſt die Linie durch die Wallenſteinſtraße. Wenn 
ein Bewohner der Brigittenau uach dem Innern des Bezirkes, z. B. zum Be⸗ 
zirksamte ꝛc. kommen will, ſo iſt er genöthigt, am Praterſtern zu fahren oder 
den weiten Weg durch den IX. Bezirk zu benützen. Dieſem Übelſtande ließe 
ſich auf ganz leichte Art abhelfen, wenn die Tramway ihre Linie Obere 
Au gar tenſtraße in gerader Linie bis zur Walleuſteinſtraße verlängert. 
Dieſe Linie ift ein ſehr dringendes Bedürfnis und für die Geſellſchaft mit ganz 
geringen Auslagen verbunden. n | | | 

Nachdem die Linie der Dampf⸗Tramway für den allgemeinen Verkehr 
der Bewohner der Brigittenau ganz ohne Wert iſt, eine Omnibusverbindung 
ebenfalls nicht die Route Brigittenau paſſiert, fo ſtellen in Anbetracht der un⸗ 
bedingten Nothwendigkeit die Gefertigten den Antrag: 


Der löbliche Stadtrath beſchließe, die Tramway⸗ 
Geſellſchaft ſei aufzufordern, die Linie Obere Augarten— 
ſtraße zu verlängern, und zwar durch die Kloſternenburger— 
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ſtraße bis zur Kaiſer Franz Joſef-Regierungs-Jubi— 
läumsbrücke oder doch wenigſtens bis zur Verbindung 
mit der Trace der Wallenſteinſtraße. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Der Antrag wird der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unterzogen werden. Ich 
erſuche Herrn Gem.-Rath Schneiderhan, zu referieren. 

3. Referent Gem.-Rath Schneiderhan: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 7443 zu referieren über ein Anſuchen der Lehrerin 
an der Kinderbewahranſtalt, genannt „Haas'ſche Stiftung“, im 
XII. Bezirke. Es ſind dort 180 bis 200 Kinder untergebracht, 
und hat die Anſtalt von der ehemaligen Gemeinde Gaudenzdorf 
zur Chriſtbaumfeier alljährlich einen Betrag von 75 bis 100 fl. 
erhalten. Die Lehrerin ſucht nun an, ihr dieſen Betrag auch heuer 
zur Verfügung zu ſtellen, und der Stadtrath beantragt, 100 fl. 
zu bewilligen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Kinderbewahr— 
anſtalt der Haas'ſchen Stiftung in Gaudenzdorf, 
XII. Bezirk, eine Subvention von 100 fl. zu den 
Koſten der Chriſtbaumfeier zu bewilligen. 

4. Referent Gem.⸗Rath Schneiderhan: Zahl 7445. Der 
Verein der Kinderfreunde in Meidling erſucht um einen Beitrag 
zur Bekleidung armer Kinder. Der Verein friſtet ſeine Exiſtenz 
zumeiſt durch Unterſtützungen und Beiträge, die er von Nichtmit⸗ 
gliedern bekommt, denn er zählt nur 45 Mitglieder. Se. Majeſtät 
ſpendet 100 fl., der Statthalter 50 fl., — kurz, er erhält Beiträge 
von Wohlthätern, die in der Lage find, mehr zu ſpenden. Dais es 
im XII. Bezirke viele arme Kinder gibt, darüber brauche ich nicht 
viel zu reden; die Herren ſind davon überzeugt. Der Stadtrath 
ſtellt den Antrag, dieſem Vereine eine Subvention von 100 fl. zu 
bewilligen, und ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice⸗Vürgermeiſler Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine der 
Kinderfreunde in Meidling eine Subvention von 
100 fl. zur Bekleidung armer Kinder zu bewilligen. 


5. Referent Gem.-Rath Matthies: Zahl 7419. Das 
Weihnachts⸗Comité im XIV. Bezirke ſucht um einen Beitrag zur 
Bekleidung armer Schulkinder an. Dieſes Comité beſteht aus dem 
Obmanne des Bezirksausſchuſſes, dem Ortsſchulrathe' und dem 
Vorſteher des Armeninſtituts. Dasſelbe hat im Bezirke Rudolfs⸗ 
heim eine Sammlung eingeleitet, welche aber nicht das Erträgnis 
gab, welches man erwartete. So tritt nun das Comité mit der 
Bitte an den Gemeinderath heran, er möge demſelben zur Erreichung 
ſeines Zweckes einen Zuſchuſs von 1500 fl. gewähren. Der Magi⸗ 
ſtrat hat dieſe Angelegenheit in Erwägung gezogen und den Antrag 
geſtellt, dafs dieſem Vereine ein Beitrag von 100 fl. gewährt werden 
ſoll. Der Armen-Referent des Magiſtrates hat aber mit Rückſicht 
auf die Nothlage, in welcher die dortige Bevölkerung ſich befindet 
und mit Rückſicht darauf, dass auch andere Bezirke 1000 fl. be: 
kommen haben, ebenfalls 1000 fl. zu dieſem Zwecke beantragt. Der 
Stadtrath iſt auf dieſen Antrag eingegangen und beantragt, dieſem 
Comité 1000 fl. zur Verfügung zu ſtellen. Ich bitte um die An- 
nahme dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Röhrl: Hochverehrte Herren! Hier iſt ein 
Verſehen des Stadtrathes geſchehen. Dieſer Verein iſt eigentlich kein 
Verein, ſondern es iſt ein Comité, welches vom Bezirksausſchuſſe, 
dem Ortsſchulrathe und dem Armenrathe alljährlich gebildet wird. 

Es wurden Sammelbögen ausgeſchickt und 1000 Paar Schuhe 
angeſchafft, die 3000 fl. koſten. Ich möchte Sie daher bitten, den 
Betrag auf 1500 fl. zu erhöhen. Der Bezirk hat 54.000 Ein— 
wohner und die Gemeinde Rudolfsheim hat ſeinerzeit 1000 fl., 
die Gemeinde Sechshaus 500 fl. gegeben. Wie kommen wir dazu, 
durch die Einverleibung 500 fl. zu verlieren. Die Bäcker von 
Rudolfsheim und Sechshaus geben 1000 Stritzel her. Wir ſind 
leider nicht in der Lage, die armen Kinder ausreichend zu unter- 
ſtützen, und ich bitte Sie nochmals um die Annahme des Betrages 
von 1500 fl. 


Gem.-Nath NRückauf: Ich erlaube mir, den Antrag des 
Collegen Röhrl auf das wärmſte zu unterſtützen. Ich habe zehn 
Jahre dem Comité als Obmann angehört; wir haben immer 
800 bis 900 Paar Schuhe an die armen Kinder zu Weihnachten 
vertheilt, und zwar ſeitens der Gemeinde Rudolfsheim allein. Nun⸗ 
mehr iſt die Gemeinde Sechshaus mit einer Einwohnerzahl von 
16.000 hinzugekommen. Ich kann Sie verſichern, daßs ſehr wenige 
Millionäre darunter ſind; es ſind alſo viele arme Kinder zugewachſen. 
Heuer wurden nun trotz dieſer Vermehrung der Bevölkerung nur 
800 Paar Schuhe beſtellt; die Noth iſt aber nicht kleiner, ſondern 
eher größer geworden. Es wurde aber ſchon darauf Rückicht 
genommen, daſs die Eingänge durch die Sammlungen bedeutend 
geringere waren als früher. Es iſt aber außerordentlich noth— 
wendig, dafs die armen Kinder wieder Schuhe bekommen, um die 
Schule beſuchen zu können. Ich möchte Sie daher bitten, nachdem 
ja das Geld aufgebracht werden muſs und wie ſchon Gem.-Rath 
Röhrl betonte, es ſich nicht um einen Verein, ſondern um ein 
Comité handelt, das lediglich aus den Vertretern des Bezirkes 
beſteht, dieſe 1500 fl. zu bewilligen, früher oder ſpäter müſſen 
Sie das Geld doch hergeben. Die 800 Paar Schuhe à 2 fl. 50 kr. 
koſten 2000 fl. und vorhanden ſind nicht einmal 400 fl. Mit 
Rückſicht darauf bitte ich Sie recht ſehr und dringend, die armen 
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Kinder die Einverleibung nach Groß-Wien nicht damit feiern zu 
laſſen, daſs fie nicht in die Schule gehen können. 

Gem.-Nath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte, 
die Beſchluſsfähigkeit der Verſammlung zu conſtatieren. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe ſchon bei 
Eröffnung der Verſammlung conſtatiert, das ſie beſchluſsfähig iſt. 
(Rufe: Sie iſt es aber nicht mehr!) (Nach einer Pauſe:) Die 
Verſammlung iſt beſchluſsfähig. 

Gem.- Bath Frauenberger: Ich kann gar nicht begreifen, 
meine Herren, es heißt immer, dass die früheren Vororte ſehr 5 
geſammelt haben, und jetzt heißt es, ſie bekommen nichts mehr; 
ſind denn die Herren, die früher etwas gegeben haben, ale 
geſtorben? Was ſind denn das für Verhältniſſe? Gibt man ſich 
vielleicht jetzt nicht mehr dieſelbe Mühe bei Sammlungen? Da 
muss doch etwas vorwalten. Das menſchliche Herz hat ſich ja 
nicht geändert, und ſeien Sie überzeugt, wenn die Vororte früher 


ſoviel aufgebracht haben, ſo würden ſie auch jetzt noch dasſelbe 


aufbringen, wenn man mit demſelben Eifer ſammeln würde. Es 
wird hier immer geſagt, ſeit der Einverleibung der Vororte geben 
die Leute nichts mehr her; das mujs ja vollkommen unrichtig fein, 
und es würde mich intereſſieren, wenn einer der Herren aus den 
ehemaligen Vororten hier ſagen würde, was denn eigentlich der 
Grund iſt, daj3 man jetzt dort für wohlthätige Zwecke nichts mehr 
auftreiben kann. Ferner hat der Herr Referent gejagt, dass eine 
Sammlung eingeleitet wurde und dafs dieſelbe nicht den gewünschten 
Betrag ergeben habe; er hat uns aber dieſen Betrag nicht genannt, 
und es würde mich intereſſieren, zu erfahren, wie hoch derſelbe iſt. 
Übrigens habe ich nichts dagegen, wenn in Anbetracht der wirklich 
ſchlechten Verhältniſſe und der großen Noth, welche in den Vororten 
herrſcht, der Betrag genehmigt wird, welchen uns der Stadtrath 
nach reiflicher Erwägung vorſchlägt. 

Ich mufs mich aber ganz entſchieden dagegen ausſprechen, dass 
man hier in öffentlicher Sitzung ſagt, ich verlange 1500 fl. Das 
geht nicht, meine Herren. Wir müſſen uns in dieſer Richtung an 
die wohlerwogenen und beſprochenen Beſchlüſſe des Stadtrathes 
halten, und ich bitte Sie daher, den Antrag des Herrn Referenten 
anzunehmen. 

Gem.-Rath Siegert: Meine Herren! Ich gebe zu, daſss 
der Antrag des Herrn Collegen Röhrl etwas weitgehend iſt und 
deshalb eine gewiſſe Oppoſition hervorruft; gleichwohl ſehe ich 
mich veranlasst, denſelben zu unterſtützen und muſs zur Begründung 
ſelbſtverſtändlich das alte Lied ſingen, welches Sie dieſer Tage 
ſchon oft gehört haben, dafs nämlich die Noth und das Elend, 
ſpeciell im XIV. Bezirke, ſehr groß iſt. Ich gebe auch zu, dafs es 
nicht allein die Aufgabe des Gemeinderathes ſein kann, die Armen 
insbeſondere in dieſer Form zu unterſtützen, wie ſie bei den Weih— 
nachtsbetheilungen zutage tritt, ſondern dafs auch der privaten 
Wohlthätigkeit, wie auch College Frauenberger gemeint hat, 
ein Spielraum bleiben mußs. 

Ich conſtatiere auch, dass in dieſer Hinſicht im XIV. Bezirke 
außerordentlich viel geſchieht. Ich habe kürzlich einer Comite- 
ſitzung angewohnt, in welcher die Obmänner aller humanitären 
Vereine des XIV. Bezirkes, welche die Weihnachtsbetheilung armer 
Kinder zum Zwecke haben, verſammelt waren, um eine gewiſſe 
Einheit in die Action zu bringen, und ich konnte mit aufrichtiger 
Befriedigung conſtatieren, daſs im XIV. Bezirke acht bis zehn ſolche 
Vereine exiſtieren, welche ſich die löbliche Aufgabe ſtellen, arme 
Kinder zu Weihnachten mit Schuhen u. dgl. zu beſchenken. Aber, 
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meine Herren, das iſt noch immer viel zu wenig und genügt 
durchaus nicht. Ich kann Ihnen diesbezüglich mit einigen Daten 
dienen. An der Schule, deren Director ich bin, haben ſich nicht 
weniger als 200 Kinder gemeldet, welche mit Schuhen betheilt 
werden wollen, und zwar durchwegs ſolche, bei denen das Bedürfnis 
ein unbedingtes und ſchreiendes iſt. Von dieſen 200 Kindern 
konnten bisher leider nur 80 betheilt werden, und denken Sie ſich 
die Enttäuſchung in den Elternkreiſen, wenn die Kinder keine 
Schuhe bekommen, denken Sie ſich die Miſsſtimmung und Un- 
zufriedenheit, welche ja ohnedies ſchon groß iſt. 

Ich glaube alſo, wenn Sie dem Antrage des Collegen Röhrl 


Rechnung tragen, ſo könnte noch eine weitere Anzahl von Kindern 


mit Schuhen betheilt werden, und ich halte es daher für ſehr an— 
gezeigt, an den Wohlthätigkeitsſinn des Gemeinderathes zu appellieren, 
namentlich, wenn es ſich um arme, hungrige und frierende Schul— 
kinder handelt. Ich glaube, daßs man da nicht vergeblich an den 
Wohlthätigkeitsſinn des Gemeinderathes appellieren wird. Ich bitte 
daher, dem Antrage des Herrn Gem.-Rathes Röhrl Rechnung, 
zu tragen. 

Gem.-Nath Villicus: Ich würde dieſen Wohlthätigkeitsact 
auf das wärmſte befürworten, wenn ich nicht befürchten müfſste, 
daſs wir ein Präjudiz ſchaffen, denn arme Schulkinder gibt es 
nicht allein im XIV. Bezirke, ſondern auch gleichzeitig in anderen 
Bezirken, und wir finden auf der Tagesordnung noch einen ähn— 
lichen Antrag vor: abermals auf eine Subvention von 1000 fl. 
für den XII. Bezirk, und zwar für die Beſchuhung armer Kinder. 
Ja, wenn man nur auch ſagen könnte, daßs die Auslagen der 
Gemeinde mit den Einnahmen im Gleichgewichte bleiben; dann 
würde ich, wenn wir einem jeden Bezirke 1500 fl. geben wollen, 
gerne Ja ſagen, und ich glaube, alle Herren Collegen ebenfalls. 
Alſo aus dieſen Gründen bin ich für den Referenten-Antrag per 
1000 fl. Man muſßs doch annehmen, daſs mau jo manchen Verein 
abgefertigt hat, die auch einen Wohlthätigkeitszweck anſtreben, mit 
100 und ſogar 50 fl., und 50 fl. würde ſogar mancher wohl— 
thätige Privatmann auch gegeben haben. Man kann die einzelnen 
Wohlthätigkeitsvereine nicht ſo genau abwägen, bedürftig ſind ſie 
gewiss alle, aber ich glaube, im vorliegenden Falle kann ſich der 
XIV. Bezirk mit der Subvention von 1000 fl. ſchon zufriedenſtellen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath Karl 
Moriz Mayer hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Rath K. M. Mayer: Nachdem die Entſcheidung 
von uns zu treffen iſt zwiſchen dem Neferenten-Antrag auf 1000 fl. 
und dem Antrag des Herrn Gem.-Rathes Röhrl auf 1500 fl., 
ſo glaube ich, daſs neue Momente für das eine oder das andere 
nicht vorgebracht werden können und beantrage Schluſs 
der Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Ich bitte diejenigen Herren, welche mit Schlujs 
der Debatte einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Schluſs der Debatte it angenommen. 

Das Wort haben noch die Gem.-Räthe Röhrl, Wünſch, 
Winkler und Beutnitz. 

Gem.-Nath Röhrl: Ich hätte mich nicht zum Worte ge— 
meldet, aber wenn der Herr College aus dem VII. Bezirke, 
Frauenberger, der Vertreter des Großcapitals am Brillanten— 
grund, an mich als Rudolfsheimer die Frage geſtellt hat, wie die 
Verhältniſſe geworden find, fo mufs ich ſtaunen, daj ein Der- 
treter des VII. Bezirkes eine ſolche Frage überhaupt ſtellt. Weiß 
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er denn nicht, daſs die Stadt Wien im Niedergange begriffen iſt, 
weiß er nicht, welche Arbeitsloſigkeit und was für eine große Noth 
beſteht. (Lebhafter Widerſpruch und Unruhe.) Sie werden mich 
nicht beirren, Sie müſſen mich auch anhören, ich habe meinen 
Bezirk zu vertreten, und wir Vorortler ſind nicht zu Ihnen 
gekommen, um einverleibt zu werden, man hat uns dazu ge— 
zwungen. Sechshaus hat früher immer 500 fl. und Rudolfsheim 
1000 fl. für die armen Kinder jährlich gegeben. Das laſſen wir 
uns nicht wegnehmen. Wir werden eine Volksverſammlung ein- 
berufen und mit den Arbeitern zum Rathhauſe marſchieren. (Er⸗ 
neuerter Widerſpruch.) Wir haben kein Waſſer, die Verkehrsanlagen 
kommen auch nicht; dafür aber haben wir die Verzehrungsſteuer 
und die großen Abgaben. Das exiſtiert nicht, meine geehrten 
Herren, da werden Sie uns Vorortler noch kennen lernen (Oho— 
Rufe, Gelächter), wenn das ſo fortgeht, daſs Sie uns in jeder 
Weiſe verkürzen. Bewilligen Sie die 1500 fl., fie find durch die 
große Noth gerechtfertigt. 

Gem.-Nath Wünſch: Meine ſehr geehrten Herren! Ich werde 
mir auch erlauben, eine Antwort zu geben auf den Appell, welchen 
der Herr Collega Frauenberger an die Vertreter der Vororte 
gerichtet hat, wieſo es komme, dafs die Vereine angeblich nicht 
mehr jenen Ertrag für Wohlthätigkeitszwecke aus den Sammlungen 
haben, welchen ſie bisher gehabt haben. 

Ich werde nicht in dem Tone antworten, wie mein geehrter 
Herr Vorredner (Bravo!), aber ich werde bitten, meine ſachlichen 
Ausführungen zu würdigen. Es iſt zunächſt ein Irrthum, dafs 
diejenigen Vereine, welche ſpeciell Wohlthätigkeitszwecke im Auge 
haben, ſich darüber beklagen, dass in den Vororten jetzt von Seite 
der Wohlthäter die Spenden reſtringiert werden. Das iſt nicht 
richtig. Aber ich glaube, das der Herr Collega Frauenberger, 
wenn er das behauptet, wohl etwas anderes in der Erinnerung 
gehabt hat, andere Vereine, welche thatſächlich durch die Einbe— 
ziehung bedeutend gelitten haben, und deren Erträgnis an Ein— 
nahmen von Spenden weſentlich zurückgegangen iſt. Ich erinnere 
Sie da in erſter Linie an den Türkenſchanzpark-Verein. Dieſer 
Verein war früher ausſchließlich baſiert auf die Beiträge ſeiner 
Mitglieder und die Beiträge derjenigen, welche eben für die gute 
Sache etwas gethan haben. Seit der Einverleibung haben aber 
alle dieſe, die bisher beigetragen haben, geglaubt, daſs das eine 
Angelegenheit der Stadt Wien iſt und werden wird, und infolge 
deſſen iſt allerdings ein weſentlicher Ausfall in den Einnahmen 
entſtanden. Ein ganz ähnliches Verhältnis waltet bei den Feuer— 
wehren ob. Sie haben wiederholt hier bei den Referaten über 
Feuerwehren die Klage gehört, dafs von Seite der Bevölkerung 
man ſich jetzt ſehr zugeknöpft mit den Beiträgen verhält, und ich 
muss geſtehen, ich finde das auch gewiſſermaßen gerechtfertigt, denn 
die Steuerträger wiſſen ja, daſs die Angelegenheit der Feuerwehren 
eigentlich eine Angelegenheit der Commune iſt, und wenn ſie früher 
etwas gethan haben, ſo haben ſie das aus Localpatriotismus gethan, 
um dieſe Unternehmungen, welche einen localen Charakter gehabt 
haben, zu unterſtützen. Das hat jetzt aufgehört. In einer anderen 
Beziehung allerdings haben dieſe Vereine, welche auch auf Wohl⸗ 
thätigkeit baſieren oder die Wohlthätigkeit zum Zwecke haben, einen 
ganz bedeutenden Ausfall, und das iſt derjenige der Beträge, 
welche die Gemeindevertretungen geſpendet haben. Die Vertretungen 
der kleinen Gemeinden, wenn auch ihr Budget ein beſcheidenes 


war, haben eine bedeutende Summe für dieſe Vereine gewidmet. 


Dieſe Beträge find nun ſelbſtverſtändlich ſeit der Einverleibung 
18 
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weggefallen, und daher kommt bei den Referaten ſehr häufig der 
Hinweis darauf vor, daſßs alle jene Beiträge, welche von den 
Gemeindevertretungen geſpendet wurden, jetzt weggefallen find, bei⸗ 
ſpielsweiſe gleich bei dieſem Comité, wo ja gejagt wurde, das die 
Gemeindevertretung von Sechshaus 500 fl. und jene von Rudolfs⸗ 
heim 800 fl., zuſammen alſo 1300 fl., beigeſteuert haben. 

Meine Herren! Ich kann Sie nur verſichern, wenn Sie Ein⸗ 
blick in die Noth in den Vororten bekommen würden, ſo würden 
Sie keine Debatte über dieſe Sache hier führen. Ich verſichere 
Sie, unter 10.000 Schulkindern, die wir beiſpielsweiſe in der 
Gemeinde Ottakring haben, iſt vielleicht ein Drittheil nicht in der 
Lage, von den Eltern beſchuht zu werden. Aber wenn Sie die 
Armen ſehen würden ohne Schuhbekleidung, würden Sie kein Wort 
mehr verlieren und würden das bewilligen. 

Es liegt auch ein Culturmoment darin, den armen Schul— 
kindern es zu ermöglichen, die Schule zu beſuchen. 

Wenn das Kind keine Schuhe hat, kann es nicht in die 
Schule gehen; und das wollen wir nicht. Wir wollen die Bildung 
des Volkes fördern. Nicht allein ein Wohlthätigkeitsact, nicht 
allein ein Act, welcher die Armenpflege Wiens ſelbſt unterſtützt, 
liegt darin; es liegt darin auch die Förderung der Cultur und 
des Unterrichtes des Volkes. Nicht aus den Gründen, die mein 
geehrter Herr Vorredner angeführt hat, und die ich durchaus nicht 
billige, ſondern aus den Gründen, welche ich angeführt habe, bitte 
ich, den Betrag von 1500 fl. für das Comité zu bewilligen. 

Gem Math Winkler: Meine Herren! Ich bin keiner 
derjenigen, die der Meinung ſind, es falle die Beſchuhung der 
armen Schulkinder in die Hände der Vereine. Ich weiß ſehr gut, 
der ich ſeit einer Reihe von Jahren — durch 15 Jahre — 
Mitglied des Orts⸗ und Bezirksſchulrathes bin, was für ein Elend 
ſpeciell draußen in den Bezirken herrſcht. Dass jedoch die Vereine 
immer gerade die Armſten der Armen treffen, dem kann ich nicht 
zuſtimmen. Ich weiß auch ein altes Sprichwort, welches ſagt: 
Wenn man Würdige treffen will, die man beſchenken will, muss 
man es ſich auch gefallen laſſen, das man einen Unwürdigen 
trifft. Aber dennoch geht es bei den Vereinen oft zu weit, es 
werden Kinder betheilt, die es weniger nothwendig hätten als 
andere, welche nichts bekommen. Das zu beſtimmen iſt eine 
Sache, welche dem Ortsſchulrathe zufallen ſollte. Dieſer ſoll die 
Kinder vorſchlagen. Dennoch will ich in dieſem Falle für den 
Antrag Röhrl ſtimmen. Was die Meinung anbelangt, welche 
der geehrte Collega ausgeſprochen hat, der gemeint hat, warum 
denn jetzt die Bevölkerung draußen nichts mehr thut, ob ſie 
erlahmt iſt, weil die Vororte einbezogen ſind, ſo ſind das ganz 
andere Verhältniſſe. Die Herren werden alle wiſſen, — ob man 
dafür oder dagegen iſt, — das läſst ſich nicht bemänteln, dajs 
die Vororte durch die Einverleibung härter betroffen worden ſind, 
wie durch die Steuer auf Bier, Wein, Fleiſch. Das läſst ſich ja 
nicht leugnen. Früher konnte mancher noch 1 oder 2 fl. zu einem 
humanitären Zwecke opfern. Heute geht das nicht mehr. Ein 
zweiter Grund iſt der, dafs die armen Leute immer mehr an die 
Peripherie der Stadt hinausgedrängt werden. Die können nicht 
am Stephansplatz oder am Graben wohnen. Sie kommen immer 
weiter hinaus. Die Verarmung nimmt in den Vororten immer 
mehr zu. Das läſst ſich nicht leugnen. Jeder wird mir zugeben, 
dafs die wohlhabenden Parteien ihren Zins pünktlicher und genauer 
bezahlen als die armen Leute. Wenn der Zins kommt, ziehen die 
Leute draußen aus und der Hausherr mufs die Steuer zahlen. 
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Das ſind aber die Leute, die früher Beiträge für humanitäre 
Zwecke gegeben haben. Sie ſind heute nicht mehr in der Lage, 
dies zu thun. Die Armut iſt eben jo groß, dafs fie nicht wiſſen, 
wo ſie einen Guldenzettel hernehmen ſollen. Das iſt der Grund, 
weshalb die Unterſtützungen nicht mehr wie früher gegeben werden. 
Es iſt eben die Möglichkeit nicht mehr vorhanden. Dazu kommt 
noch, daſs die beſſeren Parteien, weil fie draußen kein Waſſer 
haben, ausziehen und hereinziehen. Die Häuſer draußen werden 
immer mehr leer und es ziehen dort nur Leute hinein, die der 
arbeitenden Claſſe angehören. 


Gem.-Nath Beutnitz: Es iſt mir geradezu räthſelhaft, dafs, 
nachdem die Herren die Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes 
Rück auf gehört haben, daſs die Gemeinde Rudolfsheim, wie ſie 
noch ſelbſtändig war, einen Betrag von 800 fl. und die Gemeinde 
Sechshaus einen Betrag von 500 fl. gegeben haben, Sie dies jetzt 
nicht mehr thun wollen. 

Glauben Sie, daſs die Leute in dieſem Bezirke durch die 
Einbeziehung derſelben wohlhabender geworden ſind? 

Wir haben erſt vor kurzem — und das Capitel iſt noch nicht 
erſchöpft worden, wie alljährlich, große Summen zur Verbeſſerung 
der Lage der Beamten votiert, wir haben in der geſtrigen Sitzung 
die Lage der Diurniſten verbeſſert, und es wird vielleicht in der 
heutigen Sitzung noch die Fortſetzung des Gegenſtandes folgen; 
wir haben die Lage der ſtädtiſchen Diener verbeſſert, und Sie 
wollen jetzt vor der Weihnachtszeit einem Antrage nicht zuſtimmen, 
das den armen Kindern, die keine Schuhe haben, die Möglich— 
keit gegeben werde, die Schule zu beſuchen? Ich bitte Sie, dem 
Antrage des Herrn Gem.-Rathes Röhrl, mit deſſen Ausführungen 
ich zwar nicht einverſtanden bin, zuzuſtimmen, daſs nämlich die 
Subvention auf 1500 fl. erhöht werde. 


Referent (zum Schlusswort): Ich mußs vor allem betonen, 
daſs ich gleich im Eingange meiner früheren Ausführungen geſagt 
habe, aus welchen Corporationen dieſes Weihnachtscomité zuſammen— 
geſetzt iſt. Es beſteht aus der Bezirksvertretung, dem Armenrathe 
und dem Ortsſchulrathe. Nun wollen die Herren in Erwägung 
ziehen, daſs in den alten Bezirken niemals dieſe Spenden zu 
Weihnachten gegeben worden find, dajs lediglich einzelne Vereine 
die Bekleidung armer Schulkinder beſorgt haben und das nur 
kleine Subventionen von 500 und 100 fl., aber niemals ſo hohe 
Beträge an die Bezirksvertretungen ſelbſt gegeben wurden. Ich 
hatte vor ungefähr acht Tagen über eine Subvention für den Bezirk 
Ottakring zu referieren, und auch einen Betrag von 1000 fl. zu 
bewilligen beantragt. Nun werden Sie mir zugeben, das Otta— 
kring noch einmal ſoviel Einwohner als Rudolfsheim und bedeutend 
ärmere Einwohner hat. Ich glaube, dass, wenn die Herren für 
Rudolfsheim auch den Betrag von 1000 fl. geben werden, die 
Herren draußen ganz zufrieden ſein werden. Es ſteht in den Acten, 
daſs ſie nur einen Betrag von 3000 fl. brauchen und um einen 
Zuſchuſs von 1500 fl. bitten. Die Herren werden mit ihren 
Sammlungen doch etwas mehr als 1500 fl. hereinbringen; ich 
bitte Sie alſo, den Antrag des Stadtrathes anzunehmen und keinen 
höheren Betrag zu bewilligen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Der Herr Referent 
beantragt, dem Weihnachtscomité für den XIV. Bezirk eine Sub- 
vention von 1000 fl. zu gewähren. Gem.⸗Rath Röhrl beantragt 
1500 fl. Ich bringe zur Abſtimmung den Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Röhrl und bitte jene Herren, die mit demſelben ein— 
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verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Nunmehr erſuche ich jene Herren, welche dem Antrage des 
Herrn Referenten zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Referenten-Antrag iſt angenommen. 

Referent: Gleichzeitig bitte ich auch, nachdem der Ver— 
ſorgungsfond erſchöpft iſt, einen Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu 
bewilligen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Nach einer Pauſe:) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Weihnachts— 
comité im XIV. Bezirke eine Subvention von 1000 fl. 
zur Bekleidung armer Schulkinder zu gewähren und 
zur Bedeckung dieſer Ausgabe einen Zuſchuſscredit 
in der gleichen Höhe zum allgemeinen Verſorguugs— 
fonde zu bewilligen. 

6. Referent Gem. Rath Matthies: Zahl 7487. Die 
Armeninſtituts⸗Vorſtehung des XII. Bezirkes bittet um eine Sub— 
vention von 2000 fl. zur Betheilung armer Schulkinder. Das Armen— 
inſtitut des XII. Bezirkes berichtet, daſs in früheren Jahren die 
Gemeinde Unter-Meidling 600 fl., Ober-Meidling 150 fl., Gaudenz— 
dorf 600 fl., Altmannsdorf 150 fl. beiſteuerten und z. B. in 
Hetzendorf durch Sammlungen im abgelaufenen Jahre 600 fl. 
aufgebracht wurden. Der Stadtrath ſtellt den Antrag, auch dem 
XII. Gemeindebezirke zu dieſem Zwecke eine Subvention von 
1000 fl. zu gewähren. Aus den Acten geht wie erwähnt hervor, 
daſs Hetzendorf im Sammlungswege 600 fl. aufgebracht hat und 
Hetzendorf gehört nicht zu den reichſten Gemeinden. Ich bitte alſo, 
eine Subvention von 1000 fl. und einen Zuſchuſscredit in der 
gleichen Höhe zum allgemeinen Verſorgungsfonde zu bewilligen. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich will hiebei lediglich etwas 
conſtatieren. Es wurde hier ausdrücklich erwähnt, daj3 die früher 
genannten Gemeinden im Sammlungswege dieſe Beträge auf— 
gebracht haben. (Rufe: Nein! Referent: Nur Hetzendorf!) Dann 
hat der Referent falſch geleſen. (Referent: O nein!) Ich habe 
gegen dieſe Subvention nichts einzuwenden; es wurde ſchon früher 
bemerkt, daſs die inneren Bezirke I bis X niemals eine ſolche 
Subvention bekommen haben. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Der Herr Referent hat das 
Schluſswort. (Derſelbe verzichtet.) 

Ich bitte die Herren, welche dem Referenten-Antrage zu— 
ſtimmen, 1000 fl. und einen Zuſchuſscredit in gleicher Höhe zu 
bewilligen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt an— 
genommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der Armeninſtituts— 
Vorſtehung des XII. Bezirkes eine Subvention von 
1000 fl. zur Betheilung armer Schulkinder im 
XII. Bezirke im Winter 1892 93 mit Schuhen zu 
gewähren und zur Bedeckung dieſer Ausgabe einen 
Zuſchuſscredit in der gleichen Höhe zum allgemeinen 
Verſorgungsfonde zu bewilligen. 

7. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Zahl 7202. Es handelt 
ſich um die Bewilligung eines Zuſchuſscredites zur Ausgabs⸗ 
Mitbrik XLIII 38 „Anſchaffung von Lehrmitteln“. Dieſe Rubrik 
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iſt erſchöpft und über Auregung des Bezirksſchulrathes ſoll ein 
Werk für die Bürgerſchulen angeſchafft werden, Konrad Grefes 
Sammelwerk: „Unſer altes Wien“. Es wird von Seite ſämmt— 
licher Amter befürwortet; der Magiſtrat ſtellt infolge deſſen den 
Antrag, nachdem dieſe Rubrik erſchöpft iſt, den Zuſchuſscredit von 
568 fl. zur Anſchaffung dieſes Werkes zu bewilligen und auf den 
Reſervefond pro 1892 zu verweiſen. Der Stadtrath empfiehlt dieſen 
Antrag. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik XIIII 38 „Anſchaffung von Lehrmitteln“, 
behufs Beiſtellung des Sammelwerkes „Unſer altes 
Wien“ von Konrad Grefe für die 71 ſtädtiſchen 
Bürgerſchulen, einen Zuſchuſscredit von 568 fl. zu 
bewilligen und denſelben auf 
pro 1892 zu verweiſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte Herrn Gem.- 
Rath Vangoin, zu referieren. | 

Gem.⸗Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, 
es kommt jetzt die Sache des Verkaufes der Annagaſſengründe 
zum Referate. (Referent Gem.-Rath Vaugoin: Ja!) Im Amts⸗ 
blatte der Gemeinde befindet ſich der Bericht über die letzte Sitzung, 
wo ich mir erlaubte, mein Offert einzubringen. Mein Offert iſt 
angegeben. Einige Zeit aber, nachdem ich mich aus dem Saale 
entfernt hatte, kommt bei einem andern Redner ein Zwiſchenruf 
von mir vor, als ob ich noch anweſend geweſen wäre. Ich möchte 
alſo bitten, das in dieſer Zeitung richtiggeſtellt werde, dass ich 
ſofort nach meinem Anbot hinausgegangen bin (Rufe: Richtig!), 
wie ich es auch heute thue. 

8. Referent Gem.-Rath Vaugoin: Ad Zahl 7601. 
Ich habe in der Sitzung vom 2. d. M. die Ehre gehabt, über 
ein Offert zu referieren, welches Herr Adolf Springer auf die 
Bauſtelle IV der ſtädtiſchen Anna-Realität im Ausmaße von 
860723 m? in der Höhe von 150 fl. geſtellt hat. Bei dieſem 
Anlaſſe hat ein Mitglied dieſer Verſammlung die Erklärung ab— 
gegeben, daſs er dieſen Betrag für beide Bauſtellen III und IV 
offeriert, und ferner hat ein Mitglied des geehrten Gemeinderathes 
den Antrag auf Vertagung des Referates geſtellt. Das Referat 
wurde zum Zwecke der Erlangung eines höheren Kaufanbotes 
zurückgewieſen. 

Nunmehr offeriert Herr Victor Silberer auf die Bau— 
ſtellen III und IV, welche zuſammeen ein Flächenausmaß von 
1627163 m? haben, den Betrag von 150 fl. per Quadratmeter 
und unterwirft ſich den allgemeinen Bedingungen, wie ſie vom 
Magiſtrate aufgeſtellt worden ſind. Gleichzeitig erklärt auch Herr 
Victor Silberer, dafs er dieſe beiden Bauſtellen zuſammen— 
nehmen und auf eine allein durchaus nicht reflectieren würde. Herr 
Adolf Springer iſt aber auch wieder erſchienen und hat ſein 
Offert neuerdings erhöht, und zwar um einen Kreuzer per Quadrat- 
meter. Er erklärt auf das beſtimmteſte, dafs er nicht gewillt ſei, 
dieſe zweite Bauſtelle Nr. III mitzuerwerben, ſondern lediglich die 
von ihm urſprünglich in Ausſicht genommene Bauſtelle IV. 

Nun ſtellt ſich die Sache ſo: Der Vorgang — ich will mich 
nicht in eine ausführliche Kritik einlaſſen — hat gewiſs Anſpruch 
auf Originalität. Seit den nahezu 29 Jahren, als ich die Ehre 
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habe, dem geehrten Gemeinderathe anzugehören, iſt dies der erſte 
Fall geweſen, daſs von Seite eines Mitgliedes des Gemeinderathes 
ein Offert in der öffentlichen Sitzung auf ein Object gemacht 
wurde. 

Ich habe in der letzten Sitzung, als das Referat erſtattet 
wurde, im Namen des Stadtrathes das Offert des Herrn 
Springer aufrechterhalten und den Beſchluſs des Stadtrathes 


zur Annahme empfohlen; ich habe alſo nur bedauern können, daßs 


die Vertagung beſchloſſen wurde. Die Vertagung hat in finanzieller 
Beziehung gewiſs ein günſtiges Reſultat geliefert, wie ich ſofort 
nachweiſen werde; aber in formeller Beziehung war es von Nach— 
theil für die Gemeinde. Es iſt nicht gut, dafs, wenn ein Offerent 
ein Anbot macht, es in ſolcher Weiſe abgefertigt wird. Es wäre 
auch nicht wünſchenswert, wenn ſich ein ſolcher Vorgang in Zu— 
kunft wiederholen würde, weil das auf die Käufer gewiſs ab- 
ſchreckend wirkt, wenn ihr Offert aus dieſem Grunde nicht an— 
genommen wird. (Widerſpruch.) Ich kann es mir nicht verwehren 
laſſen, meine Anſicht auszuſprechen. 

Ich gehe nun auf das Offert ſelbſt ein. 

Die Bauſtelle Nr. III, auf welche hier zuſammen mit der 

Bauſtelle Nr. IV mit 150 fl. per Quadratmeter offeriert wird, iſt 
nicht ſo günſtig ſituiert, als die Bauſtelle Nr. IV, auf welche 
Springer offeriert; erſtens liegt ſie weiter zurück von der 
Kärnthnerſtraße, und zweitens hat ſie eine geringere Straßenfront 
als die andere, wie die Herren aus dem Plane hier erſehen können. 
Sie iſt deshalb, man kann dies ruhig ſagen, um manche tauſend 
Gulden weniger wert als die Bauſtelle Nr. IV. 
Der eigentliche correcte Vorgang wäre nun geweſen, eine neue 
Offertverhandlung auszuſchreiben, und zwar auf beide Bauſtellen. 
Es haben ſich aber der Stadtrath und auch ich vor Augen ge— 
halten, dass das wirtſchaftliche Intereſſe der Gemeinde uns höher 
ſteht, und dafs es möglich iſt, dafs, wenn eine Offertausſchreibung 
auf beide Bauſtellen ſtattfindet, gar kein Offert erzielt werden 
wird; wir beſitzen dieſe Bauſtellen bereits fieben Jahre, ohne dass 
jemand darauf offeriert hätte. 

Nun liegen zwei Offerte vor, welche beide. günſtig find, 
nämlich das des Herrn Springer auf die Bauftelle Nr. IV umd 
das noch günſtigere Offert des Herrn Silberer auf beide Bau— 
ſtellen, weil die Bauſtelle Nr. III nur dann an Wert gewinnt, 
wenn ſie mit der Bauſtelle Nr. IV in Verbindung gebracht wird. 
Wenn ein Käufer nur die Bauſtelle Nr. III erwerben ſoll, ſo wird 
er nie denjenigen Betrag geben können, den wir jetzt für ſie zu— 
ſammen mit der Bauſtelle Nr. IV erhalten. | 

Ich beantrage daher namens des Stadtrathes, mit Rückſicht 
auf das finanzielle Intereſſe der Gemeinde, und zwar lediglich mit 
Rückſicht hierauf, dieſe beiden Bauſtellen unter folgenden Be⸗ 
dingungen zu veräußern (liest): 

„Das Offert des Herrn Victor Silberer auf käuf— 
liche Überlaſſung der ſtädtiſchen Bauſtellen III und IV 
der St. Auna-Realität in der Annagaſſe im J. Bezirke, 
Einl.⸗Z. 1564/I und 1565/I im Geſammtflächenaus— 
maße von 1627.163 m? wird unter den in der Vorſchrift 
für den Verkauf dieſer Bauſtellen enthaltenen Be— 
dingungen und gegen dem genehmigt, dafs der Offerent 
den Einheitspreis von 150 fl. per Quadratmeter be— 
zahle und die Vertragskoſten, die Koſten der grund— 
bücherlichen Durchführung, ſowie die Vermögens-Über— 
tragungsgebüren aus Eigenem beſtreitet. 
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Das Offert des Herrn Adolf Springer wird ab- 
gelehnt.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge. 

Gem.-RNath Dr. Vogler: Der Herr Referent hat einige 
Bemerkungen gemacht, denen ich meine Zuſtimmung nicht ertheilen 
kann, und deshalb erlaubte ich mir, das Wort zu ergreifen. 

Dieſe Bemerkungen wären am Platze geweſen, wenn es ſich 
um eine öffentliche Offertverhandlung handeln würde, wo ein 
Termin fixiert wird, bis zu welchem Offerte angenommen werden, 
und wenn dann nachträglich, vielleicht hier im Saale, jemand 
aufſtehen und ſagen würde, ich gebe mehr als irgend einer der 
Offerenten, die hier geboten haben. Das iſt hier durchaus nicht 
der Fall. Wie der Herr Referent ſelbſt geſagt hat, handelt es 
ſich um Bauſtellen, welche wir ſeit ſieben Jahren zum Verkaufe 
ausbieten, für welche ſich aber bisher ein entſprechender Offerent 
nicht gefunden hat. 

Es handelt ſich alſo bei dem Offert des Herrn Adolf Springer 
nicht um das Ergebnis einer Offertverhandlung, ſondern es liegt 
ein einzelnes Anbot vor, und die Gemeinde hat durchaus nicht 
die Verpflichtung, ein ſolches Kaufanbot anzunehmen. 

Solange die endgiltige Entſcheidung des Gemeinderathes nicht 
erfolgt iſt, kann jederzeit ein beliebiger Offerent kommen, alſo 
auch ein Gemeinderath, und ſagen, ich gebe mehr. 

Aus dieſem Grunde ſind, wie ich glaube, die Bemerkungen 
des Herrn Referenten im vorliegenden Falle durchaus nicht am 
Platze geweſen. Ich mufßs übrigens geſtehen, daſs ich das Vor— 
gehen des Collegen Silberer in der Freitag-Sitzung umſomehr 
begreife, als wir gegenwärtig in einer Zeit leben, in welcher ſich 
ein gewiſſes Syſtem der Verdächtigungen eingebürgert hat, und, 
wenn Herr Victor Silberer vielleicht ſchriftlich beim Stadtrathe 
oder Magiſtrat ein ſolches Offert eingebracht und der Stadtrath 
infolge deſſen das Offert des Herrn Adolf Springer beiſeite 
gelegt und das des Herrn Silberer angenommen hätte, dann 
hätte man vielleicht umſomehr Gelegenheit gehabt, hier neuen Stoff 
für Verdächtigungen zu finden. (Rufe: Sehr richtig!) 

Deshalb kann ich das Verhalten des Herrn Collegen Silberer, 
daſs er in öffentlicher Gemeinderaths-Sitzung, alſo vor aller Welt, 
ſeine Meinung erklärt hat, indem er ſagte: „Das Offert iſt zu billig, 
das Intereſſe der Gemeinde iſt dadurch nicht gewahrt, ich biete 
verhältnismäßig mehr, indem ich mich erbiete, die geſammten Bau— 
ſtellen um denſelben Preis zu nehmen“, nur billigen, da er dadurch 
nur das Intereſſe der Gemeinde gewahrt hat, und dafür ſollte 
man ihm danken, aber nicht in öffentlicher Sitzung ihn verun— 
glimpfen. (Bravorufe.) 

Ich möchte weiters noch bemerken, dass meines Erachtens 
eine neue Offertausſchreibung im vorliegenden Falle gar nicht am 
Platze wäre, weil eine ſolche nur dann zweckmäßig wäre, wenn 
früher eine Offertverhandlung ſtattgefunden hätte. Nachdem aber, 
wie ich früher ſchon bemerkt habe, das nicht der Fall iſt, iſt es 
auch unzweckmäßig, eine neue Offertverhandlung auszuſchreiben; 
das Intereſſe der Gemeinde erfordert es aber, unbedingt das Offert 
des Herrn Collegen Silberer anzunehmen. 

Es iſt entſchieden günſtiger, weil der Herr College Silberer 
für die zwei Plätze, von welchen einer nur eine ganz geringe 
Gaſſenfront in der Annagaſſe hat, denſelben Preis bietet, welchen 
der andere nur für eine günſtiger gelegene, mit breiter Gaſſenfront 
verſehene Bauſtelle bietet. ü 


— — „u v2 


r NLTUN N 


Es wird infolge deſſen die Gemeinde hier gegenüber dem 
Anbote des Herrn Adolf Springer einen Nutzen haben, den 
ich wohl momentan nicht genau beziffern kann, aber jedenfalls 
einen Nutzen von mehreren tauſend Gulden. Deshalb werde ich 
für den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen, indem ich auch 
im Stadtrathe dafür geſtimmt habe. Ich erlaubte mir nur, dieſe 
Bemerkung vorzubringen. Ich habe mir nicht gedacht, daS der 
Herr Referent dieſe Bemerkungen im Gemeinderathe vorbringen 
werde, die meines Erachtens wirklich nicht am Platze geweſen 
ſind. (Beifall.) 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich freue mich ſehr, dafs ein 
Mitglied des Stadtrathes ſich gefunden hat, welches dem Herrn 
Referenten die gewiſs ungeziemenden Bemerkungen in dieſer Sitzung 
vorgehalten hat. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (den Redner unterbrechend): 
Ich glaube, Herr Redner, daſs dieſer Ausdruck zu weit geht und 
die Ausführungen des Herrn Referenten dieſe Bezeichnung nicht 
verdienen. | 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Vielleicht gelingt 
es mir, dieſe Worte in meinen weiteren Ausführungen zu recht— 
fertigen. ( Heiterkeit.) Das drittemal ſteht der Herr Referent mit 
dieſem Referate vor uns. Das erſtemal hat er vorgeſchlagen 130 fl. 
und dieſer Antrag — dieſes Referat wäre beinahe angenommen 
worden, wenn — ich glaube zwei Stimmen waren dagegen — 
ſich nicht Herren gefunden hätten, welche dem Herrn Referenten 
nachgewieſen haben, dafs dieſer Grund mehr wert iſt, und es 
hat eine bedeutende Anſtrengung gekoſtet, ihm das einleuchtend zu 
machen, denn er hat ſich mit aller Kraft ſeiner Beredſamkeit ein— 
geſetzt, daſs das der höchſte Preis iſt, der zu erzielen iſt. Wenn 
der Herr Refereut das nicht glaubt, ſo möge er die Güte haben, 
das nachzuleſen, was er damals geſagt hat. Das Referat wurde 
abgelehnt. 

Mit einer gewiſſen Entrüſtung, welche gerade dieſer Herr 
Referent immer empfindet, hat er den Referententiſch verlaſſen in 
dem Vollgefühle, dass jetzt wieder einmal der Gemeinde Wien 
ein koloſſaler Schaden zugefügt wurde, weil man ſeinen Worten 
nicht geglaubt hat. Dann kommt er und referiert über das Adolf 
Springer'ſche Anbot mit 150 fl. für den vorderen Baugrund. 
(Unruhe.) Ja, wie ſoll man denn anders eine Sache klarſtellen, als in 
der Weiſe, wie es hier geſchehen iſt. Wenngleich ich dieſen Vorgang 
nicht billigen kann; es iſt ein gewiss ſeltener Vorgang und unan— 
genehm, daßs ſich fo etwas ereignet, aber gegenüber einer ſolchen 
Harthörigkeit des Herrn Referenten mußs man ſchließlich jo vorgehen. 
Der Herr College Silberer hat auch für den rückwärts ge— 
legenen Grund, welcher ein weit größeres Ausmaß hat, als der 
vorne gelegene, denſelben Preis geboten. Dieſer Grund hat ſelbſt— 
verſtändlich eine viel ungünſtigere Lage, und das iſt im Preiſe ein 
ganz gewaltiger Unterſchied und, wenn ſich das auch ſeit 29 Jahren 
nicht ereignet hat, ſo hat es ſich eben einmal ereignet, weil man 
mit aller Gewalt darauf dringen mufſßs, dass der Referent, welcher 
für Grundverkäufe eintritt, auch die Lage des Grundes zu be— 
urtheilen im Stande iſt; ich möchte überhaupt hier anregen — 
und ich glaube, das wäre von großer Wichtigkeit — daſßs der 
Referent über ſolche Grundangelegenheiten ein Fachmann ſein ſoll. 
Wir haben ja ſo viele Fachmänner. Die Gründe in Wien ſind 
ja ſehr verſchieden im Preiſe, und ein Fachmann iſt jedenfalls 
viel beſſer im Stande, einen Grund beurtheilen zu können, als 
ein Laie. 
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Dass aber der Herr Referent noch hergeht und uns gewiſſer— 
maßen herabkanzelt, das iſt mir denn doch zu viel. Der Ge— 
meinderath hat in dieſer Angelegenheit ſeine Aufgabe voll und 
ganz erfüllt, und die Gemeinde kommt dadurch nicht zum Schaden 
wohl aber wäre die Gemeinde zum Schaden gekommen, und zwar 
zu einem ganz bedeutenden Schaden, wenn wir das Referat damals 
mit 130 fl., für welches der Herr Referent mit ſo großer Wärme 
eingetreten iſt, angenommen hätten. Das mujste ich dem Herrn 
Referenten ſagen, und damit ſchließe ich. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (verzichtet auf das Wort). 

Gem.-Rath Djörup: Ich werde mich ganz kurz faſſen. Wie 
ich das letztemal den Antrag des Gem.-Rathes Silberer ſo 
im Stegreife gleich feſtnagelte, dajs wir ihn annehmen ſollen, fo 
war dies von meinem Standpunkte ganz gerechtfertigt, da ich 
jederzeit die Cataſterpläne der einzelnen Bezirke vor mir habe, um, 
wenn eine ſolche Frage auf das Tapet kommt, mich ſogleich zu 
orientieren. Das iſt auch damals geſchehen. Der Antrag Springer 
gieng dahin, das er den viereckigen Platz um 150 fl. kaufen 
wollte. Der Antrag Silbe rer gieng aber dahin, dieſen ſchlechteren 
Platz zu kaufen (auf den Plan weiſend), der nur wenig Fagade 
hat, weil (auf einen Plan in der Hand verweiſend) hier die Kirche 
einſpringt und rückwärts ein Platz iſt, der für einen Bauſpecu⸗ 
lanten gar keinen Wert hat, und daher um vielleicht ein Drittel 
weniger wert iſt. Darum habe ich den Antrag ſofort aufge— 
nommen, glaube dadurch der Stadt Wien nur einen Dienſt 
erwieſen, nicht aber eine Rüge verdient zu haben, wie ſie mir in 
den Zeitungen bezüglich meines Vorgehens ertheilt wurde. Der 
Platz hat hier nur ſoviel Façade (auf den Plan weiſend), weil 
hier die Kirche und rückwärts der Hof des Hauſes iſt, es iſt das 
Gebäude des Kaufmänniſchen Vereines, wo jetzt eine hohe Mauer 
aufgeführt wurde, durch welche Licht und Luft weggenommen wird; 
wenn jemand nun auch für dieſe Parcelle 150 fl. bietet, ſo haben 
wir der Gemeinde durch den neuen Antrag beiläufig 40.000 fl. 
gerettet. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt ge- 


ſchloſſen. 


Referent (zum Schlusswort): Der Antrag ſelbſt, den ich 
geſtellt habe, wird, wie ich glaube, von keiner Seite bekämpft und 
ich glaube auch, dass er der finanziell richtige iſt. Das habe ich 
hervorgehoben. 

Ich habe aber zu den Ausführungen des früheren Sprechers, 
der die Güte gehabt hat, mir den Vorwurf zu machen, dajs ich 
mit aller Wärme für den Verkauf der Bauſtelle um den Betrag 
von 130 fl. eingetreten bin, zu bemerken, daſs ich namens des 
Stadtrathes referiert habe, und wenn ich namens dieſer Körper— 
ſchaft referiere, iſt es wohl meine Pflicht, nicht „kalt“, ſondern 
„warm“ zu referieren und die Anſicht der Majorität des Stadt- 
rathes hier zu vertreten. Ich glaube deshalb, keinen Vorwurf zu 
verdienen. 

Übrigens habe ich weiters zu bemerken, dass ich auch bei 
dem erſten Referate, nach welchem 120 fl. angeboten wurden, 
auch Referent war, und dass der Magiſtrat und das Bauamt 
dieſen Betrag von 120 fl. befürwortet haben. (Rufe: Bedauerlich!) 

Ich bitte, ich habe ganz ruhig den Herrn Sprecher angehört, 
der damals den Antrag geſtellt hat, es ſei ein Comits einzuſetzen, 
welches mit dem Käufer in Verhandlung zu treten hat; es waren 
zwei Gemeinderathsmitglieder in dieſem Comité -thätig, und der 
Stadtrath hat allerdings den Betrag von 130 fl. als keinen hohen, 
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aber als einen annehmbaren betrachtet. Daſs eine Oppoſition war, 
habe ich damals erklärt, weil der Antrag mit 11 gegen 7 Stimmen 
angenommen wurde. 

Nun komme ich auf den Liebhaberwert zu ſprechen. Ich 
glaube heute noch immer, dass es kein gewiſſenloſes Referat war, 
wenn man am RNeferententiſche bei einer Bauſtelle für den Preis 
von 130 fl. eintritt, nachdem bereits ſeit ſieben Jahren eine Nach- 
frage nach derſelben nicht ſtattgefunden hat. Ich habe das Bewuſst⸗ 
ſein, daſs ich nichts Unrechtes referiert habe, und es iſt nur ein 
glücklicher Zufall, dafs Liebhaber da find. Ich habe übrigens 
durchaus nichts dagegen, wenn der Herr Collega, der mir vis-A-vis 
ſitzt, und heute Gelegenheit gehabt hat, an mir ſein Müthchen zu 
kühlen, gegen mich aufgebracht. iſt. Ich mache mir nichts daraus. 
Die Bemerkung „ungeziemend“ hat der Herr Vice-Bürgermeiſter 
bereits gerügt. Ich kann mich nun nicht erinnern, dass ich irgend etwas 
anderes gejagt habe, als dafs ich dieſen Vorgang als nicht correct 
betrachte. Von einer Verunglimpfung des Collegen Silberer 
iſt keine Rede. Ich bedauere, daſs Herr Gem.-Rath Dr. Vogler 
mir dieſen Vorwurf gemacht hat. Ich habe es als ſonderbares 
Vorgehen bezeichnet, und ich bin nicht der einzige, der es als das 
bezeichnet hat; der Herr Collega hat der heutigen Sitzung im 
Stadtrathe beigewohnt und hat gehört, daßs auch von anderer Seite 
die Sache kritiſiert worden iſt, und wenn nicht das finanzielle 
Refultat wäre, jo ſage ich, dafs ich eine Offertausſchreibung bean: 
tragt hätte, wenn es ſich etwa bloß um 1000 oder 2000 fl. handeln 
würde. Ich war nicht der einzige im Stadtrathe, der dieſer Mei— 
nung war. Ich habe nur das finanzielle Moment in Betracht ge— 
zogen, ſonſt nichts. Ich bitte, alſo die Anträge, wie ich ſie geſtellt 
habe, anzunehmen. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Der Antrag des Herrn 
Referenten geht dahin, dieſe beiden genannten Bauſtellen III und IV 
um. den Einheitspreis von 150 fl. per Quadratmeter an Herrn 
Victor Silberer zu verkaufen, welcher die Vertragskoſten, 
die Koſten der grundbücherlichen Buchführung ſowie die Ver— 


mögens⸗Ubertragungsgebüren aus Eigenem zu beſtreiten hat; das 


Offert des Herrn Adolf Spinger ſei abzulehnen. 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag annehmen, ſich 
von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
Das Offert des Herrn Vietor Silberer auf käuf— 
liche Überlaſſung der ſtädtiſchen Bauſtellen III und IV 
der St. Anua⸗Realität in der Annagaſſe im J. Be— 
zirke, Einl. -Z. 1564/I und 1565/l im Geſammt— 
flächenausmaße von 1627.163 m? wird unter den in 
der Vorſchrift für den Verkauf dieſer Bauſtellen ent— 
haltenen Bedingungen und gegen dem genehmigt, 
daſs der Offerent den Einheitspreis von 150 fl. 
per Quadratmeter bezahle und die Vertragskoſten, 
die Koſten der grundbücherlichen Durchführung, ſowie 
die Vermögens⸗Übertragungsgebüren aus Eigenem 
beſtreitet. 
Das Offert des Herrn Adolf Springer wird ab— 
gelehnt. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte Herrn Vice⸗ 
Bürgermeiſter Dr. Grübl zum Referate. 
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9. Referent Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Ich be⸗ 
ehre mich, das Referat über die Beſtimmungen, betreffend die Auf- 
nahme und Bezüge der ſtädtiſchen Diurniſten mit Ausnahme der tech⸗ 
niſchen Diurniſten, ſowie der techniſch befähigten Buchhaltungs⸗ 
Diurniſten fortzuſetzen. Der löbliche Gemeinderath hat in der 
geſtrigen Sitzung den § erledigt. 

Es kommt alſo heute § 2 in Verhandlung. Er iſt eine aus 
den Verhältniſſen ſich ſelbſt ergebende Beſtimmung und lautet (liest): 

„Bei der Bemeſſung des höheren Diurnums wird 
nur die Zeit der ununterbrochenen Verwendung als 
Diurniſt in Aurechnung gebracht.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wird dagegen keine Ein⸗ 
wendung erhoben? (Nach einer Pauſe:) Angenommen. 

Referent (liest): 

„8 3. 

Die Anweiſung der höheren Diurnen erfolgt über 
ſchriftliches Anſuchen des betreffenden Diurniſten durch 
die Magiſtrats direction.“ 

Iſt eine Sache der Durchführung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? (Nach 
einer Pauſe:) Angenommen. 

Referent (liest): 

„Ss 4. 
Als Diurniſten dürfen nur ſolche Perſonen aufge— 
nommen werden, welche 
a) die öſterreichiſche Staatsbürgerfhaft beſitzen, 
b) das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben, 
c) moraliſch unbeſcholten, 
d) geiſtig und körperlich geſund ſind, und 
e) die abzulegende Prüfung mit gutem Erfolge be— 
ſtanden haben. 

Dieſe Prüfung hat ſich auf Schön- und Schnell— 
ſchreiben, Orthographie und ſchriftlichen Gedankenaus— 
druck zu beſchränken.“ 

Gem.-Rath Herrdegen: Ich beantrage für § 4, Punkt 6 
folgenden Wortlaut: ſtatt „das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben“ ſoll 
es heißen: „die Großjährigkeit erlangt haben“. Ich glaube mich hier 
vollſtändig im Gedankengange des Herrn Bürgermeiſters zu bewegen, 
welcher geſtern gemeint hat, man müſſe es geradezu verhindern, 
daſs junge Leute ſich als Diurniſten anſtellen laſſen, ſtatt eigentlich 
etwas Ordentliches zu lernen. Ich glaube auch, dafs es nicht zweck— 
mäßig iſt, daßs man fo junge Leute als Diurniſten aufnimmt; 
denn der junge Mann bleibt hier ſitzen, hat keine Zukunft und 
proletariſiert ſich eigentlich ſelbſt. Jedenfalls iſt es zweckmäßiger, 
als Diurniſten Perſonen aufzunehmen, welche bereits vermöge ihres 
Alters ſich darüber klar werden können, welche traurige Exiſtenzen 
ſie hier finden. Ich bitte Sie, dieſem Antrage zuzuftimmen. 

Gem.-Ratlh Dr. Zimmermann: Meine Herren! Ich bitte 
Sie, dieſen Punkt ſo anzunehmen, wie er in der Vorlage bean— 
tragt wird, und zwar aus dem ſehr einfachen Grunde, weil wir 
eine beſtimmte Anzahl von Praktikanten ſyſtemiſiert haben und es 
ſehr leicht möglich iſt und meines Wiſſens ſehr häufig vorkommt, 
daſs junge Leute, welche nicht aufgenommen werden können, weil 


die ſyſtemiſierten Praktikantenpoſten beſetzt ſind, einſtweilen als 


Diurniſten eintreten, um dann als Praktikanten übertreten zu 


können, ſobald ein Poſten frei wird. Die Großjährigkeit wäre ein 


Hindernis, dieſen Zweck zu erreichen. Ich bitte Sie daher, den 
Punkt p) in § 4 unverändert anzunehmen. 
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Gem.-Nath Herrdegen: Ich bedauere, meinem unmittelbaren 
Herrn Vorredner erwidern zu müſſen, das er ſich jedenfalls in 
‚ einem Irrthume befindet. Das Ausmaß an Praktikanten in den 
einzelnen Amtern iſt ein fo bedeutendes, dass es geradezu eine 
Täuſchung iſt, wenn man ſagen und behaupten wollte, daßs die 
Diurniſten Ausſicht haben, auf Praktikantenpoſten zu kommen. Das 
wird in einzelnen Fällen jetzt geſchehen — ich will das zugeben 
und wünſche das vom Herzen — das wird aber gewißs nicht in 
Zukunft geſchehen, denn wir haben in den einzelnen Amtern bis 
30 Percent Praktikanten. Wie wollen Sie nun dazu kommen, 
Diurniſten zu Praktikanten zu erneunen? Es iſt dies ganz 
unwahrſcheinlich, zumal die Diurniſten einen wirklichen Anſpruch 
nicht haben und man ihnen denſelben mit dieſer Vorlage und dem 
gegenwärtig in Behandlung ſtehenden Antrage des Stadtrathes nicht 
geben will. Ich bitte daher, meinem Antrage zuzuſtimmen, daſs 
als eine Bedingung der Aufnahme zu Diurniſten die Großjährig— 
keit verlangt werde. 


Vice-Bür germeifler Dr. Richter: Die Debatte iſt ge— 
ſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schluſswort. 

Referent: Ich mufs mich gegen den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Herrdegen ausſprechen; College Zimmer— 
mann hat bereits die Gründe angeführt, welche gegen dieſelben 
ſprechen. Junge Leute zwiſchen 18 und 24 Jahren ſind eigentlich 
die beſten Bewerber um Diurniſtenſtellen, die es gibt; es find 
junge Leute, die geſehen haben, dass fie die Mittelſchule, ſei es 
das Gymnaſium, die Realſchule oder die Handelsakademie nicht 
zu abſolvieren vermögen, entweder, weil ſie die finanziellen Mittel 
nicht haben, oder weil ſie bei einer Prüfung verunglückt ſind. Was 
ſollen die machen? Sie ſind vielleicht momentan nicht in der Lage, 
die Prüfungen abzulegen, die der ſtädtiſche Dienſt von ihnen ver— 
langt. Wenn ſie als Diurniſten eintreten und nach einiger Zeit 
die Prüfungen ablegen, treten ſie in den Praktikantenſtatus über. 
Ich glaube, dass das die leiſtungsfähigſten Elemente find, die wir 
haben und das man andererſeits nicht behaupten kann, daſs man 
dieſe jungen Leute, die bereits bei irgend einer Prüfung verunglückt 
und außer Stande ſind, ein größeres Studium zu vollenden, durch 
die Aufnahme zu Diurniſten von irgend einem anderen höheren 
Berufe abhält. Ich würde daher glauben, daſs es nicht angemeſſen 
wäre, hier eine ſolche Beſchränkung eintreten zu laſſen, wie ſie 
College Herrdegen beantragt und bitte ich um unveränderte 
Annahme des Alinea bp). 


Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Gegen den Abſatz b) des 
§ 4 hat Herr Gem.⸗Rath Herrdegen folgende Faſſung be— 
antragt: „das Alter der Großjährigkeit erreicht 
haben.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche dem § 4 in der Faſſung 
des Herrn Referenten annehmen wollen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 


Referent: Der § 5 enthält fo ziemlich außer § 1 die 
weſentlichſte Beſtimmung der Vorlage. Er lautet (liest): 

‚$S 5. Der Stadtrath kann den ſtädtiſchen Diur— 
niſten, wenn dieſelben während ihrer Dienſtleiſtung 
ohne ihr Verſchulden dienſtunfähig oder ohne ihr Ver— 
ſchulden entlaſſen werden, dann eine Proviſion ge— 
währen, wenn fie mindeſtens durch zehn Jahre ununter— 


2987 


ANN 


brochen als Diurniſten im ſtädtiſchen Dienſte ſtanden 
und ihre Dieunſtleiſtung eine zufriedenſtellende war.“ 

Dieſer Paragraph enthält den großen Fortſchritt, daßs der 
Diurniſt gewärtigen kann, daſs ihm, wenn er durch zehn Jahre 
ununterbrochen gedient hat und wenn ſeine Dienſtzeit eine zu— 
friedeuſtellende war, der Stadtrath eine Proviſion gewähren 
kann. Damit iſt eine Art Altersverſorgung gegeben. Die näheren 
Modalitäten der Zuerkennung der Proviſion enthalten die nächſt— 
folgenden Paragraphe. 

Gem.⸗Rath Dr. Nehansky: Ich erlaube mir die Anfrage 
an den Herrn Referenten zu ſtellen, wer über das Verſchulden der 
Diurniſten zu entſcheiden hat? 

Referent: Der Amtsvorſtand. 

Gem.⸗Nath Dr. Nechausliy (fortfahrend): Nach dieſer Auf⸗ 
klärung finde ich dieſe Beſtimmung nicht ganz richtig. Es hat bis 
jetzt genügt, wenn über das Verſchulden des Diurniſten der Amts— 
vorſtand entſchieden hat. Aber meines Erachtens genügt es nicht 
mehr, wenn an das Verſchulden oder Nichtverſchulden eine ſo 
wichtige Folge geknüpft iſt, wie das Recht auf eine Proviſion. 

Ich bin der Anſchauung, daſss unter den gegebenen Verhält— 
niſſen über das Verſchulden des Diurniſten auch der Stadt— 
rath zu entſcheiden hat. Es muſßs, wenn eine ſolche Beſtimmung 
getroffen wird, wenn ſchon kein Diſciplinargericht für den Diurniſten 
beſteht, doch irgend eine Inſtanz geſchaffen werden, welche das 
Verhalten des Diurniſten objectiv beurtheilt, um dann den Schlußs 
daran zu knüpfen, ob dem Diurniſten eine Proviſion zu geben iſt 
oder nicht. 

An die Beurtheilung ſeitens eines einzelnen Menſchen möchte 
ich ein ſolches Recht des Diurniſten nicht gebunden haben. Ich 
würde daher zu §. 5 den Zuſatz beantragen: „über die Frage 
des Verſchuldens hat der Stadtrath zu beſchließen.“ 

Gem.-Nath Herrdegen: Meine Herren! Ich beantrage, 
den § 5 in jenem Wortlaute anzunehmen, wie er in der Vorlage 
des Herrn Bürgermeiſters enthalten iſt. Zwiſchen dem Vorſchlage 
des Herrn Bürgermeiſters und dem des Stadtrathes iſt der 
Unterſchied, dafs der Herr Bürgermeiſter urſprünglich beabſichtigte, 
den ſtädtiſchen Diurniſten, welche eine zufriedenſtellende Dienſt— 
leiſtung aufweisen, nach zehn Jahren eine Altersverſorgung zuzu— 
erkennen, und zwar als eine Gebür auf Grund des Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes. Nach dem Antrage des Stadtrathes iſt hier eine 
weſentliche Anderung eingetreten: Der Diurniſt hat nun keinen 
Anſpruch mehr auf eine Altersverſorgung, ſondern der Stadtrath 
kann, wenn er will, von Fall zu Fall eine Proviſionierung zu— 
geſtehen. Ich conſtatiere mit Vergnügen, dafs der Herr Bürger— 
meiſter beſſer gedacht hat als der Stadtrath. Ich bedauere, dass 
der Herr Bürgermeiſter heute nicht hier iſt. (Rufe: O ja!) Ja? 
Vielleicht hat er die Güte, ſelbſt für ſeinen Antrag einzuſtehen, 
was mir außerordentlich angenehm wäre. 

Ich bemerke nur, dafs ich zu dieſem Antrage des Herrn 
Bürgermeiſters kein Wort hinzuzufügen habe, und Sie nur bitte, 
dieſe Stipulationen anzunehmen, wie ſie der Herr Bürgermeiſter 
im § 5 vorſchlägt; wenn fie nicht zuſtimmen, ſo machen Sie nicht 
mir, ſondern dem Herrn Bürgermeiſter Oppoſition. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Meine Herren! Ich möchte mir 
nur erlauben darauf hinzuweiſen, daſs ich im Stadtrathe einen 
etwas abweichenden Antrag geſtellt habe, und zwar abweichend 
ſowohl von dem Antrage des Herrn Bürgermeiſters, als auch 
von dem, den der Stadtrath jetzt beſchloſſen hat. Ich bin nämlich 
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dabei von der Idee ausgegangen, daſs es am zweckdienlichſten 
wäre, wenn die Gemeinde Wien nach Analogie anderer Caſſen, die 
ſchon in ſolcher Weiſe beſtehen, eine Altersverſorgungs⸗ und Unter⸗ 
ſtützungscaſſa für ihre ſämmtlichen proviſoriſch Bedienſteten gründen 
würde. Ich ſtelle mir dies jo vor, daſs eine ſolche Caſſa für die 
Stadt Wien beſteht, und dass von denjenigen, welche dieſer Caſſa 
angehören wollen, Beiträge geleiſtet werden. Ob eine Beitritts— 
pflicht ſtattfinden ſoll, iſt eine andere Frage, die erſt zu Yöfen 
wäre. Aber es ſoll eine gewiſſe Beitragsleiſtung ſtattfinden, ander⸗ 
ſeits aber auch die Gemeinde Wien Zuſchüſſe zu dieſer Caſſa 
leiſten, dadurch würde nicht nur für die Altersunterſtützung der 
Diurniſten geſorgt werden, ſondern auch für die jener großen 
Reihe anderer proviſoriſcher Bedienſteten, die die Gemeinde noch 
erhält. 

Ich erlaube mir auch darauf hinzuweiſen, daſs wir z. B. eine 
Lehrerpenſionscaſſa haben; für dieſelbe beſteht ſogar eine geſetzliche 
Verpflichtung, inſofern als ſolche Caſſen für alle Länder exiſtieren 
müſſen; die Lehrer zahlen zu derſelben 2 Percent ihres Gehaltes, und 
außerdem ſind dieſen Caſſen gewiſſe Bezüge geſetzlich geſichert. 

Dieſe Lehrerpenſionscaſſen haben bisher allerdings nicht ſehr 
proſperiert und ſind ſogar zum großen Theile paſſiv, ſowohl die 
Wiener Caſſa als auch die niederöſterreichiſche. Der Grund hiefür 
mag wohl in gewiſſen abnormen Verhältniſſen liegen, die hier nicht 
weiter zu beſprechen find. Ich möchte aber weiters bemerken, dass 
auch Vereine exiſtieren, welche in ganz außerordentlich günſtiger 
Weiſe die Altersverſorgung bezwecken; ſo iſt z. B. in Wien der 
Niederöſterreichiſche Buchdrucker- und Schriftgießer-Verein, welcher 
bei einem geringen wöchentlichen Beitrag der Mitglieder ganz 
Erſtaunliches, ſowohl bei Krankheits- als auch bei Todesfällen leiſtet 
und außerdem auch Invalidenpenſionen zahlt, abgeſehen von 
Fortbildungszwecken, die auch dabei verfolgt werden. Ferner mache 
ich aufmerkſam, dafs im Deutſchen Reiche heute bereits die Arbeiter- 
Invalidenverſorgung geſetzlich ſtatuiert iſt, wonach jeder Arbeiter, 
wenn ich nicht irre, täglich 4 Pf. einzuzahlen hat, der Arbeitgeber 
oder der Staat ebenſoviel, wodurch eine, allerdings ſehr gering— 
fügige Alterspenſion geſchaffen werden ſoll. 


Ich erachte nun dieſes Princip, welches in einer ſolchen Alters- 


verſorgung liegt, für viel richtiger als dasjenige, welches hier platz— 
greifen ſoll, wonach der betreffende Arbeitgeber, alſo im vorliegen- 
den Falle die Gemeinde Wien, ſich verpflichten ſoll, für die Alters- 
verſorgung aufzukommen. Es iſt viel richtiger, insbeſonders bei 
proviſoriſchen Anſtellungen, wo der Betreffende die Stelle wechſeln 
oder eventuell entlaſſen werden kann, dajs er ſelbſt mit zu den 
Leiſtungen der Altersverſorgungscaſſe beiträgt. Bei einer ſolchen 
Caſſe könnte man eventuell auch den Grundſatz zum Ausdrucke 
bringen, dafs im Falle der Entlaſſung des betreffenden proviſoriſch 
Angeſtellten die Beiträge, die er ſelbſt geleiſtet hat, alſo nicht die 
Zuſchüſſe der Gemeinde, ſondern die er ſelbſt eingezahlt hat, ihm 
ganz oder wenigſtens zum größten Theil vergütet werden. Ich habe 
mir infolge deſſen im Stadtrathe den Antrag zu ſtellen erlaubt: 
der Herr Bürgermeiſter werde erſucht, die Frage zu ſtudieren, ob ſich 
nicht die Errichtung einer Altersverſorgungs⸗ und Unterſtützungs⸗ 
caſſa für ſämmtliche proviſoriſche Bedienſtete der Gemeinde 
empfehlen würde. 

Dieſer Antrag wurde vom Stadtrathe angenommen. Der 
Stadtrath hat jedoch geglaubt, dadurch die Frage der Proviſionie— 


rung der Diurniſten nicht verzögern zu ſollen, weil das eine 


ziemlich weit ausgreifende Frage iſt und einer weiteren Erörterung 
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in allen möglichen Amtern u. ſ. w. unterzogen werden muss und 
dadurch die Diurniſten verkürzt würden, wenn die Sache allzu 
ſehr verſchoben würde. — Deshalb hat der Stadtrath geſagt, wir 
beſchließen trotzdem die Proviſionierung. Wenn wir aber die 
Proviſionierung ſo beſchließen würden, wie es der Herr Bürger— 
meiſter urſprünglich beantragt hat und wie jetzt Herr College 
Herrdegen beantragt, ſo machen Sie dem von mir propagierten 
Princip ein- für allemal den Garaus, denn wenn Sie einmal den 
Auſpruch des Diurniſten an die Gemeinde Wien ſtatuieren, dass 
er nach zehn Jahren Dienſtleiſtung eine Proviſion von 40 Percent 
ſeines Diurnums zu bekommen hat, dann iſt es nicht mehr möglich, 
dieſes Recht, welches der Diurniſt bekommen hat, wieder einmal 
aufzuheben, ſondern das muss für ewige Zeiten fortbeſtehen, 
wenigſtens für diejenigen Diurniſten, die in irgend einem gegebenen 
Momente im ſtädtiſchen Dienſte ſtehen. Dieſe und andere Er— 
wägungen haben dahin geführt, dafs es doch nicht ganz thunlich 
iſt, das z. B. einem Diurniſten, welcher in dem jugendlichen 
Alter von 18 Jahren eingetreten iſt und nach zehn Jahren im 
Alter von 28 Jahren aus irgend einem Grunde vielleicht dienſt— 
unfähig wird — denn eine ſolche Dienſtfähigkeit wird ja oft ſehr 
lax beurtheilt —, dass dieſem jungen Manne zeitlebens eine 
Proviſion von 40 Percent bezahlt werden ſoll. Alle dieſe Er— 
wägungen und noch andere haben dazu geführt, den Antrag des 
Stadtrathes jo vorzulegen, wie er jetzt gefaßst iſt. Nach dieſer 
Faſſung ſoll das an ſich mit dem Begriffe des Diurnums und 
dem Begriffe des Diurniſten im Widerſpruche ſtehende Princip der 
Anſpruchsberechtigung gegenüber der Gemeinde Wien allerdings 
fallen gelaſſen werden. 

Man will damit erklären, dass die Diurniſten dann provi⸗ 
ſioniert werden ſollen, wenn die Verhältniſſe darauf hinweiſen, 
dafs im gegebenen Falle eine ſolche Proviſionierung zweck— 
mäßig iſt; wenn aber das nicht der Fall iſt — es kann ſich z. B. 
handeln um Leute, welche anderweitig verſorgt ſind, etwa eine 
Penſion anderweitig beziehen — dann ſoll die Proviſionierung 
eventuell nicht platzgreifen und ich glaube, dass das, ſolange fie 
nicht die von mir warm begrüßte Caſſa gründen, das richtige 
Princip iſt. Wenn Sie aber den Antrag des Herrn Collegen 
Herrdegen (Rufe: Des Herrn Bürgermeiſters!) — der Herr 
Bürgermeiſter hat den Antrag im Stadtrathe fallen laſſen und 
der Antrag beſteht nicht mehr. Heute iſt es der Antrag Herr: 
degen — wenn Sie alſo den Antrag des Herrn Collegen Herr⸗ 
degen beſchließen, haben wir für ewige Zeit dieſe Sache geregelt 
und dann fällt natürlich dieſe Penſionscaſſa, welche, wie ich noch— 
mals betone, wärmſtens unterſtütze. Ich empfehle Ihnen daher, 
den Referenten⸗Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Meine Herren! Wir befinden 
uns heute in der Lage, dafs wir auf den Antrag des Herrn 
Bürgermeiſters zurückgreifen und denſelben Ihrer Aunahme 
empfehlen, nachdem dieſer Antrag im Stadtrathe nicht durch— 
gedrungen iſt. Ich halte es nicht für richtig, daſs wir die Pro— 
viſion als etwas hinſteilen, was ſich der Diurniſt nicht erwirbt, 
ſondern was ihm vom Stadtrathe, durch die Gnade des Stadt— 
rathes gewährt wird. (Beifall.) Ich halte es für richtig, daſs, 
wenn ein Diurniſt jene Anzahl von Jahren im Dienſte der Ge— 
meinde ſich geplagt, wo ein Beamter penſionsfähig geworden wäre, 
auch der Diurniſt desſelben Vortheiles theilhaftig werde. Ich glaube, 
wir ſollen es nicht als Gnade des Stadtrathes aufſtellen, ſondern 
die feſte Norm beſchließen, daſs ihm eine Proviſion ausbezahlt 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 98, 13, December 1892. 


P 


— — — — 


werde. Ich muſßs mich auch entſchieden gegen den Vorſchlag des 
Herrn Collegen Dr. Vogler ausſprechen, daßs eine ſolche Caſſa 
begründet werde, in welche die Diurniſten von ihrem mageren 
Gehalte noch einen Theil einzahlen müſſen, um penſionsberechtigt 
zu werden. 

Nachdem Sie die Anträge abgelehnt haben, welche auf eine 
etwas beſſere Stellung der Diurniſten hingezielt haben, wäre 
es eine enorme Ungerechtigkeit, wenn Sie den Diurniſten noch 
die Verpflichtung auferlegen würden, in die Penſionscaſſa einzu- 
zahlen. Wenigſtens das ſollte gewährt werden, uneingeſchränkt 


gewährt werden, was hier beabſichtigt iſt und es ſolle den Diur⸗ 


niſten nicht noch die Verpflichtung auferlegt werden, etwas einzır- 
zahlen. Meine Herren! Ich weiß ſehr wohl, dass gegen den ur— 
ſprünglichen Vorſchlag des Bürgermeiſters, welchen wir aufgenommen 
haben, ein wichtiges Bedenken ſpricht und ich verkenne es nicht — 
dem muſs man begegnen. Es ſpricht nämlich gegen die Beſtim— 
mung, dass den Diurniſten eine Proviſion ausbezahlt werden müſſe, 
immerhin das Bedenken, dass der Diurniſt ſpäter zu einer beſſeren 
Stellung gelangen könne, und daſs es unrichtig iſt, einem ſolchen 
Manne immer und ewig aus dem Säckel der Gemeinde eine Pro— 
viſion zu bezahlen. Ich bin demnach der Anſicht, dafs wir den 
Antrag des Herrn Bürgermeiſters nur mit der Beſchränkung an— 
nehmen können, daſs der Diurniſt feine Proviſion in denſelben 
Fällen verliert, in welchen der Beamte ſeine Penſion verliert, denn 
ſoviel ich weiß (Rufe: §S 7), der § 7 ſagt das nicht, § 7 ſagt 
nur, dass die Proviſion eingeſtellt wird, wenn der betreffende 
Diurniſt wieder in den Dienſt — ich verſtehe in den Dienſt der 
Gemeinde — tritt. Aber es beſtehen Beſtimmungen, unter denen 
die Beamten ihre Penſion verlieren; es mufs alſo auch Beſtim— 
mungen geben, unter denen die Diurniſten ihre Proviſion verlieren. 
Ich würde demnach beantragen, daßs wir den Vorſchlag des Herrn 
Bürgermeiſters annehmen, dass die Diurniſten ein Recht auf ihre 
Proviſion haben, aber mit der Beſchränkung, daßs fie die Pro- 
viſion unter denſelben Bedingungen verlieren, unter denen auch der 
Beamte ſeine Penſion verliert, und ich werde mir einen entſprechenden 
Autrag zu überreichen erlauben. Ich mache aber noch aufmerkſam, 
dals mir wenigſtens eine Beſtimmung zu fehlen ſcheint, und ich 
möchte den Herrn Referenten bitten, mich nach dieſer Richtung 
aufzuklären, ich vermiſſe nämlich eine genauere Beſtimmung, von 
wann an die Proviſionsberechtigung des Diurniſten eintritt, und 
zwar desjenigen Diurniſten, der bereits im Dienſte der Gemeinde 
ſteht, ich vermiſſe die Beſtimmung, von wann die Proviſionsbe— 
rechtigung zu berechnen ſei, ob von ſeinem Eintritte in den ſtädtiſchen 
Dienſt oder von unſerem heutigen Beſchluſſe an. Darüber könnte 
wenigſtens ein Streit ſtattfinden. (Rufe: Nach zehnjähriger Dienſtzeit!) 
Wenn der Herr Referent mir darüber eine authentiſche Auf- 
klärung gibt, wird dieſe meine Anfrage erledigt ſein. Ich empfehle 
Ihnen aufs wärmſte, den urſprünglichen Antrag des Herrn 
Bürgermeiſters anzunehmen und ſchlage, damit alle Bedenken 
gegen dieſen vortrefflichen Vorſchlag entfallen, jene Beſchränkung 
vor, welche ich Ihnen früher vorgebracht habe. 

Gem.-Nath Schrenckh: Sehr geehrte Herren! Ich habe mir 
eigentlich das Wort erbeten, um an den Herrn Referenten die 
Anfrage zu ſtellen, wieſo der Stadtrath zu der Idee gekommen 
iſt, die vom Herrn Bürgermeiſter in humanſter Weiſe vorge— 
ſchlagene Proviſionierung umzuſtoßen und die obligatoriſche Provi- 
ſionierung in eine facultative zu verwandeln. Nach dem Antrage 
des Stadtrathes haben die Diurniſten nunmehr nicht mehr das 
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Recht auf eine Proviſionierung, ſondern es bleibt lediglich dem 
Stadtrathe freigeſtellt, eine ſolche zu verleihen oder nicht. Es iſt 
mir nicht klar, warum das nicht ausgeſprochen werden ſoll, denn 
wenn jemand einen Dienſt leiſtet, ſo erwirbt er dadurch doch 
gewiſſe Rechte. Eine gewiſſe Einſchränkung, welche darauf beruht, 
dafs, wenn Diurniſten von anderswo eine Penſion beziehen, 
man dieſe anders behandelt als ſolche, welche dieſe Penſion nicht 
beziehen, halte ich für ungerecht. Im Dienſte ſind doch alle 
gleich, alle müſſen das gleiche leiſten und alle müſſen nach 
Kräften dienen, mithin müſſen von amtswegen alle gleich be— 
handelt werden und es kann bei einem Beamten keine Rolle 
ſpielen, wenn er ein Haus hat, und nicht geltend gemacht werden, 
dafs ihm darum kein Quartiergeld gebürt. Mithin glaube ich, 
dass es unrichtig iſt, mit zweierlei Maß zu meſſen. Ich komme 
auf den urſprünglichen Antrag des Herrn Bürgermeiſters zurück 
und empfehle Ihnen, nachdem derſelbe heute nicht mehr zu 
Recht beſteht, den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Herrdeg en. 
In Bezug auf den Fall, wann ein Beamter die Penſion 
verlieren kann, und der vom Herrn Collegen Dr. Friedjung 
angeregt worden iſt, muſs ich bemerken, daſs ein Beamter nur 
dann ſeine Penſion verlieren kann, wenn er durch ein ſtrafgericht— 
liches Urtheil wegen eines Verbrechens oder wegen Übertretung 
des Diebſtahles oder der Veruntreuung oder der Theilnehmung 
daran verurtheilt wird; er verliert den Anſpruch auf Penſion 
auch dann, wenn er im Diſciplinarwege entlaſſen wird; der dritte 
Punkt ſagt: wenn hervorkommt, dajs jene Thatſachen, auf Grund 
deren die Verſetzung in den Ruheſtand über Anſuchen auf Grund 
der Dienſtpragmatik erfolgt iſt, unwahr ſind. Dieſe Einſchränkung 
müsste auch bezüglich der Diurniſten platzgreifen. Dann wäre 
es zweckmäßig, wenn eine weitere Einſchränkung platzgreifen würde: 
daſs für die Proviſion erſt jene Dienſtzeit gerechnet wird, welche 
mit dem Beginne des zweiten Dienſtjahres anfängt. Wenn nämlich 
der Diurniſt im erſten Jahre keinen Anſpruch auf eine Proviſion 
hat, wenn er das erſte Jahr quasi als Probejahr zurückgelegt 
hat, dann erſt ſoll die Dienſtzeit beginnen, welche Anſpruch auf 
Proviſion gewährt. Dieſe Beſtimmung wäre wünſchenswert. 
Gem.-Rath Herrdegen: Ich habe dem Herrn Bürger— 
meiſter niemals zugetraut, dass er ſich feine Anträge nicht gut 
überlegt hat. Er hat alſo ganz gewißs dieſen Antrag auch ſehr 
gut überlegt, und ich begreife nicht, warum der Stadtrath, der 
ſonſt ziemlich gefügig iſt, gerade in einem Punkte eine gewiſſe 
Einſchränkung hat eintreten laſſen. In dem Antrage des Herrn 
Bürgermeiſters liegt entſchieden ein ſehr richtiger Gedanke, es tritt 
hier auch bei ſonſt proviſoriſchen Bedienſteten eine Altersverſorgung 
ein, die auch auf anderen Gebieten uns geradezu als Ideal 
vorſchwebt. Daſs die Sache nicht viel koſten wird, iſt ja doch 
vollſtändig klar. Es wird ſehr ſelten ein Diurniſt in die Lage 
kommen, überhaupt in den Genus einer Proviſion zu treten. 
Noch weniger wird es häufig vorkommen, daßs ein an und für 
ſich dienſttauglicher Diurniſt um Proviſionierung anſucht. Es 
kann ja während der Activität mit feinen Bezügen kaum aus⸗ 
kommen, umſoweniger wird er es mit der Proviſion können, die 
er erhält. Ich ſage nun, dafs das, was Herr Dr. Vogler 
ausgeführt hat, unter anderen Umſtänden gewiſs discutabel wäre. 
Es iſt übrigens in meinem Antrage, den ich im October v. J. 
geſtellt habe, der Stadtrath erſucht worden, die Frage der Alters- 
verſorgung zu ſtudieren. Das iſt nicht geſchehen, ſondern erſt jetzt 
bei der Berathung wurde auf Grund der Vorlage des Herrn. 
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Bürgermeiſters ein ſolcher Antrag geſtellt. Ich glaube aber, man 
müſſe von dieſem Antrage heute ganz entſchieden abkommen. Ich 
bitte daher nochmals dringend, den erſten Antrag des Herrn 
Bürgermeiſters anzunehmen. 

Gem.-Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Ich be— 
antrage Schluſs der Debatte. | 

Dice-Dürgermeifter Dr. Richter: Es iſt Schlufs der 
Debatte beantragt. Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. Es ſind 
noch vorgemerkt die Herrn Gem.-Räthe Roſenſtingl, Noske, 
Dr. Stern und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt worden. Jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. 

(Die Herren Gem.⸗Räthe Roſenſtingl und Dr. Stern 
erklären pro, Gem.-Rath Noske contra ſprechen zu wollen.) 

Ich bitte die Herrn Gem. -Räthe Roſenſtingl und Dr. 
Stern, ſich über einen Generalreduer zu einigen. (Nach einer 
Pauſe): Ich ertheile dem Herrn Gem.-Rath Nofenftingl 
das Wort. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Meine Herren, ich habe Ihnen 
jagen wollen, dass heute gerade das als ſtarkes Argument benützt 
wird, daſs der Herr Bürgermeiſter im Stadtrathe einen Antrag 
geſtellt hat, der vom Stadtrathe abgelehnt worden iſt. Es iſt 
richtig, dieſer Antrag iſt gewiſs ein ſehr humaner. Ich glaube 
aber, daſs der Stadtrath hier das Richtige gethan hat, dass er 
dieſe allzugroße Humanität, die der Bürgermeiſter hier bekundet 
hat, in jene Grenzen gelenkt hat, in welche ſolche Dinge gehören, 
nämlich in die geſchäftlichen Grenzen. Üben Sie Humanität, ſoviel 
Sie wollen, aber üben Sie unter dem Titel „Humanität“. Geben 
Sie für alles Mögliche, was humanitär iſt, aus, was Sie wollen, 
aber in geſchäftlichen Dingen ſollte die Humanität auch ihre 
Grenzen haben. Ich kann das Verhältnis der Gemeinde zu den 
Beamten nur als ein Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung 
auffaſſen; für mich gibt es kein anderes Verhältnis, denn ich 
bin nicht derjenige, der dieſe Beamten aus meinem Sacke bezahlt, 
ſondern wir ſind Verwalter des Vermögens unſerer Mitbürger; 
wir nehmen das Geld anderer. Sie wiſſen ganz gut, dass es 
tauſende Taſchen gibt, aus denen es nicht ſo leicht herausgenommen 
werden kann, und dafs ſehr viel Executionen nothwendig find, 
um das Geld einfließen zu laſſen. Ich bitte, das nicht zu ver— 
geſſen, und auch gegen dieſe Leute human zu ſein. Es ſind dieſer 
Tage verſchiedene Bürger und Geſchäftsleute zu mir gekommen, 
die mir geſagt haben, ſie wären glücklich, wenn ſie einen Diurniſten— 
poſten bei der Commune bekämen; ſie würden ihren Gewerbsſchein 
augenblicklich niederlegen. Es iſt gewiſs eine Sache, die ohne 
Beiſpiel daſteht, wenn der Herr Bürgermeiſter beantragt, dass 
hier eine Art Quinquennium und eine Art Alterszulage geſchaffen 
werde. Das iſt in der Humanität weit genug gegangen; gehen 
Sie nicht gar zu weit. Es iſt durch den § 1 genügend geſchehen; 
ich bedauere nur, dass ich hier herausgerufen worden bin und 
nicht zu § 4 habe ſprechen können, denn ich hätte beantragt, dass 
eine Altersgrenze nach oben hinauf geſetzt werde, und ich bedauere 
unendlich, dafs das nicht geſchehen iſt. Dadurch wird das In— 
ſtitut wieder eine Art Altersverſorgung, was es nicht ſein ſoll; 
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es iſt ein Amt, und wenn jemand im erſten Jahre 1 fl. 30 kr. 
und dann 1 fl. 60 kr. für eine ſechsſtündige Arbeitsleiſtung 
bekommt, fo kann man nicht ſagen, dafs ſchlecht bezahlt iſt. Es 
gibt Geſchäftsleute genug, die neun Stunden arbeiten und nicht 
mehr als 1 fl. 30 kr. verdienen und auch das nicht ſicher. Auch 
darauf bitte ich Rückſicht zu nehmen. Nun was wollen Sie denn 
eigentlich? Sie wollen einen monatlichen Gehalt und eine fixe 
Penſion. Dann ſchaffen Sie die Diurniſten ganz ab; das it 
wenigſtens logiſch. 

Sagen Sie, wir wollen keine Diurniſten, ſondern nur Beamte, 
dann hat das Kind wenigſtens den rechten Namen. Wenn man 
aber zwiſchen Beamten und Diurniſten einen Unterſchied macht, 
muss man dieſen Unterſchied durch verſchiedene Kriterien beleuchten 
und zum Ausdruck bringen; dieſer Unterſchied wird zum Ausdruck 
gebracht durch den Antrag, dafs nicht eine fixe Penſion, ſondern 
eine Proviſion gegeben wird. Wenn jemand die Arbeit ordentlich 
leiſtet, wird er eine Proviſion bekommen. Ich würde wünſchen, 
daſs in dem Antrage noch ſpeciell ein Satz enthalten wäre, in 
welchem es heißt: es entſtehe dadurch gewijs kein Anſpruch auf 
eine Proviſion. Ich möchte das beſonders ausgedrückt wiſſen, damit 
ſich die Herren keiner Täuſchung hingeben, obwohl durch das Wort 
„kann“ in juriſtiſcher Beziehung ein Riegel vorgeſchoben wurde. Gehen 
Sie alſo nicht zu weit, bewilligen Sie, was der Stadtrath vor— 
geſchlagen hat. Dieſer erſte Schritt iſt ein ſehr bedeutender, und 
ich glaube, daſs vor ein und zwei Jahren die Diurniſten der 
Commune Wien ſich nicht hätten träumen laſſen, daßs fie fo etwas 
erreichen. Kommt Zeit, kommt Rath; vorwärts kann man immer 
gehen, die Dinge können ſich immer beſſer geſtalten; aber zurück 
kann man nicht mehr. Wenn der communale Säckel es erlaubt, 
können wir wieder einmal nobel ſein. Ich bin gerne, ſoweit ich 
kann, nobel, wenn ich in die eigene Brieftaſche greife; wenn ich 
aber in den Sack eines andern greife, muſs ich mir für die Nobleſſe 
gewiſſe Grenzen auferlegen. Ich bitte, den Antrag des Stadtrathes 
anzunehmen wie er ſteht. 

Gem.-Rath Noske: Wenn ich mich erinnere, dafs der 
unmittelbare Herr Vorredner in der letzten Sitzung erwähnte und 
es als eine vorzüglich beſtehende Einrichtung bezeichnete, dass 
Leute, die 35, 40 Jahre im Dienſte eines Hauſes ſtehen, dann 
noch mit achttägiger Kündigung — wenn es auch nicht geſchieht — 
entlaſſen werden können, jo darf es mich nicht Wunder nehmen, 
daſs der Herr Vorredner jetzt auf dem Standpunkte ſteht, den er 
entwickelt hat. Es ſind zwei wirtſchaftliche Anſchauungen, die in 
der jetzigen Zeit überhaupt den großen Kampf miteinander führen. 
Die eine Anſchauung iſt jene, welche alles auf die rechnungsmäßige 
Grundlage ſtellen will und ſagt: Du leiſteſt; ſolange du leiſteſt, 
wirſt du bezahlt; ſo ſchlecht als möglich, weil ich Kräfte genug 
bekomme, die mir es vielleicht billiger machen. Und wenn du nicht 
mehr leiſten kannſt, jo ſchaue wie du weiter durch das Leben 
kommſt, oder falle der Verſorgung durch die Gemeinde anheim. 
Die zweite, wie mir vorkommt, etwas geläutertere, etwas mehr im 
Zuge der Zeit gelegene Anſchauung geht dahin, dafs eine ſolche 
Verwendung der menſchlichen Kräfte nicht ganz zweckmäßig ſei, 
und daſs man dafür vorſorgen mufs, dafs derjenige, welcher eine 
beſtimmte Zeit treu und redlich einer beſtimmten Dienſtleiſtung 
obgelegen hat, eine Dienſtleiſtung, welche es ihm im großen und 
ganzen nicht ermöglicht, über den Rahmen ſeines Einkommens 
hinauszugehen, von demjenigen, der ihn in dieſer Weiſe verwendete, 
zu erwarten hat, dafs dieſer auch für den Fall ſorge, als er nicht 
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mehr dienſttauglich iſt. (Bravo!) Der ſpringende Punkt in der 
ganzen Frage iſt der, dass die Diurniſten, die Beamten im allge— 
gemeinen nur auf ihr Einkommen angewieſen ſind. 

Es mag ja einmal einer eine Clavierlection daneben geben 
oder ſonſt einen Nebenverdienſt haben. Die meiſten aber ſind auf 
das Einkommen angewieſen, das ihnen durch ihren Dienſtgeber, 
beziehungsweiſe hier durch das Normale zugeſprochen wird. Es iſt 
ja richtig und ich verkenne es am allerwenigſten, daſs manche Ge— 
werbsleute vielleicht nicht in der günſtigen Lage ſind, wie manche 
der Diurniſten. 

Dem ſtellt ſich aber das Beiſpiel der Gewerbsleute entgegen, 
die durch eine günſtige Conſtellation, durch günſtige Umſtände dazu 
kommen, ſich eine gewiſſe Wohlhabenheit zu ſichern, in manchen 
Fällen Reichthum zu erwerben, Fälle, die bei den Diurniſten und 
Beamten vollſtändig ausgeſchloſſen ſind. Die Compenſation dafür, 
dass fie ausgeſchloſſen find, liegt darin, daſs für die Beamten und 
Diurniſten in anderer Weiſe geſorgt wird. Es iſt ganz unrichtig, 
da zu ſagen, man thue dem Steuerſäckel zu weh, wenn man dieſe 
Vorſorge treffe. Ich behaupte im Gegentheile, daſs die Gemeinde 
ein großes Intereſſe daran hat, dass fie mit dem guten Beiſpiele 
der Verſorgung vorangehe, damit dieſes Beiſpiel immer größere 
Kreiſe ziehe. Es iſt ein richtiger Gedanke, der durchgeführt werden 
ſollte, dafs die Geſellſchaft als ſolche, ſoweit es nur immer möglich 
iſt, verpflichtet iſt und verpflichtet werden ſoll, die große Frage der 
Altersverſorgung zu löſen. Was geſchieht denn mit dem Diurniſten, 
den Sie nach 30, 35jähriger Dienſtzeit — es wird in der Ge— 
meinde nicht geſchehen — nach der Anſchauung des Collegen 
Roſenſtingl, wenn er dienſtuntauglich geworden iſt, hinaus— 
ſtoßen ſollen, damit er ſchaue, wie er weiter fortkommt? Er fällt 
der Armenverſorgung der Gemeinde zur Laſt. Was auf der einen 
Seite nicht als Proviſion gezahlt werden ſoll, muss auf der anderen 
Seite reichlich für ihn und ſeine Kinder als Armenverſorgung be— 
zahlt werden. Es iſt aber ein größerer ſocialpolitiſcher Gedanke, 
einem Menſchen die Möglichkeit einer aufrechten Exiſtenz zu ge— 
währen, als ihn zu zwingen, daſs er der Armenverſorgung zur 
Laſt falle. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann ich den Antrag des 
Collegen Herrdegen nur wärmſtens unterſtützen, auch deswegen, 
weil der finanzielle Effect, vor dem manche Herren vielleicht zurück— 
ſchrecken würden, ganz derſelbe iſt, ob Sie ſagen, „der Stadtrath 
kann“, oder „der Stadtrath mußs den Betreffenden proviſionieren“. 
Praktiſch wird ſich das Verhältnis jo ausbilden, dafs jeder, der ſich 
nicht etwas zuſchulden kommen ließ, vom Stadtrathe eine Proviſion 
erhalten wird. Dieſe Praxis wird ſich zweifellos herausbilden, weil 
ſie jetzt ſchon beſteht und ſich in einer Reihe von Gnadengaben 
und ſolchen Leiſtungen zeigt, zu denen die Gemeinde nicht verpflichtet 
iſt. Sie werden alſo nicht einen Kreuzer mehr oder weniger aus— 
geben, wenn Sie ſagen, der Stadtrath kann, oder ob Sie ſagen, 
er muss proviſionieren; und da mußs ich doch ſagen, es iſt der 
Gemeinde Wien würdiger und auch von dem von mir entwickelten 
ſocialpolitiſchen Geſichtspunkte aus zweckmäßiger, wenn man ſagt, 
der Mann, der ſoviele Jahre im Dienſte der Gemeinde geſtanden 
iſt, ſoll auf dieſe nicht übermäßige Verſorgung Anſpruch haben, 
einen Anſpruch, der ja ohnedies noch dadurch geſchmälert wird, 
daſs die Kriterien zur Erlangung desſelben in die Hand weniger 
Perſonen gelegt find, nämlich in die des Amtsvorſtandes und des 
Herrn Bürgermeiſters als Chef des Magiſtrates und des Stadt⸗ 
rathes, der in letzter Linie über die Proviſionierungen zu ent— 
ſcheiden hat. 
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Laſſen wir uns, meine Herren, nicht jetzt plötzlich von einer 
Stimmung hinreißen, die ich zwar nicht hart nennen will, aber 
die nicht in den Zug der Zeit paſst. Wir find daran gegangen, 
alle diejenigen, welche wir zu verſorgen haben, auf eine ſehr ent— 
ſprechende Weiſe zu verſorgen; warum ſoll man jetzt bei denen, 
von welchen mit Recht behauptet werden kann, dafs fie die am 
wenigſten Beneidenswerten ſind, eine Ausnahme machen? Warum 
ſoll gerade bei einem Punkte, den ich für viel wichtiger halte, als 
ob die Diurniſten ſo und ſoviel Gulden und Sechſerln per Tag 
bekommen, nämlich bei der Altersverſorgung, eine Ausnahme 
gemacht werden? Warum wollen ſie über den Betreffenden durch 
ihr ganzes Leben das Damollesſchwert hängen laſſen, ob der 
Stadtrath geneigt ſein wird, ihnen eine Proviſion zu geben oder 
nicht? Verſetzen Sie ſich in die Lage eines Menſchen, der Alter 
und Krankheit an ſich oder ſeine Familie herankommen ſieht und 
nicht weiß, ob er nicht einen Amtsvorſtand haben wird, dem er 
nicht gefällt, ohne daſs er ſeine Pflicht in ſolchem Maße vernach— 
läſſigt hätte, daſs er deswegen der Altersverſorgung beraubt 
werden ſoll, und der immer vor dem Gedanken ſteht: Wird mir 
der Stadtrath dieſe 240 fl. geben oder nicht? Werde ich in meinen 
alten Tagen doch etwas verſorgt ſein, oder werde ich vielleicht — 
und zwar nicht nur vergleichsweiſe — ein Straßenkehrer werden 
müſſen? Halten Sie ſich dieſen Standpunkt vor Augen, und ich 
glaube, Sie werden dann geneigt ſein, dem die Gemeinde 
finanziell nicht belaſtenden, ſocialpolitiſch aber gewiſs richtigen 
Antrag des Herrn Collegen Herrdegen zuzuſtimmen. (Beifall.) 

Referent (zum Schluſswort): Meine Herren! Es iſt außer— 
ordentlich ſchwer, und ich möchte ſagen, faſt peinlich, Anträge zu 
bekämpfen, die vom Standpunkte der Humanität, des Entgegen— 
kommens, der Menſchenliebe geſtellt werden. Dieſe Anträge gehen 
oft ins unendliche, und weun man dagegen opponiert, erſcheint 
man hart, grauſam, menſchenfeindlich. 

Das iſt ſehr ſchwer und ich glaube, man kommt bei allen 
dieſen Sachen doch nur zu dem Richtigen, wenn man ſich an die 
Logik hält. Geſtern iſt der Antrag geſtellt worden, die Herren ſollen 
Anſpruch auf einen Monatgehalt haben, der Gemeinderath hat 
aber in richtiger Würdigung, daßs Diurniſten nicht Beamte find, 
da fie nicht unter die Dieuſtpragmatik fallen, nicht Anſpruch auf 
einen Gehalt haben, ſondern nur per Tag verwendet werden, 
beſtimmt: keinen Monatsgehalt, ſondern ein Taggeld. Er wird 
allerdings vierzehntägig im vorhinein ausgezahlt, aber es ſoll 
Taggeld heißen, damit beſtimmt unterſchieden wird, daſs dies keine 
Beamten, ſondern eben Diurniſten ſind. Das iſt geſtern logiſch feſt— 
gehalten worden; aber geſtern ſchon hat tranſpiriert und wiederholt 
haben Redner darauf hingewieſen, daſs, wenn dies angenommen wird, 
damit auch die Frage der Proviſionierung eutſchieden iſt. Dieſelben 
Herren nun, die heute mit Wärme neuerdings für das Recht auf 
die Proviſionierung eintreten, haben geſtern die Sache aufgegeben; 
heute aber iſt die Situation vollkommen verändert; geſtern hat 
man das eine Princip anerkannt, heute nimmt man doch den ent— 
gegengeſetzten Standpunkt ein und verſucht neuerdings, das Recht 
auf Proviſionierung zu ſtatuieren. (Gem.⸗Rath Herrdegen: 
Vorſchlag des Herrn Bürgermeiſters!) Nun, meine Herren, das 
ſind ganz eigenthümliche Argumente. Während geſtern gegen alle 
Argumente des Herrn Bürgermeiſters gekämpft wurde, weil ſie 
nicht richtig ſeien, wird heute der Standpunkt des Herrn Bürger— 
meiſters himmelhoch erhoben und geſagt, das müſſen Sie annehmen, 
das hat der Herr Bürgermeiſter beantragt! Alſo ſehen Sie, man 
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muss ſich darüber klar fein: Iſt der Diurniſt ein Beamter oder 
nicht? Ich habe Ihnen geſtern zur Kenntnis gebracht und aus 
dem Magiſtrats⸗Referate vorgeleſen, daſs es verhältnismäßig gar 
nicht ſchwer iſt, Beamter zu werden. Es hat der Magiſtratsdirector 
darauf hingewieſen, wie man einem Diurniſten den Weg zum Prak⸗ 
tikanten außerordentlich erleichtert, und wie jemand, wenn er nur 
den guten Willen bethätigt und eine gewiſſe Intelligenz beſitzt, 
Beamter werden und damit aller Vortheile theilhaft werden kann, 
die überhaupt das Beamtenthum gewährt. 

Es iſt das aber noch nicht genug; und wenn geſagt wird, 
es iſt nicht mit zweierlei Maß zu meſſen, ſo ſage ich: Es geht 
nicht anders, man mus. mit zweierlei Maß meſſen, weil man 
daran feſthalten muss, daſs der eine, welcher die Qualification hat 
und den Beſtimmungen entſpricht, Beamter wird, der andere nicht, 
ſonſt ſetzen fie eine Prämie darauf, dafs einer keine Prüfung macht, 
ſich nicht bemüht und nicht Beamter wird. Damit erzeugt man 
geradezu ein Bummlerthum. 

Dem Herrn Collegen Dr. Nechansky gegenüber uus ich 
die Antwort, welche ich gegeben habe, richtigſtellen. Er hat gefragt, 
wer entſcheidet über die Entlaſſung eines Diurniſten? Über die 
Entlaſſung eines Diurniſten entſcheidet über Vorſchlag des betref— 
fenden Amtsvorſtandes der Magiſtratsdirector. Der Magiſtrats— 
director nimmt die Diurniſten auf und entlässt fie. Darüber ent⸗ 
ſcheidet der Stadtrath nicht. Es braucht alſo der Magiſtratsdirector 
nur einen Diurniſten zu entlaſſen, ſo erwächst ihm, wenn Sie den 
Antrag Herrdegen annehmen, auch der Anſpruch auf die 
Proviſion. Meine Herren! Wozu führt das? Das iſt nicht durch— 
führbar; wir haben ja dann die Sache nicht in der Hand. Über die 
Frage, ob ein Beamter zu penſionieren iſt oder nicht, entſcheidet 
auf Grund der Beſtimmungen der Dienſtpragmatik der Stadtrath. 
Da wird er ſich wohl überlegen, ob er jemanden ſchon einen Ruhe— 
poſten geben ſoll, hier jedoch iſt der Stadtrath nicht in der Lage, 
die Sache zu ändern, denn er hat nicht darüber zu entſcheiden, 
ob der betreffende Diurniſt zu entlaſſen iſt oder nicht. Wird er 
aber entlaſſen, dann müſste nach dem Antrage Herrdegen, wie 
geſagt, der Stadtrath die Proviſion bewilligen. 

Er mußs dies, weil der Betreffende mit Rückſicht auf ſeine 
Entlaſſung den Anſpruch darauf erworben hat. Merkwürdig conſequent 
in der Poſition des Collegen Herrdegen iſt Folgendes: Er hat 
auf ſeinen Antrag ſelbſt hingewieſen, worin er geſagt hat, die 
Altersverſorgung ſoll eingeführt werden nach den Grundſätzen der 
Theilnahme der betreffenden zu Verſichernden. Heute ſagt er, weil 
von Dr. Vogler darauf hingewieſen wird, die Frage iſt nicht 
zu Ende ſtudiert und man ſoll die Frage nicht präjudicieren, denn 
es iſt recht und billig, daſs der Betreffende zur Altersverſorgung 
beiträgt — heute ſagt er: nein, darauf will er nicht warten, es 
Soll ſofort die Sache präjudiciert werden. Er will nicht, dafs fie 
warten, man ſoll ausſprechen: Sie haben einen Anſpruch. Man 
geht ſehr leicht in dieſer Frage zu weit und kann dann nicht mehr 
zurückgehen. Die Frage iſt heute noch nicht ſoweit ſtudiert und 
noch nicht ſoweit erprobt, daſs man ſagen kann: Auch die Diur— 
niſten ſollen ein Recht haben, ſo daſs es dann nicht mehr der 
Erwägung des Stadtrathes anheimgeſtellt bleiben ſoll, ob die 
Umſtände darnach ſind oder nicht. 

Ich folge den verehrten Herren auf das ſocialpolitiſche Gebiet 
nicht; auch die Armen verſorgung iſt in dem Ausmaße deſſen, was 
zur Armenverſorgung nothwendig iſt, in das Ermeſſen der Ge— 
meinde geſtellt, und in dieſem Falle wird es gewiſs nie vorkommen, 
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daſs der Stadtrath hart oder unbarmherzig iſt, er wird gewiss 
in jedem Falle, wo Billigkeitsgründe für die Gewährung einer 
Proviſion ſind, dieſelbe auch gewähren. Aber einen Anſpruch zu 
gewähren in einem Falle, wo der Stadtrath nicht die Entſcheidung 
darüber hat, ob jemand entlaſſen werden ſoll, das iſt eine ſolche 
Anomalie, jo das ich feſt überzeugt bin, dafs die verehrte Ver— 
ſammlung, welche geſtern bei § 1 das Richtige getroffen hat, es 
auch heute treffen wird und daher § 5 ſo annehmen wird, wie er 
vorgelegt worden iſt. Dem Collegen Dr. Nechansky ſage ich 
nur: Bei Beurtheilung der Frage, ob jemand ohne Verſchulden 
entlaſſen worden iſt, wird der Stadtrath inſoferne eine Entſcheidung 
haben, ob ihm eine Proviſion zuerkannt wird oder nicht; aber bei 
der Entlaſſung ſelbſt wird der Stadtrath nicht zu entſcheiden haben, 
ob ein Verſchulden vorliegt, weil das lediglich Sache des Magi— 
ſtratsdirectors iſt. 

Meine Herren, ich bitte Sie noch einmal, nehmen Sie den 
§ 5 fo an. Der Herr Bürgermeiſter hat feine frühere Formulierung 
fallen laſſen, nachdem er überzeugt war, dafs es für den gegen— 
wärtigen Augenblick das einzig Richtige iſt, den § 5 ſo vorzu— 
ſchlagen, wie er den Herren vorliegt. 

Gem.-Nath Dr. Stern (zur Berichtigung): Es hat Herr 
Collega Roſenſtingl als Generalredner, infolge deſſen auch für 
mich, ſich unbedingt für die Anträge des Stadtrathes ausgeſprochen. 
Dem gegenüber möchte ich doch die Richtigſtellung oder Ergänzung 
vornehmen, dafs ich erſucht und auch meine Meinung dem Herrn 
Collegen Roſenſting! gegenüber dahin ausgeſprochen habe, dass 
ich für die Anträge des Stadtrathes nur inſoweit ſtimme, als der 
Zuſatz, welchen Herr Collega Nechansky beantragt, ebenfalls 
angenommen wird, dass nämlich über die Frage des Verſchuldens 
nicht der Amtsvorſtand, ſondern der Stadtrath zu entſcheiden hat. 

Referent: Das iſt ja das Miſsverſtändnis, von dem ich 
geſprochen habe. Die Beurtheilung des Verſchuldens in Bezug 
auf die Entlaſſung ſteht dem Magiſtratsdirector zu, in Bezug 


auf die Verleihung einer Proviſion dem Stadtrathe, weil dieſer 
entſcheiden muss, ob er die Proviſion gibt r 

Gem.-Rath Roſenſtingl (zur Berichtigung): Der Herr 
College Noske hat mich perſönlich apoſtrophiert und geſagt: 
„Leute, die 25 oder 30 Jahre ſich geplagt haben, will er ins 
Elend hinausſtoßen.“ Ich mußs dem gegenüber thatſächlich be— 
merken, das ich kein Wort geſprochen habe, welches den Herrn 
Collegen zu dieſer Außerung berechtigt hätte; denn ich habe nur 
den Unterſchied gemacht, ob dieſer Anſpruch rechtlich beſtehen ſoll, 
oder ob das vom Stadtrathe abhängen ſoll. Ich glaube, das iſt 
ein großer Unterſchied. 

Gegenüber den anderen Bemerkungen habe ich thatſächlich 
noch hinzuzufügen, daſs ein Bürger, der 40 Jahre ſich plagt und 
Steuern zahlt, 12 fl. bekommt (Rufe: Wenn er's kriegt!), wenn 
er's erlebt und wenn es da iſt, und dafs ein Diurniſt nach dieſen 
Anträgen 67 fl. monatlich bekommt. Ich glaube, dafs dies beſſer 
als alles beleuchtet, ob wir denn gar ſo diurniſtenfeindlich find, 
und ob denn eigentlich Wind und Sonne hier richtig vertheilt iſt. 

Gem.⸗Nath Herrdegen (zur Berichtigung): Gegenüber den 
Ausführungen des Herrn Referenten berichtige ich, daſs es nicht 
ſo leicht iſt, vom Diurniſten Beamter zu werden, aus dem Grunde, 
weil nach fünf Dienſtjahren der Diurniſt bereits 40 fl. und nach 
zehn Dienſtjahren um 220 fl. mehr hat als der Praktikant, kann 
daher nicht zurückgehen und auf eine Beamtenſtelle reflectieren. 
(Gem.⸗Rath Roſenſtingl: Hört, hört!) 
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Auf das „Hört, hört“ iſt es mir wohl geſtattet, eine kleine 
ben zu machen. Es iſt nämlich ein großer Unterſchied. Der 
Praktikant kommt allerdings mit einem geringeren Adjutum in 
den Dienſt, hat aber den poſitiven Anſpruch, Beamter zu werden. 
Der Diurniſt hat aber dieſen Anſpruch nicht, er bleibt Diurniſt, 
nachdem, was Sie beſchloſſen. haben. Darin liegt der Grund. 

Gem.-Nath Dr. Nechansky (zur Berichtigung): Es iſt gar kein 
Miſsverſtändnis vorhanden; das wollte ich thatſächlich berichtigen. 
Ich weiß ganz gut, dass der Magiſtratsdirector entlaſſen und auch 
aufnehmen kann; aber wenn er entlaſſen hat, und nun der Diurniſt 
um eine Proviſion einſchreitet, dann ſoll über die Frage, ob ein 
Verſchulden vorliegt, der Gemeinderath entſcheiden und ich halte 
es für nothwendig, dafs das in einem Geſetze oder einer Vorlage 
auch ausgeſprochen wird, damit kein Zweifel darüber beſteht. Des— 
halb habe ich dieſen Antrag geſtellt. Ich habe es gar nicht miſs⸗ 
verſtanden, ich bin mir darüber vollkommen klar, daßs über die 
Entlaſſung jemand anderer zu entſcheiden hat. Ich bitte das 
anzunehmen, damit es klar darin ſteht. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: 
ſtimmung. 

Gegen den § 5 hat Herr Gem.-Rath Herrdegen einen 
Gegen-⸗Antrag geſtellt, den ich dann zur Verleſung bringen werde. 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky hat einen Zuſatz⸗Antrag geſtellt; 
der käme dann zur Abſtimmung, wenn der 8 5 in der Faſſung 
des Referenten angenommen wird. Herr Gem.-Rath Schreuckh 
hat weiters einen Zuſatz⸗Antrag geſtellt und ebenſo Herr Gem. 
Rath Dr. Fried jung; die werden dann verleſen werden. Der 
Gegen-Antrag Herrdegen lautet (liest): 

„Die ſtädtiſchen Diurniſten haben im Falle der 
während ihrer Dienſtleiſtung eingetretenen Dienſt— 
unfähigkeit oder ihrer ohne ihr Verſchulden erfolgten 
Entlaſſung Anſpruch auf eine Proviſion, wenn fie 
mindeſtens durch zehn Jahre ununterbrochen als 
Diurniſten im ſtädtiſchen Dienſte ſtanden und ihre 
Dienſtleiſtung eine zufriedenſtellende war.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Gegen-Antrage des 
Herrn Gem.-Rathes Herrdegen zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Es kommt nun der Antrag des Herrn Referenten zur Ab— 
ſtimmung, ſodann der Zuſatz⸗Antrag Nechansky, welcher lautet; 
„über die Frage des Verſchuldens hat der Stadtrath 
zu entſcheiden.“ 

Der Zuſatz-Antrag Schrenckh entfällt. Endlich kommt zur 
Abſtimmung der Antrag Friedjung, welcher lautet (liest): 
„Der Verluſt dieſer Proviſion findet in denſelben 
Fällen und unter denſelben Normen ſtatt, unter denen 


Wir ſchreiten zur Ab- 


für die ſtädtiſchen Beamten der Verluſt der Penſion 
eintritt.“ (Rufe: Dieſer Antrag gehört zu § 7! Er entfällt 
überhaupt!) 


Dieſer Antrag entfällt nicht, denn es kann jemand eine Proviſion 
zuerkannt ſein, und dann iſt der Antrag Fried jung allerdings 
praktiſch. Ich bringe zunächſt den Antrag des Herrn Referenten zur 
Abſtimmung, welcher den Herren vorliegt. 

Jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bringe ich zur Abſtimmung den Antrag Nechansky. 

Jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
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Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg (zur Geſchäftsordnung): Der 
vorliegende Gegenſtand beſchäftigt uns ſchon lange, und ich glaube 
nicht, daßs die SS 6, 7, 8 und 9 auf Widerſpruch ſtoßen werden, 
abgeſehen davon, daßs auch in dieſen Paragraphen der Humanität 
den Diurniſten gegenüber vollſte Rechnung getragen worden iſt. 
Aus dieſem Grunde würde ich beantragen, daßs dieſe vier Para— 
graphe durch en bloc-Annahme acceptiert werden. 

Gem.- Bath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Da 
zu den ſpäteren Paragraphen thatſächlich Amendements angemeldet 
ſind, kann eine en bloc-Annahme nicht ſtattfinden. 

Sem. Bath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Mit Rück⸗ 
ſicht auf die von Herrn Dr. Friedjung vorgebrachten Be- 


merkungen verzichte ich auf das Wort. 
Bico-Sirgermeife Dr. Nichter: Die en bloc-Abſtimmung 


kann trotz der Amendements erfolgen. 

Gem.-Nath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Dann bitte 
ich für den Fall, als der Antrag Klotzberg angenommen wird, 
§ 9 auszulaſſen, da ich zu demſelben einen Abänderungs-Antrag 
zu ſtellen habe. | 

Dice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Wird geſchehen. Ich 
bringe alſo den Antrag Klotzberg zur Abſtimmung, dafs über 
die SS 6, 7 und 8, vorbehaltlich des Amendements zu § 7, en 
bloe abgeſtimmt werde. 

Ich bitte jene Herren, welche der en bloe-Abſtimmung zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bringe nun die SS 6, 7 und 8 in der Faſſung des 
Herrn Referenten zur Abſtimmung. | 

Jene Herren, welche denſelben zuſtimmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zu 87 hat Dr. Fried jung einen Antrag geſtellt, der 
bereits verleſen wurde. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Autrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach erfolgter Auszählung:) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 

Es ſind 23 gegen 19 Stimmen; der Autrag iſt abgelehnt. 
Ich bitte, § 9 zu verleſen. 

Aeferent (liest): 


§ 9. Dieſe Beſtimmungen treten mit 1. Jänner 
1893 inkraft; auf Diurniſten, welche an dieſem Tage 
bereits im ſtädtiſchen Dienſte ſtehen, findet der $ 4 
keine Anwendung.“ 


Gem.-Nath Herrdegen: Ich beantrage, in der vorletzten 
Zeile ſtatt „durch weitere zwei Monate die Hälfte des zuletzt 
bezogenen Taggeldes ausbezahlt“, zu ſetzen „durch weitere vier 
Monate“. (Rufe: Das iſt ſchon angenommen; das iſt ja § 8! 
Sie haben die falſche Vorlage!) 

Pice-Bürgermeifter Dr. Richter: Es meldet ſich niemand 
mehr zum Worte. Ich bringe §S 9 zur Abſtimmung; die Herren, 
welche dieſen Paragraph annehmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) SI it angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 
§8 1 
Die ſtädtiſchen Diurniſten — mit Ausnahme 
der techniſchen Diurniſteu, ſowie der techniſch befähigten 
Buchhaltungsdiurniſten — erhalten: 

1. Im erſten Jahre ihrer Verwendung ein Tag— 

geld von 1 fl. 30 kr.; 
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2. bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung 


a) nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Dienſt— 
antrittes ein Taggeld von 1 fl. 60 kr., 


b) nach Vollendung des 5. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 1 fl. 80 kr., | 

c) nach Vollendung des 10. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 2 fl., 

d) nach Vollendung des 15. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 2 fl. 25 kr. 


§ 2. 

Bei der Bemeſſung des höheren Diurnums wird 
nur die Zeit der ununterbrochenen Verwendung als 
Diurniſt in Anrechnung gebracht. 

§ 3. 

Die Anweiſung der höheren Diurnen erfolgt 
über ſchriftliches Anſuchen des betreffenden Diurniſten 
durch die Magiſtrats direction. 


§ 4. 

Als Diurniſten dürfen nur ſolche Perſonen auf: 

genommen werden, welche 

a) die öſterreichiſche Staats bürgerſchaft beſitzen, 

b) das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben, 

c) moraliſch unbeſcholten, 

d) geiſtig und körperlich geſund ſind und 

e) die abzulegende Prüfung mit gutem Erfolge be— 
ſtanden haben. 

Dieſe Prüfung hat ſich auf Schön- und Schnell— 
ſchreiben, Orthographie und ſchriftlichen Gedanken— 
ausdruck zu beſchränken. 

8 5. 

Der Stadtrath kann den ſtädtiſchen Diurniſten, 
wenn dieſelben während ihrer Dienſtleiſtung ohne ihr 
Verſchulden dienſtunfähig oder ohne ihr Verſchulden 
entlaſſen werden, dann eine Proviſion gewähren, 
wenn ſie mindeſtens durch zehn Jahre 
brochen als Diurniſten im ſtädtiſchen Dienſte ſtanden 
und ihre Dienſtleiſtung eine zufriedenſtellende war. 
über die Frage des Verſchuldens hat der Stadtrath 
zu entſcheiden. 


ununter— 


§ 6. 

Die Proviſion darf nach zurückgelegter 10jähriger 
Dienſtzeit nicht mehr als 40 Percent des zuletzt 
bezogenen Diurnums betragen und kann für jedes 
weitere ununterbrochen zurückgelegte Dienſtjahr um 
2 Percent bis zum zurückgelegten 40. Dienſtjahre 


ſteigen. 


§ 7. 
Wird ein wegen Dienſtuntauglichkeit provi— 
ſionierter Diurniſt wieder dienſttauglich, jo hat 
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derſelbe über Aufforderung wieder in den Dienſt 
einzutreten, widrigens er der Proviſion verluſtig wird. 
8 8. 

Im Falle einer durch Erkrankung verurſachten, 
gehörig nachgewieſenen, vorübergehenden Dienſt— 
unfähigkeit wird dem Diurniſten noch durch längſtens 
zwei Monate das Taggeld im vollen Betrage und 
bei länger andauernder Dienſtunfähigkeit noch durch 
weitere zwei Monate die Hälfte des zuletzt bezogenen 


Taggeldes ausbezahlt. 


§ 9. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit 1. Jänner 1893 
inkraft; auf Diurniſten, welche an dieſem Tage 


bereits im ſtädtiſchen Dienſte ſtehen, findet der 8 4 
keine Anwendung. 
Vice Bürgermeifter Dr. Richter: Die Sitzung iſt 
geſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.) 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 9. December 
1892 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Albert Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig. Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, bekanntzugeben, daſs Herr Gem. 
Rath Kareis, welcher dem Begräbniſſe des Regierungsrathes 
Dr. Werner von Siemens anwohnt, ſein Ausbleiben von der 


heutigen Sitzung entſchuldigt. 


2. Herr Gem.-Rath Zagoͤrski entſchuldigt ſein Ausbleiben. 
Er musste eine Geſchäftsreiſe antreten. 

Ich bitte um die Mittheilung der Einläufe. 

Schriftführer Gem.⸗Aath Schreuckh (liest): 

3. Interpellation des Gem.-Nathes Göh: 

Durch die bisher beſtehende Zufuhr von Trinkwaſſer. in dem waſſerarmen 
Theile des XIII. Bezirkes wurde einem dort beſtehenden großen Übelſtande 
geſteuert und hat die Bewohuerſchaft die hiedurch bewieſene Fürſorge der 
Gemeindeverwaltung dankbar anerkannt. 

Von verſchiedenen Seiten wurde nun die Befürchtung laut, dafs die 
Waſſerzufuhr in den nächſten Tagen ſiſtiert werden ſoll, was eine ſehr große 
Calamität für die waſſerarmen Theile des XIII. Bezirkes mit ſich brächte, 
weshalb ich an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage ſtelle: 

Ob die Waſſerzufuhr in der bisherigen Weiſe auch 
weiterhin im XIII. Bezirke belaſſen werden ſoll? 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Schreuckh (liest): 

4. Antrag des Gem.-Nathes Götz und Genoſſen: 

Auf Grund der von einer großen Anzahl von Bewohnern und Hausbe— 
ſitzern unterfertigten Petition, in welcher die beſtehenden ſanitären Übelſtände in 
der Wienerſtraße in Breitenſee im II. Bezirke zur Keuntuis des Gemeinde- 
rathes gebracht werden, beantragen die Gefertigten in gerechter Würdigung 
der Sachlage: 

Der Magiſtrat werde beauftragt, mit thunlichſter 
Beſchleunigung das Project für die Canaliſierung der 
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Wienerſtraße in Breitenſee, XIII. Bezirk, zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen. 

Die Petition lautet: 

Euer Hochwohlgeboren! 

An Ihren Gerechtigkeitsſinn appellierend, erlauben wir Unterzeichnete uns 
Folgendes zur Kenntnis zu bringen: 

Von Seite des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk als im 
ſelbſtändigen Wirkungskreiſe gelegen, ergeht an ſämmtliche Hauseigenthümer das 
Verbot, die Spül- und Abwäffer nicht in das Rinnſal gießen zu laſſen, wobei 
betont wird, dafs ein ſolches Vorgehen vom ſanitätspolizeilichen Standpunkte 
unzuläſſig ſei und es wurden Hauseigenthümer wegen Nichtbefolgung dieſer 
Anordnung und mit Anwendung des § 93 Gemeindeſtatut mit Geldſtrafen 
belegt. Hätte man uns von competenter Seite ſeit Jänner d. J. nur halb ſo 
viel Aufmerkſamkeit bezüglich einer wenigſtens nur theilweiſen Canaliſierung 
zugewendet — was doch vom ſanitären Standpunkte, nachdem die Choleragefahr 
beſtand, in erſter Linie nothwendig war — dann wäre uns auch ſo manche 
Reviſion entbehrlich geworden, und das vorbezogene magiſtratiſche Bezirksamt 
wäre gar nicht in die Lage gekommen, ſubalterne Angelegenheiten fort und fort 
im Verordnungswege zu urgieren. 

Man muthet z. B. Eigenthümern von Häuſern mit 20 und mehr Parteien 
von officieller Seite zu, fie ſollen das Spül- und Abwaſſer in ihren Garten 
leiten und dort verlaufen laſſen. Sind ſolche Tümpel im Frühjahre etwa ge— 
ſundheitsfördernd? Anderen trägt man wieder auf, ſie haben ihr Spül- und 
Abwaſſer durch eine Rinne in ein Faſs, das im Hofe in die Erde zu verſenken 
it, zu leiten. Abgeſehen davon, daj3 dies bei der heutigen Temperatur geradezu 
eine Unmöglichkeit iſt, entſteht die Frage, wohin ſei das Waſſer aus dem Faſſe 
zu leeren? Die Unterzeichneten bitten Euer Hochwohlgeboren, an competenter 
Stelle dieſen Übelſtand zur Kenntnis zu bringen und gleichzeitig dahin zu wirken, 
dafs dieſe Miſere durch eine baldige Canaliſierung behoben, und inſolange nicht 
Canäle gezogen find, wir zur Ableitung von Spül- und Abwaſſer das beſtehende 
Rinnſal ausnahmsweiſe benützen dürfen. 

Bezüglich der Einleitung von Spül- und Abwäſſern in die Senkgruben, 
welche auch officiellerſeits ſchon angeordnet wurde, können die Hauseigenthümer 
unmöglich die Räumungskoſten aufbringen, weil ſich die Senkgruben zu ſchnell 
füllen würden und die Koſten unerſchwinglich wären. 

Breitenſee, 30. November 1892. 


(Folgen die Uuterſchriften.) 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Dieſer Antrag wird der 
geſchäftzordnungsmäßigen Behandlung unterzogen werden. 
Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 
ö Ich erſuche den Herrn Gem.-Rath Boſchan, zu referieren. 
>. Referent Gem.-Nath Voſchan: Geehrte Herren! Ich 
habe die Ehre, im Namen des Stadtrathes das Referat über den 
Haupt⸗Voranſchlag für das nächſte Jahr 1893 zu erſtatten. 
Dieſer Voranſchlag wurde vom Magiſtrate in deſſen Sitzungen 
vom 24., 25., 26., 27. und 28. October berathen und iſt dem 
Stadtrathe am 29. October zugekommen. Der Stadtrath hat feine 
Arbeiten, ſoweit dies das umfangreiche Material ermöglichte, nach 
Thunlichkeit beſchleunigt und in acht Sitzungen darüber Beſchluſs 
gefaſst. Die Anderungen, welche der Stadtrath an dem Vor— 
anſchlage des Magiſtrates beantragt, ſind in einem Nachtragshefte 
zuſammengeſtellt, welches die Herren in den Händen haben. Der 
Voranſchlag beſteht aus einem Haupt-Elaborat, einem Hefte erläu— 
ternder Bemerkungen und aus dem erwähnten Nachtrag, welcher 
die Anderungen enthält, welche der Stadtrath beantragt. In dieſem 
Haupt⸗Voranſchlage finden die Herren alle Special-Präliminare ent⸗ 
halten, ſo daſs alles, was auf unſere Finanzen Bezug hat, in 
einem Hefte beiſammen iſt; dieſer Umſtand erleichtert die Überficht 
außerordentlich, er kann aber auch zu Mijsverjtändniffen Anlass 
geben in Bezug auf die Höhe der Auslagen und das ſogenannte 
Deficit. Diesbezüglich möchte ich die Herren ſchon jetzt auf die 
etwas veränderte Darſtellung am Schluſſe in der Bilanz und der 
Bedeckung verweiſen; es iſt nämlich das Jahr 1893 gewiſſermaßen 
das erſte Jahr, in welchem ſehr bedeutende Inveſtitionen — ich 
erwähne hier nur die Waſſerleitung mit einem Betrage von einigen 
Millionen — mit im Budget enthalten ſind; würde man dieſe 
Auslagen für Inveſtitionen, alſo für Schulen, Waſſerleitung ꝛc. 
aus dem großen Budget ausſcheiden und in einem ſeparaten Vor— 
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anſchlage zuſammenſtellen, ſo würde die Einheit des Budgets, ins— 
beſonders mit Bezug auf den Rechnungsabſchluſs, ſehr ſtark leiden. 

Es iſt aber nothwendig, dasjenige, was nicht currenter Natur 
iſt, auszuſcheiden und für dasſelbe die Bedeckung in einer Weiſe 
zu ſchaffen, welche der Art dieſer Anſchaffungen entſpricht. Die 
Herren ſehen ans dem Schluſſe, daſs ſämmtliche currente Aus⸗ 
lagen ineluſive des bedeutenden Betrages von beinahe 1,600.000 fl. 
für Schuldenzahlung faſt vollſtändig durch die currenten Ein- 
nahmen bedeckt werden. Ein Theil der außerordentlichen Auslagen, 
hauptſächlich jener, welcher für Schulbauten beſtimmt iſt, wird aus 
den Caſſabeſtänden beigeſchafft werden können, während für die 
Waſſerleitung eine neue Anleihe nothwendig iſt; das wird übrigens 
Gegenſtand der Berathung ſein, wenn wir in das Detail eingehen 
und ich will dies einſtweilen nur erwähnt haben. Was die Ver⸗ 
faſſung des Budgets ſelbſt betrifft und deſſen meritoriſchen Inhalt, 
jo hat ſich der Stadtrat) von der Erwägung leiten laſſen, dais 
es nunmehr hoch an der Zeit ſei, den Vororten, welche mit uns 
gleiche Laſten tragen, auch alle Einrichtungen zu ſchaffen, deren 
ji) die alten Bezirke erfreuen. Die Herren werden finden, daſs 
ſehr bedeutende Beträge ſowohl für Straßenpflege als für Schul— 
bauten und Waſſerleitung eingeſetzt ſind, deren größter Theil den 
Vororten zugute kommt. 

Die Ziffern ſelbſt finden die Herren in dem Elaborate, und 
ich glaube, es iſt nicht nothwendig, jetzt ſchon ſpeciell darauf 
aufmerkſam zu machen. 

Wichtig erſcheint es mir aber, gleich anfangs darauf hinzu— 
weiſen, daſs, was die currenten Einnahmen der Gemeinde betrifft, 
wir bereits an einer Grenze angelangt find, welche, wie ich glaube, 
nicht gut mehr überſchritten werden kann. Jeder von Ihnen, meine 
Herren, wird die Empfindung haben, das eine Erhöhung weder 
der directen noch der indirecten Steuern überhaupt in Ausſicht 
genommen werden kann. Wir haben alſo hier faſt die Grenze, 
welche, außer im Falle der alleräußerſten Noth, unter gar keinen 
Umſtänden überſchritten werden darf. Was dagegen die Bedürfniſſe 
betrifft, ſo ſind wir an einer ſolchen Grenze noch nicht angelangt 
und es wird daher bei Berathung des Budgets ſich empfehlen, 
die größte Sparſamkeit walten zu laſſen, namentlich bei Auslagen, 
welche als regelmäßig wiederkehrende bezeichnet werden müſſen. 
Ich glaube, vorläufig mich nicht weiter auf die Sache einlaſſen 
zu ſollen und bitte die Herren, in die Berathung des Budgets 
einzugehen. 


Gem.-Nath Geitler (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren, 
bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes, der uns jetzt beſchäftigt, 
glaube ich, den Antrag ſtellen zu ſollen, es möge der Bericht des 
Stadtrathes über den Hauptvoranſchlag pro 1893 im Sinne des 
§ 49 G.⸗O. einer aus 23 Mitgliedern beſtehenden Commiſſion, 
welche aus dem Plenum des Gemeinderathes zu wählen iſt, zur 
Vorberathung zugewieſen werden. ö 

Mit Rückſicht darauf, dafs der Gegenſtand dringend iſt, erlaube 
ich mir an den Herrn Vorſitzenden auch die Bitte, im Falle mein 
Antrag angenommen wird, dieſe Wahl der Commiſſion noch heute 
vornehmen zu laſſen, hauptſächlich deshalb, weil ſich die Commiſſion 
ſobald als möglich mit dem Titel „Bedeckung“ wird beſchäftigen 
müſſen, welcher jedenfalls im Laufe des heurigen Jahres wird 
vom Gemeinderathe beſchloſſen werden müſſen, damit die Geſchäfte 
der Gemeinde nicht ins Stocken kommen. Ich erlaube mir, dem 
geehrten Gemeinderathe die Annahme meines Antrages zu empfehlen. 
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Gem.-Nath Dzörup (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Ich würde Sie nicht beläſtigen, aber ich möchte bitten, daſs, wenn 
dieſem Antrage auf Einſetzung einer Commiſſion zugeſtimmt wird, 
daſs die Separat⸗Präliminarien für Pflaſterung und Canaliſierungs— 
arbeiten dieſer Commiſſion nicht zugewieſen werden. Es iſt uns 
ja bekannt, dass das heurige Jahr für die Bauthätigkeit in Betreff 
der Verkehrsanlagen total verlorengegangen iſt; es wird auch der 
größte Theil des nächſten Jahres vergehen. Wenn wir alſo nicht 
unſere eigenen Arbeiten forcieren, wird es uns wieder ſo gehen 
wie in dieſem Jahre, daſs das ganze Frühjahr verloren geht. 
Unſere Ingenieure haben die Detailpläne und die Vorarbeiten zu 
machen; wenn ſie aber warten müſſen, bis dieſe Angelegenheiten 
in der Budget⸗Commiſſion und bei uns zur Berathung kommen, 
geht wieder ein Jahr verloren. Die Ingenieure haben im Sommer 
vollauf zu thun und wir bringen es nicht zuſammen, dafs die 
Arbeiten vor Mitte Sommer vergeben werden. Wir haben dies 
im heurigen Jahre geſehen. Das ganze Frühjahr iſt total verloren— 
gegangen. Dieſe Arbeiten werden für eine große Anzahl Profeſſio— 
niſten, wie Schuſter, Schneider, Greißler u. ſ. w., einen Vortheil 
haben. Wenn wir alſo ſehen, dafs ſeitens der „verkehrten Anlage— 
Commiſſion“, wie ich mir dieſe Commiſſion zu nennen erlaube, 
die Arbeiten ſo ſaumſelig vonſtatten gehen, meine Herren, ſo müſſen 
wir uns ſelbſt zuſammennehmen. 

Ich würde dies nicht ausgeſprochen haben, wenn nicht im 
vergangenen Jahre — morgen iſt es gerade ein Jahr — der 
Ingenieur⸗ und Architekten⸗Verein ſich über die Art und Weiſe 
ausgeſprochen und eine gedruckte Vorlage an die Gemeinderäthe 
verſchickt hätte, wie die Commiſſion für die Verkehrsanlagen zu— 
ſammengeſtellt wird, wie die Arbeiten vertheilt werden, in drei, 
vier oder ſechs Sectionen und dafs nicht abzuſehen ſei, wann die 
Arbeiten zur Ausführung kommen. 

Es hat ſich gezeigt, daſs die Anſicht des Ingenieur- und 
Architekten⸗Vereines richtig war. Ich will der Commiſſion keinen 
Vorwurf machen, es iſt aber nicht anders denkbar, ſie ſind nicht 
centraliſiert, müſſen aber zuſammenarbeiten. Da nun doch das 
ganze nächſte Jahr verlorengeht, möchte ich bitten, dass wir die 
beiden Präliminarien, worüber ja die Vorlagen zu den Zahlen 213 
und 212 uns bereits zugeſchickt werden, ſofort in Behandlung 
nehmen und die übrigen Arbeiten der zu wählenden Commiſſion 
zugewieſen werden. Ich bitte, dieſe Ausnahme im Intereſſe der 
Arbeiter in Wien zu machen. 

Referent: Wenn nicht in der letzten Sitzung die Vertagung 
des Pflaſterungs- und Canaliſierungs-Präliminares beantragt worden 
wäre, wäre der Antrag ganz gut anzunehmen, ſo bin ich aber der 
Meinung, nachdem die Herren in die Sitzung gekommen ſind, in 
der Vorausſicht, dafs in der Sache heute nicht beſchloſſen wird, 
daſs es beſſer iſt, wenn die Commiſſion raſch gewählt wird und 
als erſte Arbeit das Pflafterungs- und Canaliſierungs⸗Präliminare 
betrachtet. Die Sache kann in vier bis fünf Tagen fertig ſein 
und jetzt im Winter kann ohnedies nicht gepflaftert werden. Ich 
glaube, über die Formalität, wie wir es machen, ſollen wir nicht 
viel Zeit verlieren, ſondern raſch an die Wahl der Commiſſion 
gehen, welche ihre Arbeiten nach Thunlichkeit beſchleunigen wird. 

Gem.-Rath Dr. Iriedjung: Ich trete dem Wunſche des 
geehrten Collegen Geitler bei. Damit aber dem Bedenken 
Rechnung getragen werde, dafs das Präliminare über die Pflafte- 
rungen und Canaliſierungen nicht zu ſpät berathen wird, möchte 
ich mir den Zuſatz-⸗Antrag zu dem Antrage des Gem.-Rathes 
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Geitler erlauben, daſs der zu wählenden Budget-Commiſſion 
der Auftrag ertheilt würde, zuerſt über die Pflafterungs- und 
Canaliſierungs-Präliminarien zu berathen und dieſe ihre Anträge 
zuerſt dem Gemeinderathe vorzulegen. Damit glaube ich, würde 
allen Bedenken Rechnung getragen ſein. Ich habe aber noch eine 
formelle Bemerkung zu machen. Der Herr Bürgermeiſter hat in 
einer der letzten Sitzungen erklärt, daſs die Wahl der Budget— 
Commiſſion nicht möglich ſei, weil das Budget noch nicht vorliege, 
und zwar deswegen nicht vorliege, weil jene 14 Tage — ſo habe 
ich es verſtanden — noch nicht verfloſſen ſeien, während welcher 
das Budget der Einſicht aller Gemeindebürger unterbreitet ſein 
müſſe. Ich bin der Meinung, daßs wir dieſe 14 Tage ganz 
umſonſt verloren haben. Ich glaube, dass der Bürgermeiſter voll— 
ſtändig die Möglichkeit gehabt hätte, die Wahl des Budget-Com— 
miſſion auf die Tagesordnung ſetzen, die Wahl vornehmen und 
die Budget⸗Commiſſion arbeiten zu laſſen, denn erſt der Beſchluſs 
des Gemeinderathes durfte nicht früher ſtattfinden, als bis 
14 Tage vorüber find. Aber die Berathungen in der Budget— 
Commiſſion hätten ebenſogut ſtattfinden können, wie die des 
Stadtrathes. Ich würde demnach dem verehrlichen Präſidium die 
Anregung nahelegen, im nächſten Jahre zur Erſparung der Zeit 
dieſe 14 Tage nicht verſtreichen zu laſſen, ſondern die Budget— 
Commiſſion in dem Augenblicke zu wählen, als der Stadtrath 
geſprochen hat. Das wäre eine Auregung, die ich dem geehrten 
Präſidium zur Erwägung anheimgeben möchte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Dieſer Anregung kann 
meines Erachtens nicht ſtattgegeben werden, weil ſie mit dem Ge— 
ſetze im Widerſpruche ſteht. Solange die 14 Tage, welche nach 
dem Statute beſtimmt ſind, offen ſind, kann überhaupt von 
einer Vorlage des Budgets an den Gemeinderath nicht die Rede 
ſein. Daher kann der Gemeinderath dieſe Vorlage auch nicht in 
Berathung ziehen. 

Gem.-Nath Dr. Jriedzung (zur Geſchäftsorduung): Ich kaun 
dieſer Auslegung der Geſchäftsordnung, welche wir ſoeben von dem 
Herrn Vice-Bürgermeiſter gehört haben, nicht beitreten. Auch der 
Stadtrath iſt eine vorbereitende Körperſchaft, genau ſo wie die 
Budget⸗Commiſſion. In derſelben Weiſe alſo, wie der Stadtrath 
früher die Angelegenheit berathen hat, könnte die Budget-Commiſſion 
berathen. Nur Beſchlüſſe kann der Gemeinderath nicht vornehmen, 
wenn dieſe 14 Tage nicht vorüber find. Deshalb glaube ich, dass 
mein Antrag richtig iſt. " 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich erkläre nochmals, 
daſs die Anſchauung des geehrten Herrn Redners unrichtig iſt. 
Der Stadtrath hat nach der Anordnung des Statutes überhaupt 
alle Vorlagen für den Gemeinderath vorzuberathen, und bezüglich 
des Voranſchlages iſt dies ausdrücklich im Statute angegeben. 
Dann heißt es weiter, daſfs das vom Stadtrath ausgearbeitete 
Budget für die Gemeindebürger durch 14 Tage aufzuliegen hat, 
und erſt nach Ablauf dieſer Friſt kann es an den Gemeinderath 
geleitet werden. Es würde daher der Gemeinderath eine Vorlage 
in Berathung ziehen, die überhaupt noch nicht an ihn gelaugt iſt; 
was ganz unmöglich iſt. 

Gem.-Rath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Ich mache 
noch aufmerkſam, dafs es im § 50, Minen 3 ausdrücklich heißt: 
„Durch 14 Tage vor der Prüfung und Feſtſtellung durch den Ge— 
meinderath ſind die Voranſchläge zur öffentlichen Einſicht aufzu— 
legen.“ Daraus geht hervor, dass der Gemeinderath in die Über- 
prüfung nicht früher eingehen kann, bevor dieſe 14 Tage nicht 
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abgelaufen ſind. Nicht nur alſo aus dem vom Herrn Vorſitzenden 
citierten Paragraph, ſondern auch aus dieſem Paragraph geht 
hervor, daſs Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung im Unrechte iſt. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Meine 


Herren! Es handelt ſich darum, ob wir im nächſten Jahre wieder 


14 Tage verlieren ſollen, und ich bemerke gegenüber den Aus— 
führungen des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Vogler, dafs die Prüfung 
des Gemeinderathes fo zu verſtehen fei, daßs erſt die Berathung im 
Gemeinderathe ſelbſt dieſe Prüfung iſt. 

Referent: Ich habe nichts weiter zu bemerken. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, daſs das Budget einer aus dem Plenum zu 
wählenden Commiſſion von 23 Mitgliedern zur Vorberathung zu⸗ 
zuweiſen ſei, mit dem Auftrage, zuerſt über das Pflaſter- und 
Canal⸗Präliminare an den Gemeinderath Bericht zu erſtatten. Ich 
bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe): Der Antrag iſt an- 
genommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, den Haupt-Bor- 
anſchlag der Stadt Wien pro 1893 einer aus dem 
Plenum des Gemeinderathes zu wählenden Com— 
miſſion von 23 Mitgliedern mit dem Auftrage zur Vor— 
berathung zuzuweiſen, zuerſt über das Pflaſter- und 
Canal-Präliminare an den Gemeinderath Bericht zu 
erſtatten. 


Vice Bürgermeifter Dr. Richter: Ich bitte mit dem 
Namensaufruf zu beginnen. Es folgt jetzt die Wahl der Commiſſion. 

Gem.-Rath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Wir 
ſind ja noch nicht im Beſitze der Stimmzettel für dieſe Wahl. 
Ich beantrage, daſs die Sitzung auf 5 Minuten unter— 
brochen werde. Man mußs ſich ja ſchließlich über die Wahl 
von 23 Mitgliedern einigermaßen verſtändigen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Stimmzettel find 
ſchon vertheilt. (Rufe: Wir haben ſie nicht!) Ich bitte alſo in— 
zwiſchen Herrn Gem.-Rath v. Götz zum Referat. 

6. Referent Gem.-Nath v. Götz: Ich habe die Ehre, zu 
Zahl 7510 zu referieren. Der Verein zur Bekleidung armer Schul— 
kinder in Penzing kommt um eine Subvention ein. Dieſer Verein 
beſteht ſeit vier Jahren in Penzing und hat jedes Jahr circa 
60 bis 70 Kinder zur Weihnachtszeit mit Kleidern und Schuhen 
betheilt. Derſelbe tritt nun an den Gemeinderath heran um Zu— 
wendung einer kleinen Subvention. 

Der Magiſtrat befürwortet dieſes Anſuchen und der Stadt— 
rath ſchlägt vor, man möge 50 fl. zur Weihnachtsbetheilung ſpenden. 
Ich bitte dem Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen. 

Vice-Vürgermeifler Dr. Richter: Da keine Einwendung 
erhoben wird (Zuſtimmung), iſt der Antrag angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine zur 
Bekleidung armer Schulkinder in Penzing eine Sub— 
vention von 50 fl. pro 1892 zu genehmigen und 
zur Bedeckung dieſer Auslage erforderlichen 
Zuſchuſscredit zu bewilligen. 

7. Referent Gem.⸗RNath Kreindl: Ich habe die Ehre, 


über Beilage Nr. 224 zu referieren, und zwar über die Geneh- 
migung der Pflaſterung von zwei Straßen auf dem Borſtenvieh⸗ 


den 
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markte. Das Marktcommiſſariat ſucht an, einige Straßen auf dem 
Borſtenviehmarkte zu pflaſtern. Es wäre das im Intereſſe einer 
gründlichen Reinigung und im Intereſſe einer beſſeren Desinfection 
nöthig. Nachdem aber die Koſten ſehr große ſind und eventuelle 
Störungen, wenn die Straßen auf einmal gepflaſtert werden, auf 
dem Borſtenviehmarkte entſtehen würden, beantragt das Bauamt, 
es möchten dieſe Straßen, auf vier Jahre vertheilt, zur Pflaſterung 
gelangen. 

Zu dieſem Behufe empfiehlt Ihnen der Stadtrath, im 
Jahre 1893 die 12 m breite Straße zwiſchen den Szälläfen III 
und IV Mertallicpflaſter, die ſchmälere Fortſetzung derſelben 
zwiſchen der Schweinehütte und den Schweineſtallungen mit alten 
vorhandenen Steinen, ebenſo die Straße zwiſchen der erſten 
Szälläsgruppe und dem Südbahn⸗Schöpfwerke mit vorhandenen 
alten Steinen zu pflaſtern. 

Ich ſtelle daher im Namen des Stadtrathes folgenden Antrag: 

„a) Die Pflaſterung der Straße zwiſchen der dritten 
und vierten Szälläs gruppe mit Metallicpflafter, 

b) die Straße zwiſchen der Schweinehalle und den 
Schweineſtallungen mit vorhandenen alten Granitwürfeln, 
desgleichen 

c) die Straße zwiſchen der erſten Szaälläs gruppe 
und dem Südbahn-Schöpfwerke mit vorhandenen Granit- 
ſteinen mit dem Geſammtkoſtenaufwaude von 13.696 fl. 
zur Ausführung im Jahre 1893 zu genehmigen.“ 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich möchte nur fragen, wohin 
das Metallicpflafter kommt. | 

Referent: Auf die 12m breite Straße zwiſchen den Szälläfen 
IIH und IV. Dann läuft die Straße ſchmäler aus und die ſchmälere 
Straße wird mit alten Granitwürfeln gepflaſtert. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich möchte weiters fragen, ob 
fi) das Marktcommiſſariat mit dieſem Antrage einverſtanden 
erklärt hat. 

Referent: Jawohl! 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich lann mir nicht vorſtellen, 
daſs eine Straße, die mit Metallicpflaſter verſehen iſt, zum Ochſen⸗ 
oder Schweinetrieb geeignet iſt, aus dem einfachen Grunde, weil 
die Thiere leicht ausgleiten. 

Referent: Das Marktcommiſſariat hat das Metallicpflafter 
vorgeſchlagen, weil die Reinigung und Desinfection beſſer zu 
bewerkſtelligen iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Dann bitte ich jene Herren, 
welche dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

a) Die Pflaſterung der Straße zwiſchen der dritten 
und vierten Szälläs gruppe mit Metallicpflaiter, 
die Straße zwiſchen der Schweinehalle und den 
Schweineſtallungen mit vorhandenen alten Gra— 
nitwürfeln, desgleichen 
c) die Straße zwiſchen der erſten Szalläs gruppe 

und dem Südbahn-Schöpfwerke mit vorhandenen 
Granitſteinen mit dem Geſammtkoſtenaufwande 
von 13.696 fl. zur Ausführung im Jahre 1893 
zu genehmigen. 
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8. Referent Gem. Rath Nose: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 7551, Beilage 226 zu berichten. 

Die Angelegenheit, um die es ſich handelt, iſt eigentlich auf 
die Anregung, beziehentlich auf die Nothwendigkeit zurückzuführen, 
in Hütteldorf eine Schule zu erbauen. Es haben hierüber mehr— 
fache Verhandlungen ſtattgefunden, welche endlich zu dem Projecte 
geführt haben, in der Dornbacherſtraße einen dort befindlichen, 


der Gemeinde gehörigen Grund zur Errichtung einer Schule zu 


verwenden, und zwar weil man damals, als dieſe Anregung 
gegeben wurde, der Meinung war, daßs ein anderer Platz dazu 
nicht vorhanden ſei. Dieſer Platz, welcher für den Schulbau in 
Ausſicht genommen war, iſt in jener Straße gelegen, welche von 
der Hütteldorfer Hauptſtraße gegen den Cordon und die Knödel— 
hütte zu führt und liegt inmitten eines Villenviertels; er hätte alſo 
den Vortheil, daßs er ruhig iſt, dagegen den Nachtheil, dajs er 
nicht mitten im Orte, ſondern in einer Gegend liegt, wo eigentlich 
ſehr wenige Schulkinder zu verkehren haben, weil die Villen meiſt 
Wienern gehören, die im Sommer dort wohnen und dieſelben im 


Winter leerſtehen laſſen, während die Schulkinder, welche aus dem. 


bewohnten Orte Hütteldorf kommen, die ganze Strecke durch einen 
Theil der Dornbacherſtraße ſich bewegen müſſen, um zur Schule, 
die erbaut werden ſoll, zu gelangen. Außerdem iſt die Situation 
dieſes Platzes derart, daſs man von rückwärts nicht zu demſelben 
gelangen kann, oder nur auf die Art, dafs erſt erhebliche Schwierig— 
keiten rückſichtlich des Niveaus überwunden werden müjsten, weil 
unmittelbar an den Grund, der in Ausſicht genommen iſt, rück— 
wärts ein Bach grenzt, der erſt überbrückt werden müjste ꝛc. 
Nun befindet ſich in Hütteldorf vis-a-vis der Kirche, rückwärts 
in der Bräuhausgaſſe die ſogenannte Gunkel'ſche Realität, von 
welcher einerſeits durch ein Gutachten des Bezirksausſchuſſes und 


der Schulbehörden, andererſeits durch den Antrag Götz und Ge— 


noſſen hehauptet wurde, dafs fie ſich außerordentlich gut zu einem 
Schul baue eignen würde. 

Der Stadtrath hat nun die Frage in Erwägung gezogen, ob 
dieſe Vorausſetzung zutrifft und iſt zu dem Beſchluſſe gekommen, 
daſs dies allerdings der Fall ſei. Dieſe Realität iſt zunächſt für 
einen Schulbau außerordentlich günſtig gelegen, weil ſie in der 
Mitte des Ortes ſich befindet. 

Die Einwendung, welche man gegen die Erwerbung dieſer 
Realität machen könnte, wäre die, dafs ſie für einen Schulbau 
viel zu groß iſt; denn dieſe Realität hat ein Grundausmaß von 
10.260 m?, fie beſteht aus einem größeren und einem kleineren 
Wohngebäude, aus einem Stallgebäude, einem Glashauſe und 
Gartenpavillon und aus einer ſehr bedeutenden Fläche, welche einen 
Park enthält; einen wirklich ſchön gepflegten und erhaltenen Park. 
Was aber anſcheinend ein Nachtheil iſt, iſt zu dem Zwecke, zu dem 
der Grund erworben werden ſoll, ein Vortheil, weil es dadurch 
möglich iſt, nicht nur die Schule mit einem Vorgarten zu verſehen, 
ſondern auch rückwärts noch einen ſchönen Sommerturnplatz und 
Spielplatz mit der Schule zu verbinden. 

Finanziell ſtellt ſich die Angelegenheit ſo, daſs man zum Zwecke 
des Schulbaues nur einen Theil von ungefähr 4000 mz benöthigt, 
während die übrigbleibenden Theile höchſt wahrſcheinlich günſtig 
verwertet werden können. Wenn man nämlich, wie ſich die Herren 
aus dem aufliegenden Plane überzeugen wollen, aus der Mitte der 
Realität rückwärts des Stallgebäudes den Platz ausſcheidet, den 
man braucht, um die Schule und den Garten zu errichten — 
das iſt die rothlafierte Fläche — jo bleibt (auf den Plan zeigend) 
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hier ein Theil mit einer noch ſehr großen Parkfläche. Das iſt das 
Wohngebäude, die Gunkl'ſche Villa. Da bleibt ein kleines ein- 
ſtöckiges Wohnhaus mit einem Gartentheil, der auch noch zur Ver— 
wendung kommt und man kann, wenn man dieſe 4000 m? aus: 
ſcheidet (auf den Plan zeigend), hier noch einen ſehr anſtändigen 
Erlös erzielen und ebenſo hier. Rechnungsmäßig ſtellt ſich die 
Sache jo, dass jener Platz, welcher in der Dornbacherſtraße zum 
Schulbau verwendet werden ſollte, einen Schätzungswert von rund 
10.000 fl. hat, während nach der Schätzung des Stadtbauamtes 
jener Theil der aus dieſer Gunkl'ſchen Realität, falls der Ge— 
meinderath die Erwerbung beſchließen ſollte, zum Schulbau ver— 
wendet werden ſoll, einen Koſtenbetrag von ungefähr 14.000 fl. 
darſtellt. Nach unſerer Schätzung iſt der Wert dieſer Realität 
etwas größer. Das Bauamt iſt nun der Anſchauung, welche alle 
Kenner der dortigen Verhältniſſe theilen werden, daſs eine günſtige 
Verwertung der übrigbleibenden Grundtheile bald und zweckmäßig 
zu erreichen ſein wird. 

Nachdem nun die Schulbehörde mit beſonderem Nachdruck 
darauf hinweist, wie wünſcheuswert es ſei, dass die Schule dort und 
nicht in der entlegeneren Dornbacherſtraße errichtet werde, nachdem 
finanziell ſich die Sache jo darſtellt, das die Gemeinde, wenn auch 
kein glänzendes, doch wahrſcheinlich ein entſprechendes Geſchäft 
machen wird, ſo hat der Stadtrath die Idee, dieſe Realität zu 
erwerben, gutgeheißen und beſchloſſen, mit den Eigenthümern 
diesfalls in Verhandlungen zu treten, deren Reſultat ich die Ehre 
habe, dem geehrten Plenum vorzulegen. 

Der Vertreter der Eigenthümer verlangt für dieſe Realität 
einen Betrag von 43.000 fl., bleibt mit dieſem Anbot bis zum 
15. December im Wort und erklärt ſich, was die Zahlungsmoda— 
litäten anbelangt, mit einer à conto-Zahlung von 10.000 fl. ein⸗ 
verſtanden, während der Kaufſchillingsreſt gegen 4½ % Zinſen vom 
Tage des Vertragsabſchluſſes bis 1. Juli 1893 abgezahlt werden 
kann, wobei aber der Gemeinde das Recht vorbehalten bleibt, auch 
früher zu bezahlen. Dieſe Trennung des Kaufſchillings erklärt ſich 
daraus, dajs die 10.000 fl. im heurigen Budget noch bedeckt find, 
alſo ſofort flüſſig gemacht werden können, während der Reſt erſt 
im nächſten Budget zu bedecken wäre. Ich glaube, dafs ſowohl 
vom finanziellen Standpunkte als von dem der Schulbehörden und 
des Bezirks⸗Ausſchuſſes die Berechtigung dargethan iſt, auf dieſes 
Geſchäft einzugehen, und erlaube mir daher, namens des Stadt— 
rathes zu beantragen (liest): 

„Genehmigung des Ankaufes der Gunkl'ſchen Rea— 
lität in Hütteldorf um den Kaufpreis von 43.000 fl. 
und Bezahlung des Kaufſchillings in der Weiſe, dajs 
10.000 fl. Anzahlung, welche auf Rubrik XII 16 x pro 
1892 bedeckt erſcheinen, heuer noch beglichen werden, 
während der Reſtbetrag per 33.000 fl., wovon der 
Theilbetrag per 3600 fl. auf der Rubrik XII 12 1 und 
der Theilbetrag per 29.400 fl. auf Rubrik XII 11 des 
Jahres 1893 die Deckung findet, vorausgeſetzt die 
Genehmigung der bezüglichen Präliminarpoſten, im 
Jänner 1893 zur Auszahlung gelangen kann.“ 

Damit aber, wenn das Plenum dieſen Antrag genehmigen 
ſollte, in der Frage des Schulbaues, deren Erledigung ſchon ſehr 
dringend iſt, keine Verzögerung eintrete, wird gleichzeitig beantragt 
(liest): 

„Ferner ſei der Bau einer Volksſchule für Knaben 
und Mädchen als Erſatzbau für die alte Schule auf 
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dem mittleren Theile der Gunkl'ſchen Realität im Aus— 
maße vom 4614 m?, wofür das Stadtbauamt mit aller 
Beſchleunigung die Planſkizze anzufertigen und vor— 
zulegen hat, zu genehmigen.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich erſuche 
jene Herren, welche den Referenten-Antrag annehmen wollen, die 
Hand zu erheben. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 


Genehmigung des Ankaufes der Gunkl'ſchen 
Realität in Hütteldorf um den Kaufpreis von 
43.000 fl. und Bezahlung des Kaufſchillings in der 
Weiſe, daſs 10.000 fl. Anzahlung, welche 
Rubrik XII 161 pro 1892 bedeckt erſcheinen, heuer 
noch beglichen werden, während der Reſtbetrag per 
33.000 fl., wovon der Theilbetrag per 3600 fl. auf 
der Rubrik XII 12 1 und der Theilbetrag per 29.400 fl. 
auf Rubrik XII 11 des Jahres 1893 die Deckung 
findet, vorausgeſetzt die Genehmigung der bezüglichen 
Präliminarpoſten, im Jänner 1893 zur Auszahlung 
gelangen kann. 

Ferner ſei der Ban einer Volksſchule für Knaben 
und Mädchen als Erſatzban für die alte Schule auf 
dem mittleren Theile der Gunkl'ſchen Realität im 
Ausmaße von 4614 m', wofür das Stadtbauamt mit 
aller Beſchleunigung die Planffizze anzufertigen und 
vorzulegen hat, zu genehmigen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Es erfolgt nun die Wahl. 
Ich bitte, mit dem Namensaufrufe vorzugehen. 

(Über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers 
Herrn Gem.-Rath Schreuckh geben die Gemeinderäthe 
ihre Stimmzettel ab.) 


9. Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich habe über 
das Referat, Zahl 227, welches der Herr College Wurm zu 
erſtatten hätte, und welches ich übernommen habe, zu referieren. 
Es handelt ſich um eine Abänderung einer vom Miniſterium be— 
ſtimmten Baulinie, und zwar einer Verbindungsſtraße in Währing 
zwiſchen der Hauptſtraße und der Herrengaſſe. Es iſt die Bau— 
linie, welche in dem Ihnen vorgelegten Plane mit 6“ K“, FI 
bezeichnet iſt, das ſind diejenigen Linien, welche zum Vorſchlag 
kommen. Die urſprünglichen Baulinien waren: auf der rechten 
Seite die Linien F I, auf der anderen, linken Seite die Linien G K; 
das heißt, es war hier ein kleiner Platz projectiert mit einer Breite 
von 26 m. 

Nun, wie aus dem Baulinienplane zu erſehen iſt, handelt es 
ſich um eine kurze Straße, die weder nach der einen Seite, noch 
nach der anderen eine Fortſetzung findet. Die nächſte Gaſſe iſt 
die ſogenannte Marktgaſſe. Dieſe letztere Gaſſe zweigt von der 
Währinger Hauptſtraße ab und hat die Verbindung mit der Kirchen⸗ 
gaſſe in Hernals; ſie macht ein ganzes Knie in der Hauptſtraße. 
Die nächſte Verbindungsſtraße zwiſchen der projectierten Straße 
und der Feldgaſſe iſt die Cottagegaſſe; fie iſt von der neu pro— 
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jectierten Gaſſe circa 20“ entfernt. Es findet alſo eine directe 
Verbindung, eine directe Fortſetzung dieſer Straße weder nach der 
einen, noch nach der anderen Seite ſtatt. Es iſt daher ein Verkehr 
in dieſer Straße jetzt und für die Zukunft nicht zu erwarten. 
Ferner muſs bemerkt werden, daj3 gegen die Hauptſtraße an dieſer 
Straße in der Strecke K K“ ein Haus erbaut iſt, welches zwar 
nicht aus der Neuzeit, doch ein ziemlich gutes Haus iſt, welches 
in der Zukunft, in ziemlich naher Zeit nicht umgebaut werden 
wird, jo dajs eine Erbreiterung auf die miniſteriell genehmigte 
Linie 6 K nicht gedacht werden kann. 

Auf der anderen Seite bei Nr. 68 iſt ein altes Haus 
demoliert und ein neues erbaut. Nun iſt bei F gegen dieſe Gaſſe 
ein Stück Grund, welches vorſteht und dem gegenüber, und zwar 
zwiſchen G“ und G ein freier Platz, der derzeit auch ein Knie 
bildet. Nun wäre, wenn an der Baulinie 6“ K feftgehalten würde, 
der Theil zwiſchen 6“ und G ſeinerzeit als Baugrund an das 
Haus Nr. 74 zu überlaſſen. Durch Überlaffung dieſes Grundes 
käme die Gemeinde in die Lage, den Theil, welcher derzeit vor— 
ſteht, einzulöſen und bekäme eine regelrechte gerade Straße. Es 


empfieht ſich, nachdem hier keine Frequenz iſt und die Gemeinde 


dadurch in die Lage kommen wird, eine regelrechte Straße zu 
erhalten, dafs die Linie G K aufzulaſſen iſt und hiefür die 
Linie 6“ K“, einerſeits und F J andererſeits, und zwar derart zu 
beſtimmen, dass die Straßenweite mit 16 m für die Zukunft zu 
fixieren iſt. Ich erſuche um Annahme des Antrages des Stadt— 
rathes: „Genehmigung der Baulinien B“ Cund 6“ H 
für die Herrengaſſe und 6“ K“ für die unbenannte 
Quer gaſſe, ſohin Reſtringierung der Breite letzterer 
Gaſſe von 26·00 auf 16°00 m.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung. — 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Genehmigung der Baulinien B“ C und 6“ H für 
die Herrengaſſe und 6“ K“ für die unbenannte Quer- 
gaſſe, ſohin Reſtringierung der Breite letzterer Gaſſe 
von 26-00 auf 16-00 m. 


10. Neferent Gem.-Rat) Wurm: Zahl 6991, Beilage 
Nr. 215. Es handelt ſich hier um Reſervierung eines Bauplatzes 
für eine Kirche im X. Bezirke. Daſelbſt exiſtiert ein Kirchenbau— 
verein, deſſen Vorſitzender der Bezirksvorſtand iſt; und es ſind 
zahlreiche Berichte von dieſem Vereine an die Gemeinde gekommen, 
in welchen anfangs ſogar betont wurde, dafs für den X. Bezirk 
nothwendig wäre, noch zwei Kirchen zu errichten, nachdem dieſer 
Bezirk nicht weniger als 90.000 Einwohner beſitzt. Nun, wenn 
das auch ein bisschen weit geht, jo kann man gewiss nicht leugnen, 
dajs eine zweite Kirche dort abſolut nothwendig iſt, nachdem die 
Bevölkerungszahl eine wirklich ganz enorme iſt und noch geſteigert 
iſt durch die Angliederung der ſeit der Schaffung von Groß-Wien 
mit dem X. Bezirke vereinigten fremden Gemeindegebietstheile. 

Es find mehrere Plätze, welche hier eventuell in Ausſicht ge- 
nommen werden könnten. Sie ſind am Plane mit rother Farbe 
laſiert, aber alle ſind nicht ſo günſtig gelegen, als die Gaſſel— 
ſeder'ſchen Gründe, welche eine bedeutende Ausdehnung haben 
und zur Gänze Eigenthum der Gemeinde ſind. Bei allen anderen 
Plätzen iſt der Spiegel nicht Eigenthum der Gemeinde und müfste 
derſelbe erſt erworben werden. 
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Außerdem ſind alle anderen Plätze nicht ſo günſtig ſituiert und 


nicht groß genug, um ſowohl die Kirche als auch den Pfarrhof 
aufzunehmen. 

Es handelt ſich 
des Bezirkes für den Bau einer Kirche Vorſorge zu treffen, nach— 
dem für den inneren Theil durch die beſtehende Pfarrkirche bereits 
vorgeſorgt iſt. 

Die ſogenannten Gaſſelſeder'ſchen Gründe haben eine ſo 
enorme Ausdehnung, das auf dieſem Platze die Kirche und 
der Pfarrhof und außerdem Gartenanlagen geſchaffen werden 
können. Es handelt ſich nur um die Auflaſſung eines Theiles der 
Neuſetzgaſſe, welche über dieſen Platz führt. Das iſt ganz unbe— 
denklich, da eine Unzahl von Straßen in ähnlicher Richtung rechts 
und links vorbeiführen. Es iſt alſo kein Schade, wenn dieſe Gaſſe 
aufgelaſſen wird, und es iſt ein ganz hübſcher Anblick von der 
Himbergerſtraße, wenn man die Kirche in der Axe der Straße ſieht. 

Demzufolge ſtellt der Stadtrath folgende Anträge: 

„Es ſeien die der Gemeinde Wien gehörigen, fo: 
genannten „Gaſſelſeder'ſchen Gründe“ im X. Bezirke, 
Einl.⸗Z. 2090, Cat.-Parc. 921/2 und 9222 für den 
beabſichtigten Kirchen- und Pfarrhofbau zu reſervieren 
und ſei dem Kirchenbau-Comitsé die ſeinerzeitige unent— 
geltliche Überlaffung des erforderlichen Grundes zuzu— 
ſichern; jedoch nur auf fünf Jahre und gegen dem, 
daſs die Gemeinde mittlerweile in der Verfügung über 
dieſe Gründe in keiner Weiſe behindert werden darf, 
ſowie daſs derſelben aus dieſem Kirchenbaue außer der 
Grundüberlaſſung und den geſetzlichen Hand- und Zug— 
foften keine Auslagen erwachſen dürfen. 

2. Der über die gedachten Gründe führende Theil 
der Neuſetzgaſſe ſei im Falle der Erbauung der in 
Rede ſtehenden Kirche aufzulaſſen.“ 

Ich bitte Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Rath K. M. Mayer: Ich glaube, hier liegt ein 
kleiner Widerſpruch vor. Es werden nämlich dem Vereine zu dem 
Kirchenbaue dieſe Gründe für fünf Jahre unter gewiſſen Be— 
dingungen reſerviert gegen dem, dass die Gemeinde mittlerweile in 
der Verfügung über dieſe Gründe in keiner Weiſe behindert werden 
darf. Dann aber reſervieren wir ſie ja nicht. 

Referent: Das iſt fo gemeint: Es iſt ſehr leicht möglich, dafs 
ſeinerzeit dieſer Kirchenbauverein nicht das zuſammenbringt, was 
er hofft zuſammenzubringen. Vorläufig iſt kein Geld vorhanden, 
es iſt nur zu hoffen, dass der Kirchenbauverein etwas zuſammen— 
bringt und dafs noch vom Kirchenbaufond beigeſteuert wird. Wenn 
aber das nicht zuſtande kommen ſollte, müſſen wir wieder das 
Recht haben, von dieſer Verfügung zurückzutreten, und dajs wir 
während dieſer Zeit über den Bauplatz frei zu verfügen das Recht 
haben, iſt durchaus klar. 


Gem.-Rath K. M. Mayer: Für fünf Jahre müſſen wir 


ihn reſervieren. N 


Referent: Aber innerhalb dieſer Zeit können wir machen, 


was wir wollen. 

Gem. -Nath K. M. Mayer: Entweder reſervieren wir dem 
Vereine für fünf Jahre die Gründe oder wir behalten ſie frei. 
Wenn wir den Platz auf fünf Jahre reſervieren, fo können wir 
als anſtändige Leute nicht über ihn verfügen, weil wir ſonſt unſeren 
Bedingungen nicht gerecht werden. Das iſt klar. Iſt uns der 
Termin zu lang, ſo kürzen wir ihn ab. Aber verfügen und re— 
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ſervieren können wir nicht. Das geht nicht. Entweder eines oder 
das andere. 

Ich habe den Herrn Referenten noch ein zweites zu fragen. 
Es wird Ihnen bekannt ſein, dass ſeinerzeit unter der Agide des 
verſtorbenen Erzbiſchofs von Wien, Ganglbauer, ein Kirchen— 
bauverein gegründet wurde, dem die Stadt Wien als Gründerin 
und jährliche Beitragsleiſterin mit 1000 fl. — wie ich glaube — 
beigetreten iſt. Wäre es nicht möglich, daſs dieſer Verein, der 
nur locale Intereſſen vertritt, ſich mit dem anderen in Verbindung 
ſetze, damit dieſe Kirche, die als dringend nothwendig geſchildert 
wird, in kürzeſter Zeit hergeſtellt werde? 

Referent: Das geſchieht ohnedies alles. Der Verein wendet 
ſich auch an den großen Kirchenbauverein, der ſeinerzeit unter der 
Agide des Cardinals Ganglb auer gegründet wurde. Es iſt zu 
hoffen, daſs dieſer Kirchenbauverein unterſtützend eingreift und eine 
erhebliche Summe gibt. Aber unter den Verhältniſſen, wie ſie heute 
ſind, können wir nichts anderes thun, als die Rechte der Gemeinde 
vollkommen wahren. Wir dürfen auch innerhalb der fünf Jahre 
nicht daran behindert ſein, dieſen Platz in irgend einer Weiſe zu 


verwerten, allerdings nicht in einer Weiſe, daſs wir nach fünf 


Jahren in der Verfügung über denſelben mehr oder weniger ge— 
bunden wären. Wir müſſen ſoweit gebunden bleiben, daſs wir, 
wenn nach fünf Jahren der Kirchenbau begonnen werden kann, 
dieſen Platz hergeben können. Aber innerhalb dieſer Zeit dürfen 
wir über den Platz verfügen, wie wir wollen, wir müſſen ihn als 
Lagerplatz vermieten können u. ſ. w. 

Gem.-Nath Karl Johann Müller: Entweder garantieren 
wir dieſen Platz oder nicht. Wir garantieren aber den Platz heute 
nicht, weil wir ſagen, nach fünf Jahren können wir ihn wieder 
haben. Dieſer Beſch luſs, den wir faſſen, iſt heute ganz zwecklos. 

Wenn wir ſagen, innerhalb fünf Jahren können wir über den 
Platz verfügen, bleiben aber doch im Worte, ſo hat die Geſchichte 
weder für uns, noch für die Geſuchswerber einen Wert. Ich 
glaube, es wird gut ſein, den Act an den Stadtrath zurückzu— 
leiten, um eine andere Stiliſierung vorzuſchlagen. 

Gem.-»Nath Dr. Klotzberg: Es iſt ja ganz klar und deut— 
lich, daſs wir innerhalb dieſer fünf Jahre über den Platz nicht 
verfügen können, aus dem einfachen Grunde, weil wir das dem 
Vereine zugeſichert haben. Hat der Verein nach fünf Jahren die 
nöthige Bauſumme nicht beiſammen, ſo kann er nicht bauen und 
mufs ſich neuerdings an uns wenden, und wir können ihm den 
Platz überlaſſen oder anderweitig über ihn verfügen: darum iſt 
der Nachſatz falſch. Wenn aber der Verein bis zu dieſer Zeit über 
die nöthigen Geldmittel verfügt, dann ſagen wir ihm, dass wir 
ihm den Grund überlaſſen, daſs uns aber keine anderen Auslagen 
außer den geſetzlichen Hand- und Zugkoſten erwachſen dürfen. Aus 
dieſem Grunde würde ich bitten, daS dieſer Satz geſtrichen wird, 
weil er ganz undeutlich iſt uud das erſtere aufhebt. 

Bice-Hürgermeifler Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 
Der Herr Referent hat das Schlujswort. 

Referent: Es iſt mir ganz unerklärlich, wie da Miis- 
deutungen entſtehen konnten; wir wollen bloß unſere Rechte wahren, 
daſs wir innerhalb dieſer fünf Jahre den Platz noch verpachten, 
das Gras verwerten — mit einem Worte jeden Nutzen daraus 
ziehen können, ohne dafs die freie Verfügung für den Kirchenbau 
aufgeh oben wird. 

Nach der gegenwärtigen Sachlage wird die Kirche in drei 
und vier Jahren noch nicht gebaut werden; wahrſcheinlich wird 
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nach fünf Jahren der Kirchenbauverein wieder an uns herantreten, 
ihm durch weitere fünf Jahre im Worte zu bleiben, denn wir 
wiſſen aus Erfahrung, daſßs Kirchenbauten nicht jo ſchnell hergeſtellt 
werden; warum ſollen wir alſo in der Zwiſchenzeit nicht aus dem 
Platze Nutzen ziehen, ihn mit kurzen Kündigungsterminen ver— 
pachten können? Kommt dann der Verein und ſagt, er braucht 
den Platz, ſo werden wir den Platz halbjährig kündigen; aber 
innerhalb dieſer Zeit ſichern wir uns die Verwertung des Platzes. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Gem.⸗Rath K. J. Müller ſtellt den Antrag, den Act 
an den Stadtrath zur entſprechenden Formulierung der Bedin— 
gungen zurückzuleiten. Die Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
wollen die Hand erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt die Minorität. 
— Abgelehnt. ö 

Ich bringe den Referenten-Antrag zur Abſtimmung. Die 
Herren, welche demſelben zuſtimmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſeien die der Gemeinde Wien gehörigen, 
ſogenannten „Gaſſelſeder'ſchen Gründe“ im X. Bezirke, 
Einl.⸗Z. 2090, Cat.⸗Parc. 9212 und 9222 für 
den beabſichtigten Kirchen- und Pfarrhofbau zu reſer— 
vieren und ſei dem Kirchenbau⸗Comité die ſeiner— 
zeitige unentgeltliche Überlaſſung des erforderlichen 
Grundes zuzuſichern; jedoch nur auf fünf Jahre und 
gegen dem, daſs die Gemeinde mittlerweile in der 
Verfügung über dieſe Gründe in keiner Weiſe be— 
hindert werden darf, ſowie dafs derſelben aus dieſem 


Kirchenbaue außer der Grundüberlaſſung und den 
geſetzlichen Hand- und Zugkoſten keine Auslagen 
erwachſen dürfen. 

2. Der über die gedachten Gründe führende 


Theil der Neuſetzgaſſe ſei im Falle der Erbauung 
der in Rede ſtehenden Kirche aufzulaſſen. 


11. Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe die Ehre, 
das Reſultat der vollzogenen Wahl der Budget-Commiſſion bekannt— 
zugeben. 

Abgegeben wurden 70 Stimmen; gewählt find die Gem. 
Räthe: Adam, v. Bachofen, Boſchan, Dr. Friedjung, 
Froſch, Geitler, Kirchmaher, Dr. Klotzberg, Lang, 
Lechner, K. M. Mayer, Dr. Nechansky, Dr. Prockſch, 
Röhrl, Saſſe, Seiler, Dr. Stern, Dr. Uhl, Vock, 
Winkler, Winter, Wünſch, Zweig. 

Die öffentliche Sitzung iſt 
eine vertrauliche Sitzung. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 6 Uhr 25 Minuten 
abends.) 


geſchloſſen; es folgt 


* 1. 
2 
Aichtigſtellung: Der in Nr. 96, Seite 2919, Spalte II, Zeile 17 von 
oben, angeführte Zwiſchenruf wurde nicht vom Herrn Gem.-Rathe Silberer, 
ſondern von anderer Seite gemacht, da Gem.-Rath Silberer ſich ſofort 
nach ſeinem Anbote aus dem Saale entfernt hat. 
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Beſchluſs- Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 9. December 1892. 
Vorſitz: 1. Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter. 

1. Gem.-Nath Dr. v. Billing beantragt die Penſionierung 
der Wäſcheaufſeherin des ſtädtiſchen Aſyl- und Werkhauſes Frau 
J. Tillmann. (Angenommen.) 

2. und 3. Gem.-Nath Dr. Hackenberg und Gem.-Hath 
Dr. Vogler beantragen die Gewährung von Gnadengaben. 

Angenommen.) 


Stadtrath. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 2. December 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 
Experte: Magiſtratsrath Kraus, Baurath Haberkorn. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Schmidbauer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
(7444.) St.-R. Nückauf referiert über das Anſuchen des 
Wohlthötigkeits-Vereines der Kinderfreunde in Neulerchenfeld um eine 
Subvention zur Kinderbekleidung pro 1892 und beantragt die Be— 
willigung einer Subvention von 50 fl. und eines Zufchufseredites in 
dieſer Höhe ad Ausgabs-Rubrik XXXVIII 1 b. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(7446.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des humanitären 
Vereines Weihnachtsbaum „Die Biene“ zur Bekleidung armer Schul— 
kinder im V. Bezirke um eine Subvention und beantragt die Bewilli⸗ 
gung einer ſolchen zu den Koſten der Kinderbekleidung pro 1892 im 
Betrage von 100 fl. und eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe ad 
Ausgabs⸗Rubrik XXXVIII I b. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(7441.) St.-N. Schneiderhan referiert über Adaptierungen in 
der Reſtauration in Baumgarten, XIII. Bezirk, und beantragt, die 
Herſtellung eines hölzernen Wagenſchupfens an der öſtlichen Feuer— 
mauer des beſtehenden Stallgebäudes im Koſtenbetrage von 350 fl. 
und einer Glaswand im Gaſtzimmer im Koſtenbetrage von 160 fl., 
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ſowie die Verſetzung des Ofens in dieſem Gaſtzimmer im Koſten— 
betrage von 80 fl. mit Rückſicht darauf, daſs dieſe Adaptierungen zum 
Gewerbebetriebe nothwendig ſind, zu genehmigen. 

St.⸗R. Rückauf beantragt die Vertagung dieſes Referates und 
die Vornahme genauer Erhebungen. 

Der Referent modificiert ſeinen Antrag dahin, daſs bloß die 
Herſtellung des Wagenſchupfens und der Glaswand auf Koſten der 
Gemeinde, die Verſetzung des Ofens dagegen auf Koſten des Pächters 
Joſef Gritzbach zu bewilligen wäre. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, es ſeien an Ort und Stelle 
eingehende Erhebungen über die Nothwendigkeit der begehrten Her— 
ſtellungen vorzunehmen und ſei ſohin neuerlich über den Gegenſtand 
zu referieren. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt die Ablehnung ſämmtlicher 
Anträge. 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt der Antrag Rückauf— 
Matzenauer abgelehnt. 

Sohin wird die Herſtellung der Schupfe (mit 7 gegen 7 Stimmen 
und Dirimierung des Vorſitzenden gegen den Refereuten-Antrag) 
abgelehnt. 

Endlich werden auch die übrigen Herſtellungen abgelehnt. 

(4856.) St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlaſs, 
betreffend die Gewährung einer achtzehnjährigen Steuerfreiheit für 
Umbauten, reſpective über das Verzeichnis jener Häuſer, deren Umbau 
durch die Intereſſen des öffentlichen Verkehres geboten erſcheint. 

Die Berathung über dieſen Gegenſtand wird fortgeſetzt und der— 
ſelben in Anſehung des III. und IV. Bezirkes Magiſtratsrath Kraus 
und Baurath Haberkorn als Experte beigezogen, welche das Wort 
zur Auskunftsertheilung erhalten. 

Referent beantragt, in das obgenannte Verzeichnis weiters 
folgende Häuſer aufzunehmen: 

II. Bezirk (Leopoldſtadt). 
Taborſtraße Nr. 3, 5, 7, 9, 11, 42, 48, 50, 52, 58, 60, 76, 80. 
Obere Donauſtraße Nr. 87, 91, 93, 95. 
Große Sperlgaſſe Nr. 1. 
Große Schiffgaſſe Nr. 16. 
Stephanieſtraße Nr. 20. 
Untere Augartenſtraße Nr. 34. 
Schreigaſſe Nr. 3. 
Glockengaſſe Nr. 3, 11. 
Schmelzgaſſe Nr. 1, 3, 5, 8. 
Große Mohrengaſſe Nr. 2, 5. 
Obere Augartenſtraße Nr. 5. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, das Haus Nr. 42 Zabor- 

ſtraße auszulaſſen. 


St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt, das Haus Nr. 87 


Obere Donauſtraße auszulaſſen. 


Der Referent ſchließt ſich dem Antrage des St.-R. Matzenauer 


an und wird ſohin der Referenten-Antrag mit dieſer Modification 
angenommen. 
III. Bezirk (Landſtraße). 
Hauptſtraße Nr. 10, 11, 12, 14, 16, 18, 20, 21, 25, 27, 29, 31. 
Beatrixgaſſe Nr. 5, 7, 9, 11, 13, 15, 21, 23. 
Keinergaſſe Nr. 5, 7, 4, 6, 28. 
Erdbergerſtraße Nr. 2, 4, 46, 48, 50, 52, 56, 58, 60, 62, 64, 
65, 67, 69, 73, 77, 78, 94, 96, 100, 104, 106, 108, 112, 
114, 121, 130, 132, 134, 136, 138, 140, 142, 148, 150. 
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Ungargaſſe Nr. 12, 14, 16, 18. 

Marxergaſſe Nr. 7, 9, 11. 

Die Beſchluſsfaſſung bezüglich der Häuſer in der Erdbergerſtraße 
bleibt vorläufig in suspenso. 

St.⸗R. Matthies beantragt, die Häuſer Nr. 6, 8 und 10 
Obere Weißgärberſtraße, ſowie Nr. 1, 3 und 5 Rudolfsgaſſe in das 
Verzeichnis aufzunehmen. 

Der erftere Antrag wird angenommen, der letztere a b— 
gelehnt. 

Im übrigen wird (mit Ausnahme der Erdbergerſtraße) der 
Referenten-Antrag angenommen. 

IV. Bezirk (Wieden). 

Hauptſtraße Nr. 2, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, 29, 16, 18, 20. 

Alleegaſſe Nr. 1, 3, 5, 17. 

Hundsthurmerſtraße Nr. 3. 

Technikerſtraße Nr. 1. 

Heugaſſe Nr. 14. 

Margarethenſtraße Nr. 26, 45, 47, 49. 

Schleifmühlgaſſe Nr. 11, 13, 15, 17, 19, 21, 12, 14. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, die Häuſer Hauptſtraße 
Nr. 3, 4, 5, 7 und 9 aufzunehmen. 

Wird bezüglich der Häuſer Nr. 3, 5, 7 und 9 angenommen. 

Bezüglich des Hauſes Nr. 4 wird über Autrag des St.-N. 
Dr. Hackenberg beſchloſſen, vorerſt den Magiſtratsrath Kraus 
einzuvernehmen. 

Weiters beantragt St.-R. Dr. Hackenberg, die Aufnahme 
der Häuſer Margarethenſtraße Nr. 28, 30, 32, 34, 36, 38, 40 
und 42. 

Referent beantragt, nur die Häuſer Nr. 38, 40 und 42 
Margarethenſtraße aufzunehmen. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Hackenberg auf Aufnahme der 
Häuſer 28, 30, 32, 34 und 36 Margarethenſtraße wird abgelehnt, 
der Antrag auf Aufnahme der Häuſer Nr. 38, 40 und 42 dieſer 
Straße angenommen. 

Im übrigen wird bezüglich der Margarethenſtraße der Referenten— 
Antrag angenommen. 

Bezüglich der Schleifmühlgaſſe beantragt St.-R. Dr. Hacken— 
berg die Aufnahme der Häuſer Nr. 23 und 25. 

Der Referent ſchließt ſich dieſem Antrage an, und wird ſohin 
die Schleifmühlgaſſe mit dieſer Modification angenommen. 

Der Antrag Dr. Hackenberg auf Aufnahme des Hauſes Haupt— 
ſtraße Nr. 4 wird nach Einvernahme des Magiſtratsrathes Kraus 
als gegenſtandslos fallen gelaſſen. 

Bezüglich der Alleegaſſe, Hundsthurmerſtraße, Technikerſtraße und 
Heugaſſe wird der Referenten-Antrag angenommen. 

V. Bezirk (Margarethen). 

Hundsthurmerſtraße Nr. 5, 7, 9, 11, 13, 15, 17, 19, 21, 27, 65, 
69, 77, 81, 83, 85, 87, 93, 99, 125, 38, 40, 44, 46, 48, 
50, 52, 54. 

Am Hundsthurm Nr. 3, 5. 

Wienſtraße, Einl.⸗Z. Nr. 1227, 1228, 1229, 1230, 1231, 1232, 
1233, 1234, 1236, 1237, 1238, 1239, 1240, 1241, 469, 
471, 473, 475, 477, 479 a, 479 b, 482, 484, 486, 488, 
490, 493, 496, 498, 500, 502, 504, 506, 508, 510, 848, 
512, 514, 516, 518, 520, 522, 524, 526, 527, 529, 531, 
533, 535. 


Griesgaſſe Nr. 29, 31, 6, 36, 38, 40. 
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Obere Bräuhausgaſſe Nr. 1, 3, 5, 7, 9, 27. 

Untere Bräuhausgaſſe Nr. 80, 82, 84, 85, 87. 

Pilgramgaſſe Nr. 4, 6, 8, 10. 

deinprechtsdorferſtraße Nr. 48, 50, 52, 54, 56, 29, 31. 

Matzleinsdorferſtraße Nr. 6, 8, 10, 12, 14, 16, 18, 20, 22, 28, 
30, 32, 34, 74, 1, 3, 17, 19, 21, 23, 29, 31, 33, 35, 37, 
39, 41, 43, 45, 47. 

Wildenmanngaſſe Nr. 2, 10. 

Margarethenſtraße Nr. 51, 53, 55, 70. 

Mitterſteig Nr. 18. 

St.⸗K. Dr. Huber beantragt die Aufnahme der von der 
Bezirksvertretung Margarethen namhaft gemachten Häuſer der Ziegel— 
ofengaſſe. (Abgelehnt.) 

St.⸗R. Schlechter iſt gegen die Aufnahme der vorgeſchlagenen 
Einlage- Zahlen der Wienſtraße. 

SR. Matzen auer beantragt, dieſelben auszuſchließen, wonach 
von Fall zu Fall zu beurtheilen ſein wird, ob um die Steuerbefreiung 
einzuſchreiten wäre. 

Der Referent zieht ſohin ſeinen Antrag puncto Wienſtraße 
zurück. 

St.⸗R. Dr. Huber nimmt dieſen Antrag auf und beantragt die 
Eiureihung der vorgeſchlagenen Realitäten in der Wienſtraße in das 
Verzeichnis. 

Dieſer Antrag wird mit 9 gegen 6 Stimmen angenommen. 

Es erſcheinen ſohin die urſprünglichen Referenten-Anträge 
in Anſehung der Hundsthurmerſtraße, Am Hundsthurm und der 
Wienſtraße au genommen. 5 

Es wird nunmehr die Berathung bezüglich der Häuſer in der 
Erdbergerſtraße, III. Bezirk, fortgeſetzt und nach Anhörung des Bau— 
rathes Haberkorn der Referenten-Antrag mit der Anderung ange— 
nommen, daſs die Häuſer Nr. 64, 94, 96 und 100 Erdbergerſtraße 
zu entfallen haben. 

Hierauf wird die Berathung über den vorliegen- 
den Gegenſtand abgebrochen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(7416.) St.-N. Noske referiert über den Gebarungs-Ausweis 
der Wiener Dienſtboten-Krankencaſſa vom 1. November 1891 bis 
31. October 1892 und über die Feſtſtellung der Verſicherungsprämie 
pro 1893: 

Referent beantragt: 


a) Den Gebarungs-Ausweis, nach welchem der mit 31. October 
1892 verbleibende Caſſareſt per . 2.329 fl. 90% kr 
in Barem und . 41.300 fl. 38 kr. 


in Sparcaſſa-Einlagen, dann von 39.000 fl. — kr. 
in Wertpapieren gegen den mit Ende October 


1891 ausgewieſenen Caſſareſt per . 1.022 fl. 56½ kr. 
in Barem, per ; . 27.004 fl. 48 kr. 
in Sparcaſſa⸗Einlagen 10 1 f . 38.000 fl. — kr. 
in Wertpapieren eine un um. 1.307 fl. 34 kr. 
in barem Gelde, um . f 14.295 fl. 90 kr. 
in den Sparcaſſa-Einlagen und um 1.000 fl. — kr. 
in den Wertpapieren zeigt, daher mit Ende 

October 1892 im ganzen ein Barvorrath von . 43.630 fl. 28½ kr. 
zur Verfügung ſteht, aus welchem bis Ende De— 

cember noch Er 17.700 fl. — kr. 
zu leiſten ſein werden, wonach mit Ende December 

1892 ein Barvorrath von rund. 25.930 fl. — kr. 


98, 13. December 1892. 3003 


ũ— P ——— p ———— PP Y ——P Y —— ———————————————K————————PUF nr . & 


(gegenüber 20.100 fl. vom 31. December 1891) verbleiben dürfte, 
zur Kenntnis zu nehmen; 

b) den für das Jahr 1893 von den Dienſtgebern zur Wiener 
Dienſtboten⸗Krankencaſſa zu leiſtenden Jahresbeitrag mit 90 kr. für 
einen Dienſtboten feſtzuſetzen; 

c) für jedes neu auszufertigende Büchel wie bisher 10 kr. ein⸗ 
zuheben; endlich 

d) in der bezüglichen Kundmachung ausdrücklich darauf zu. ver: 
weiſen, daſs die Erhöhung der Gebür infolge der vom Staate ver— 
fügten Erhöhung der Verpflegsgebüren in den k. k. Krankenanſtalten 
eintrete. ( Angenommen.) 

(7409.) Derſelbe referirt über die Sicherſtellung der Vorſpanns⸗ 
fuhren für die Jahre 1893 bis 1895 für ſämmtliche Bezirke und über 
die Anderung einiger Beſtimmungen der diesfälligen Vorſchrift. 

Referent beantragt, unter Umgangnahme von einer Offert— 
ausſchreibung und unter gleichzeitiger Genehmigung der vom Magiſtrate 
vorgeſchlagenen Anderungen an den Beſtimmungen der bisherigen Bor- 
ſchrift die Beiſtellung der Vorſpannsfuhren in den 19 Gemeindebezirken 
für die Jahre 1893, 1894 und 1895 der Vienna General-Omnibus⸗ 
Company Limited unter den bisherigen, wie oben erwähnt modificierten 
Beſtimmungen der Vorſchrift für die Vergebung der Vorſpannsleiſtung 
und zu den bisherigen Preiſen zu übertragen. (Angenommen.) 

7398.) Derſelbe referiert über die Veräußerung des bei der Um— 
deckung des Daches des Curſalons im Stadtpark gewonnenen alten 
Zinkmateriales und beantragt, dieſes alte Materiale im ungefähren 
Quantum von 3500 kg der Firma Joſef Brückner und Söhne gegen 
Bezahlung eines Betrages von 16 fl. 76 kr. per 100 kg käuflich zu 
überlaſſen. (Angenommen.) 

(7156.) Derſelbe referiert über einen Zuſchuſscredit zur Ausgabs— 
Rubrik „Schreib- und Druckpapier“ und beantragt, es ſei zur Aus— 
gabs-Rubrik IV 7 „Schreib- und Druckpapier“ pro 1892 ein Zu⸗ 
ſchuſscredit im Betrage von 24.500 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7048.) Derſelbe referiert über die Auszahlung von Prämien 
für Feueranzeigen in den Bezirken XI bis XIX. 

Referent beantragt, es ſei die Prämie von 1 fl. 05 kr. für 
die erſte Anzeige eines Brandes, welche ſich als richtig erweist, nicht 
nur in den alten, ſondern auch in den neuen Bezirken und Bezirks— 
theilen auszufolgen und ſeien hievon auch jene Perſonen nicht auszu⸗ 
ſchließen, welche nach § 16 der Feuerpolizei-Ordnung zur Erſtattung 
von Feueranzeigen verpflichtet ſind. Die Auszahlung dieſer Prämie 
hat auch in den Bezirken XI bis XIX durch die Bezirksvorſteher aus 
den Verlagsgeldern zu erfolgen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, dieſe Prämie mit 1 fl., 
reſpective 2 Kronen zu fixieren. 

Mit dieſer Modification, welcher ſich der Referent anſchließt, 
wird der Referenten-Antrag angenommen. 

(7266.) Derſelbe referiert über das Ergebnis der Offertver— 
handlung, betreffend die Petroleumlieferung für die ſtädtiſchen Humani— 
täts⸗Anſtalten pro 1893. 

Referent beantragt, die Lieferung des für die ſämmtlichen 
ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalten, für das Bürger-Verſorgungshaus, das 
ſtädtiſche Aſyl- und Werkhaus und das V. ſtädtiſche Waiſenhaus in 
Kloſterneuburg pro 1893 erforderlichen Petroleums, und zwar amerika— 
niſchen, importierten Petroleums im Geſammtquantum von circa 
39.800 kg dem Kaufmanne Hermann Stiaßny, I., Singerſtraße 
Nr. 7, zu dem offerierten Preiſe von.. . . 20 fl. 50 kr. 
per 100 kg für die Anſtalten in Wien und von 21 fl. 75 kr. 

4 


3004 


— — — U— r TP t 


Y 


per 100 kg für die Anſtalten außer Wien — ſämmtliche Preiſe ver- 
ſtanden loco Anſtalten und netto Caſſa — zu übertragen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt, nicht das vom Referenten in 
Vorſchlag gebrachte, ſondern das (von Hermann Stiaßny gleichfalls 
offerierte) amerikaniſche Petroleum zu 19 fl. 50 kr. für die Anſtalten 
in Wien und zu 20 fl. 75 kr. für die auswärtigen Anſtalten zu 
nehmen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, die Lieferung des Petroleums 
für das Aſyl- und Werkhaus der Firma Strauß und Deutſch 
zu dem offerierten Preiſe von 17 fl. per 100 kg zu übertragen. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, auch die Lieferung für das 
Wiener allgemeine Verſorgungshaus dieſer Firma zu übertragen. 

Bei der Abſtimmung werden die Anträge der St.-R. Boſchan 
und Dr. v. Billing angenommen. Der Antrag des St.-N. 
Matzenauer wird abgelehnt und im übrigen der Referenten— 
Antrag angenommen. 

(7127.) Derſelbe referiert über die Vergebung der Lieferung des 
für den ſtädtiſchen Bedarf in den Jahren 1893 bis incluſive 1895 
erforderlichen Schreib-, Druck-, Fließ⸗ und Packpapieres und ſtellt den 
Alternativ-Antrag, es ſei entweder die geſammte Lieferung (ausſchließlich 
Fließ⸗ und Packpapier) an die Neuſiedler Actiengeſellſchaft für Papier- 
fabrication zu vergeben oder eine neue Offertverhandlung auszu— 
ſchreiben. Die Lieferung des Pack- und Fließpapieres ſei der Firma 
A. Karger in Aloisthal zu den augeſprochenen Preiſen zu über— 
tragen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, es ſei die Lieferung dis 
Papieres (ausſchließlich Fließ⸗ und Packpapier) entweder an die 
Pittener Papierfabriks-Actiengeſellſchaft zu vergeben oder eine neue 
Offertverhandlung unter genauer Angabe der Bedingungen, jedoch 
ohne Aufnahme der Beſtimmung, daſs bezüglich der Papierſorten IX 
und XII ſtärkeres Papier und von beſſerer Qualität zu wählen iſt, 
auszuſchreiben. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des St.-R. Dr. v. 
Billing auf Vergebung der Lieferung an die Pittener Fabrik mit 
8 gegen 7 Stimmen abgelehnt. 

Der Antrag auf Ausſchreibung einer neuen Offertverhandlung 
wird gleichfalls abgelehnt. 

Der Referenten-Antrag: Vergebung der Lieferung an 
die Neuſiedler Actiengeſellſchaft, reſpective an Karger in Aloisthal 
wird angenommen. 

(7521.) Vice-Bürgermeiſter Dr Richter referiert über die 
Präſidialnote vom 2. December 1892, betreffend die Weiterbewilligung 
von Functionsgebüren für die Mitglieder des Stadtrathes und beantragt, 
dieſe Gebüren vom 1. Jänner 1893 angefangen mit je 3000 fl. feft- 
zuſetzen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7443.) St.-. Hchneiderhan referiert über das Anſuchen der 
Kinderbewahranſtalt der Haas'ſchen Stiftung in Gaudenzdorf, 
XII. Bezirk, um eine Subvention zu den Koſten der Chriſtbaumfeier 
und beantragt die Bewilligung einer ſolchen pro 1892 im Betrage 
von 100 fl. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

7445.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines der 
Kinderfreunde in Meidling um eine Subvention zur Bekleidung armer 
Kinder und beantragt die Bewilligung einer ſolchen pro 1892 im 
Betrage von 100 fl. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7455.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr Neulerchenfeld um Beiſtellung von Schläuchen, ſowie von 
zwei Ofen für das Telegraphenzimmer und das Depot und beantragt, 
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die Anſchaffung von zehn Stück Hanfdruckſchläuchen ſammt den 
nöthigen Verbindungen ſowie die Anſchaffung und Aufſtellung von 
zwei eiſernen Ofen für dieſe Feuerwehr mit dem (budgetmäßig bedeckten) 
Geſammtkoſtenaufwande von 403 fl. 50 kr. zu genehmigen. Die 
Anſchaffung iſt durch das ſtädtiſche Feuerwehr-Commando im currenten 
Wege zu veranlaſſen. (An genommen.) 


(7421.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Hoteliers und 
Bezirksausſchuſſes Konrad Vogelreuther um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, dieſem Anſuchen Folge zu geben. 

Angenommen.) 

(7419.) HL.-R. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Weihnachtscomités im XIV. Bezirk um eine Subvention zur Bekleidung 
armer Kinder und beantragt die Bewilligung einer ſolchen pro 1892 
im Betrage von 1000 fl. und eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe 
zum allgemeinen Verſorgungsfonde. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

7487.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Armeninſtituts— 
Vorſtehung im XII. Bezirke um eine Subvention zur Betheilung armer 
Schulkinder im XII. Bezirke im Winter 1892—93 mit Schuhen und 
beantragt die Bewilligung einer ſolchen im Betrage von 1000 fl. und 
eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe zum allgemeinen Verſorgungsfonde. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

7458.) Derſelbe referiert über eine Anzahl von Geſuchen um 
Verleihung der Zuſtändigkeit, reſpective um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, gegen 


Erlag der entſprechenden Taxe zu verleihen 


a) die Zuſtändigkeit an: 
Farkatſch Joſef, Tiſchlergehilfe; 
Ofner Heinrich, Tramway-Conducteur; 
Duſanek Auton, Schuhmachergehilfe; 
Hummel Johann, Modelltiſchlergehilfe; 
Hermann Alois, Oberträger am Südbahnhofe; 
Lang Mathias, Schneidergehilfe; 
Mares Karl Jakob, Steinſchleifergehilfe; 
Puza Franz Martin, Schloſſergehilfe; 
Katzeubeißer Vincenz, Laternanzünder; 
Görlich Joſef, k. k. Sicherheitswach-Inſpector-Stellvertreter; 
Rasovsky Joſef, Sattlergehilfe; 


b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 
Bukofsky Stefan, Meiſter I. Claſſe der k. u. k. Artillerie— 
Zeugs⸗Compagnie; 
Biß Samuel, Brantweiner. (An genommen.) 
(7277.) Derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Lieferung 
der Tuch⸗, Leinen⸗ und Wollwaren, ſoiwe des Bedarfes an ſonſtigen 
Materialartikeln für die ſtädtiſchen Humanitätsanſtalten und das 
ſtädtiſche Materialdepot pro 1893, eventuell pro 1893 bis 1895. 
Referent beantragt, auf die Dauer von drei Jahren, d. i. 
pro 1893 bis 1895, zu übertragen: 
a) Die Lieferung der Tuchwaren, und zwar: 
1. Mohrengraues Tuch für Männerröcke an Guſtav Förſter, 
Muſter 1 B, 136 em breit, 2 fl. 30 kr. per Meter; 
2. kothgraues Tuch an Joſef Hamſa und Comp., Muſter P, 
117 cm breit, 1 fl. 64 kr. per Meter. Die Firma iſt aufzufordern, 
die Ware 136 cm breit zu 1 fl. 88 kr. per Meter zu liefern; 
3. geſtreifter Moldon (für Frauenkleider) an Guſtav Förſter 
nach Muſter, 136 em breit, 1 fl. 61 kr. per Meter; 
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4. hochrothes Tuch an Joh. Heinr. Offermann nach Mufter 
und Probe Nr. 4, 136 em breit, 2 fl. 50 kr. per Meter. 

St.⸗R. Noske beantragt, die in Rede ſtehende Tuchlieferung 
nur auf ein Jahr zu vergeben und bei der nächſten Offertausſchreibung 
zu bedingen, dafs die Offerenten entſprechend (vom technologiſchen 
Gewerbemuſeum) auf ihre Qualität, Dauerhaftigkeit ꝛc. geprüfte Muſter, 
reſpective Certificate über die vorgenommene Erprobung beizubringen 
haben. 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag: Vergebung 
der Tuchlieferung auf drei Jahre an die obgedachten Firmen — an— 
genommen. 

Der Antrag Noske, es ſeien künftighin Certificate der betreffenden 
Prüfungsanſtalt beizubringen, wird gleichfalls angenommen. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt die en bloc-Annahme der 
Anträge über die ſämmtlichen weiteren Lieferungen mit Ausnahme der 
Lieferung der Tücheln. 

Dieſer Antrag gelangt nicht zur Abſtimmung. 

Die Berathung über den vorliegenden Gegen— 
ſtand wird abgebrochen und die Sitzung geſchloſſen. 


Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 3. December 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Rückauf, 
v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lederer und Noske. 
Krank: St.⸗R. Witzelsberger. 

Experte: Magiſtratsrath Kraus. 

Schriftführer: Magiſtrats-Secretär Roß ner. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

(6609.) St.-A. v. Götz referiert neuerlich über die Vorlage 
des Magiſtrates, betreffend die Gasbeleuchtungseinrichtung für zwei 
Zeichenſäle in der Communal-Oberrealſchule IV., Waltergaſſe 7 und 
beantragt, in Abänderung des vom Stadtrathe am 26. October l. J. 
gefaſsten Beſchluſſes die Ablehnung der vom Magiſtrate in Antrag 
gebrachten Herjtelungen. (An genommen.) 

(7476.) Derſelbe referiert über die Vornahme von Adaptierungs— 
arbeiten in dem ſtädtiſchen Hauſe Nr. 18 Hietzingerſtraße in Penzing, 
XIII. Bezirk, behufs Kaſernierung der Sicherheitswache und beantragt 
die Genehmigung der die Gemeinde als Hauseigenthümerin treffenden 
Auslagen per 29 fl. 17 kr. für Baumeiſter- und Zimmermanns 
arbeiten. Angenommen.) 

(7264.) St.-N. Müller referiert über das Nefultat der Offert— 
verhandlung zur Sicherſtellung der Arbeiten und Lieferungen für den 
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Schulhausbau in der Anaſtaſius Grüngaſſe, XVIII. Bezirk, und bean- 
tragt folgende Vergebung der Arbeiten und Lieferungen, und zwar: 

1. Die Erd» und Maurerarbeiten dem bürgl. Stadtbaumeiſter 
Joſef Spilka, IV., Mayerhofgaſſe Nr. 6, mit einem Nachlaſſe 
von 19 Percent von den Einheitspreiſen des Koſtenanſchlages; 

2. die Herſtellung der Falzziegelgewölbe dem Stadtbaumeiſter 
Eduard Schneider, XV., Glückgaſſe Nr. 5, zum Preiſe von 2 fl. 
90 kr. per Quadratmeter; 

3. die Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel der Kaltenleut- 
gebener Kalk- und Cementfabrik H. Ernſt, IV., Mozartplatz Nr. 7, 
zum Preiſe von 1 fl. 28 kr. per 100 kg Cementkalk und 3 fl. per 
100 kg Portland-Cement; 

4. die Steinmetzarbeiten dem Steinmetzmeiſter Wendelin Potz, 
Simmering, Hauptſtraße Nr. 203, mit 5 Percent Nachlass; 

5. die Zimmermannsarbeiten dem Stadtzimmermeiſter Franz 


Bezchleba, Hernals, Karlsgaſſe Nr. 19, mit einem Nachlaſſe von 


32 Percent; 

6. die Spenglerarbeiten dem bürgl. Spenglermeiſter Ferdinand 
Schauermann, V., Untere Bräuhausgaſſe Nr. 67, mit einem 
Nachlaſſe von 15 ½ Percent; 

7. die Schieferdeckerarbeiten dem Karl Niernſee, k. u. k. 
Hof⸗Schieferdeckermeiſter, V., Wienſtraße Nr. 67, unter Zugrundelegung 
des blauen Muſters mit 35 Percent Nachlass; 

8. die Traverſenlieferung dem Max Wahlberg, I, Johannes- 
gaſſe Nr. 20, zu den offerierten Preiſen; 

9. die Bautiſchlerarbeiten der allgemeinen öſterreichiſchen Bau— 
geſellſchaft“), J., Führichgaſſe Nr. 5, mit einem Nachlaſſe von 


von 16°9 Percent; 


10. die Schloſſerarbeiten dem Schloſſermeiſter Erneſt Kriszt, 
IX., Senſengaſſe 4, mit einem Nachlaſſe von 18 / Percent; 

11. die Anſtreicherarbeiten dem Anſtreichermeiſter Joſef Danie— 
lowsky, VII., Neubaugaſſe Nr. 10, mit einem Nachlaſſe von 
4215 Percent; 

12. die Glaſerarbeiten dem Glaſermeiſter J. Zelebor, Meidling, 
Hauptſtraße Nr. 10, mit einem Nachlaſſe von 20 Percent; 

13. die Bildhauerarbeiten dem Bildhauer Franz Brix, XVIII., 
Schulgaſſe Nr. 77, mit einem Nachlaſſe von 45 Percent von den 
Einheitspreiſen der betreffenden Koſtenanſchläge; 

14. die Herſtellung der Holz-Cementdachung der Firma Otto 
Grafe's Nachfolger, II., Taborſtraße Nr. 64, zum Preiſe von 
94 kr. per Quadratmeter; 

15. die Asphaltiererarbeiten dem Johann Boſch, III., Haupt⸗ 
ſtraße Nr. 68, zum Preiſe von 3 fl. 40 kr. per Quadratmeter; 

16. die Lieferung der Iſolierplatten der Firma J. Diepold & Cie., 
Brunn a. G., Siebenhirtenſtraße Nr. 1, zum Preiſe von 64 kr. per 
Quadratmeter; 

17. die Lieferung der Steinzeugwaren dem C. Spitzer, 
Getreidemarkt Nr. 16, mit 35 Percent Nachlaſs von den Einheits— 
preiſen des Koſtenanſchlages; 

18. die Lieferung der Ofen der Firma H. Heim, I., Michaeler- 
platz Nr. 5, um den Betrag von 270 fl.; 

19. die Herſtellung der Centralheizungsanlage excluſive der 
Maurerarbeiten der Firma Novelly & Cie, IX., Hörlgaſſe Nr. 5, 
um den Betrag von 8003 fl. 90 kr. nach dem vorgelegten Projecte; 


*) St.⸗R. R. v. Goldſchmidt, welcher Präſident der Geſellſchaft iſt, 
war bei Berathung dieſes Referates nicht anweſend. 
4* 
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20. die Möbeltiſchlerarbeiten der Firma Scheiber und Klein, 
V., Griesgaſſe Nr. 30, mit einem Nachlaſſe von 25 ö Percent; 

21. die Schulbanklieferung dem Andreas Oltmanns, Tiſchler— 
meiſter, VI., Agydigaſſe Nr. 6, mit einem Nachlaſſe von 15 Percent; 

22. die Lieferung der Garderobekäſten der Firma Scheiber 
und Klein mit einem Nachlaſſe von 10°6 Percent; 

23. die Schriftenmaler- und Metallgießerarbeiten dem B. Ganſo, 
VI., Gumpendorferſtraße Nr. 35, mit einem Nachlaſſe von 37 Percent, 

24. die Gasinſtallationsarbeiten der Firma Heß-Wolff & Cie., 
IX., Porzellangaſſe Nr. 49, mit einem Nachlaſſe von 35 Percent; 

25. die Schultafellieferung wäre durch den ſtädtiſchen Contra— 
henten Groll auszuführen. 

Ad Punkt 12 beantragt St.⸗R. Kreindl die Übertragung der 
Glaſerarbeiten an den ſtädtiſchen Contrahenten für den XIX. Bezirk, 
Franz Pſchierer. 

Dieſer Antrag wird mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt. 

Die Referenten-Anträge werden angenommen. 

Der Vorſitzende macht nachträglich die Mittheilung, dafs die 
Stadträthe R. v. Goldſchmidt und Dr. Lederer ihr Nicht— 
erſcheinen, eventuell verſpätetes Erſcheinen wegen einer gleichzeitig ſtatt⸗ 
findenden Sitzung der Donauregulierungs-Commiſſion und St.-R. 
Nos ke infolge geſchäftlicher Verhinderung entſchuldigen. 

(Zur Kenntnis.) 

7431.) St.-R. Müller referiert über die Eingabe der Stadt— 
baudirection um Aufnahme von fünf Aushilfstechnikern für die Aus— 
arbeitung des Projectes über die Herſtellung von neuen Rohrleitungen 
der Hochquellenleitung und beantragt, für die Dauer des Bedarfes 
außer den zufolge Stadtraths-Beſchluſſes vom 14. Juli l. J., Z. 4011, 
genehmigten drei Aushilfstechnikern mit dem Bezuge von 2 fl. 50 kr. 
per Tag noch zwei Aushilfstechniker aufzunehmen und den pro 1891 
ſich hiedurch ergebenden Mehraufwand per circa 150 fl. durch Be— 
willigung eines Zuſchuſscredites in der Höhe des Erforderniſſes zur 
Ausgabs⸗Rubrik III 10, „Taggelder für Aushilfsbeamte“ zu decken. 
Die pro 1893 erforderlichen Auslagen für dieſe fünf Aushilfstechniker 
find? auf dem Bauconto der Hochquellenleitung bei Ausgabs— 
Rubrik XXVI 6 a zu verrechnen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Verrechnung pro 1893 auch 
auf Rubrik III, Poſt 10. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, es ſei nur über die Be— 
willigung der Aufnahme von zwei Aushilfstechnikern und des Zuſchuſs— 
credites, nicht aber auch über die Verrechnungsart Beſchluſs zu faſſen. 

Der Antrag Boſchan wird angenommen; im übrigen der 
Referenten⸗Antrag. N 

(7423.) St.-N. Kreiudl referiert über die Koſtenüberſchreitung 
für die Pflaſterung der Hernalſer Hauptſtraße und beantragt die Ge— 
nehmigung der gegenüber der bewilligten Koſtenſumme von 7374 fl. 
29 kr. eingetretenen, vom Magiſtrate motivierten Koſtenüberſchreitung 
per 690 fl. 94 kr. (Angenommen.) 

7337.) Derſelbe referiert über die Pflaſterung mehrerer Straßen 
am Central⸗Viehmarkte und beantragt, die Pflaſterung: 

a) der Straße zwiſchen der dritten und vierten Szälläsgruppe mit 

Metallicpflafter, | 

b) der Straße zwiſchen der Schweinehalle und den Schweineſtallungen, 
c) der Straße zwiſchen der erſten Szälläsgruppe und dem Südbahn— 
Schöpfwerke, die beiden letzteren mit vorhandenen Granitſteinen, 


mit dem Koſtenerforderniſſe von 13.696 fl. zur Ausführung im Jahre 


1893 zu genehmigen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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(7305.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines 
„Nächſtenliebe“ in Währing um einen Beitrag zur Bekleidung armer 
Schulkinder und beantragt die Gewährung eines Beitrages per 50 fl. 
und Bewilligung eines Zuſchuſscredites in der Höhe des Erforderniſſes 
zur Ausgabs-Rubrik XXXVIII b. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7415.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung, eventuell Be— 
ſchwerde der Antonie Fandl gegen die vom Bezirksamte für den 
XI. Bezirk wegen ſanitärer Übelſtände bei Or.⸗Nr. 23 Rinnböckſtraße, 
XI. Bezirk erlaſſenen Aufträge und beantragt die Abweiſung dieſer 
Beſchwerde. Angenommen.) 

(7408.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Katharina 
David und der Roſa Röppel um unentgeltliche Aufnahme ihrer 
Kinder in den öffentlichen Kindergarten des XVIII. Bezirkes und 
beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(7298.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Reiner 
um käufliche Überlaſſung eines im Schulbankdepot am Tabor befind- 
lichen alten Blechofens um den Betrag von 6 fl. und beantragt die 
Genehmigung. (Angenommen.) 

(7400.) Derſelbe referiert über den Recurs des Gaſtwirtes 
Michael Nebehay, XIX., Ober-Sievering Nr. 39 gegen die Be— 
meſſung der Muſikimpoſtgebür für die Zeit vom 7. Juni bis 15. Sep⸗ 
tember l. J. im Betrage von 50 fl. und beantragt die Herabſetzung 
auf 25 fl. (Angenommen.) 

7346.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung 
des Bürgerrechtes und beantragt die Verleihung desſelben an: 

Berger Guſtav, Gaſtwirt, und 

Ziegler Konrad, Handſchuhmacher. 

(7345.) Derſelbe referiert über zwei Bürgerrechtsgeſuche und 
beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes an: 

Birner Karl, geweſener Gaſtwirth, und 

Kaſtner Franz, Gaſtwirt. (Angenommen.) 

7439.) St.-. Vaugoin referiert über das Auſuchen des 
k. u. k. Platzcommandos in Wien um überlaſſung von zehn eigenen 
Gräbern im Ober-Döblinger Friedhofe für Militärangehörige moham— 
medaniſchen Glaubens und ſtellt folgende Anträge: 

Es ſei der im vorgelegten Plane grün laſierte, an der Pötzleins— 
dorferſtraße gelegene Theil des an den beſtehenden Friedhof in Ober— 
Döbling anſtoßenden Grundes im Ausmaße von 4044 m? als ab- 
geſonderte Begräbnisſtätte für in Wien verſtorbene Militärangehörige 
mohammedaniſcher Religion zu beſtimmen und dem Militär-Arar auf 
dieſem Grunde das Benützungsrecht auf zehn Einzelngräber von je 
2-64 m Länge und 160 m Breite unter folgenden Bedingungen zu 
überlaſſen: 

1. Für die Überlaſſung des Benützungsrechtes für die vorläufig 
beanſpruchten zehn Einzelngräber auf die Dauer von 20 Jahren iſt 
eine Gebür von je 25 fl., zuſammen daher 250 fl., bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa zu erlegen. 

2. Bei der Beerdigung der Leichen von Militärangehörigen des 
mohammedaniſchen Glaubens ſind die im Commiſſions-Protokolle vom 
4. Juli 1892, Z. 123444, und in dem Erlaſſe der k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei vom 6. September d. J., Z. 50102, geſtellten Bedingungen 
genau einzuhalten. 

3. Die zur Verwendung der vorerwähnten Grundfläche als 
Begräbnisſtätte nothwendigen Herſtellungen, Einfriedung, Einfahrtsthor, 
mit Ausnahme der Verlängerung der Zufahrtsſtraße gegen Pötzleins- 
dorf, find ausſchließlich auf Koſten des k. u. k. Militär-Arars aus⸗ 
zuführen. 
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(7457.) Derſelbe referiert über die Graberhaltungswidmung der 
Maria Smuk im Pötzleinsdorfer Ortsfriedhofe und beantragt im 
Sinue des vom Magiſtrate geſtellten Antrages die Annahme dieſer 
Widmung. (Angenommeu.) 

(7502.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des Georg Brüll 
gegen die verweigerte Bürgerrechtsverleihung und beantragt die Ver— 
leihung des Bürgerrechtes. (Angenom men.) 


7389.) Derſelbe referiert über rückſtändige Beerdigungsgebüren 
nach 12 Parteien des XVI. Bezirkes im Geſammtbetrage von 36 fl. 
95 kr. und beantragt die Abſchreibung. (Angenommen.) 


(7390.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
des Bernhard Bodaſcher um Nachſicht einer Commiſſionsgebür 
(Localaugenſcheinstaxe per 12 fl. und beantragt die Geſuchsgewährung. 

Angenommen.) 

(7425.) St.-R. Dr. Stenzl referiert über den Necurs des 
Eigenthümers des Hauſes Nr. 24, Grüne Thorgaſſe, IX. Bezirk gegen 
einen Auftrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den I., VIII. und 
IX. Bezirk in Handhabung der Feuerpolizei und beantragt, dieſem 
Recurſe ſtattzugeben. Angenommen.) 

(7424.) Derſelbe referiert über den Recurs der V. Kohn gegen 
feuerpolizeiliche Aufträge des Bezirksamtes für den I., VIII. und 
IX. Bezirk hinſichtlich des Hauſes Or.-Nr. 3 Spittelauerlände, 
IX. Bezirk und beantragt die Abweiſung des Necurſes. 

Angenommen.) 

(7481.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
20. November 1892, Z. 72901, enthaltend die Bewilligung zum 
Baue von Stallungen mit Gipsdielenverſchalung für die Paſteur— 
Abtheilung des k. k. Krankenhauſes „Kronprinz Rudolfſtiftung“ 
III. Bezirk und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 


(7379.) Ht.-R. Matzenauer referiert über das Anfuchen des 
Heinrich Müller um Conſens zur Erbauung einer Wohnſtätte auf 
der an ihn verpachteten ſtädtiſchen Parcelle 1273/1, Einl.-Z. 1294 
in Simmering auf der Heide unter erleichterten Bedingungen und 
beantragt die Beſtätigung des Antrages des magiſtratiſchen Bezirks— 
amtes für den XI. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes. 

| Angenommen.) 

(7376.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des W. Schimitzek 
und F. Anderle um Conſens zur Erbauung probiſoriſcher Objecte 
auf der gepachteten Parcelle 2884, Einl.-3. 1961 im III. Bezirke 
zu dem St. Marxer Friedhofe und der Viehtriebſtraße und beantragt 
die Beſtätigung des Magiſtrats-Antrages auf Ertheilung des Bau— 
conſenſes. 

St.⸗N. Dr. v. Billing beantragt die Ertheilung der Bau— 
bewilligung auf Widerruf und gegen Ausſtellung eines Demolierungs— 
reverſes. 

Referent accommodiert ſich. 

Der Referenten-Antrag und der Zuſatz-Antrag Dr. v. 
Billing werden angenommen. 

(7360.) Derſelbe referiert über das Einſchreiten des Matthias 
Gſpan noe. der Eigenthümer der Häuſer C.-Nr. 135 LU und 
136 I/II Dirndlhofgaſſe in Kaiſer-Ebersdorf um Bewilligung zur 
Herſtellung von Aborten auf communalem Grunde und beantragt die 
Beſtätigung des Antrages des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XI. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes nach dem Projecte b, 
unter den vom magiſtratiſchen Bezirksamte vorgeſehenen Bedingungen. 

Angenommen.) 
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(7359.) St.-R. Matzenauer referiert über die Verpachtung 
von ſtädtiſchen Gründen im XIII. Bezirk, Baumgarten, Speiſing, 
Cataſtral⸗Gemeinde Hadersdorf, Hütteldorf und Ober-St. Veit. 

Referent beantragt, es ſeien die im Pachtverhandlungs-Protokolle 
vom 15. October 1892, Z. 29746, Bezirksamt XIII, eingebrachten 
Offerte für die Verpachtung der in dieſem Protokolle angeführten 
ſtädtiſchen Gründe um den jährlichen Geſammtpachtzins von 1926 fl. 
20 kr. auf die Dauer von ſechs Jahren, das iſt vom 1. November 1892 
bis 1. November 1898 zu genehmigen. (Angenommeu.) 

(6841.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des k. u. k. Oberſten 
und Regiments⸗-Commandanten Emil von Schmedes um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die 
Ertheilung dieſer Zuſicherung an den Bittſteller gegen Erlag der 
Taxen von 400 fl. Angenommen.) 


(7484.) St.-N. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen des 
Centralvereines zur Beköſtigung armer Schulkinder um Überlaſſung 
eines Turnſaales und zweier Lehrzimmer in einer an der Grenze des 
XVII. Bezirkes gelegenen Schule im XVIII. Bezirke für die Aus: 
ſpeiſung armer Schulkinder im XVIII. Bezirke und beantragt, dieſem 
Vereine zum gedachten Zwecke den Turnſaal und zwei Lehrzimmer in 
der Volksſchule im XVIII. Bezirk, Schulgaſſe 19 für den Winter 1892 
bis 1893 in der Mittagsſtunde von 12 bis 1 Uhr unter Einhaltung 
der vom Vereine ſelbſt geſtellten Bedingungen zu überlaffen. 

Angenommen.) 

(7277) St.-R. Matthies referiert über das Ergebnis der 
Offertverhandlung wegen Vergebung der Lieferungen an Tuch, Leinen ꝛc. 
für die ſtädtiſchen Humanitätsanſtalten. 

Das Referat wird vertagt bis zur Einvernehmung der Gemeinde— 
räthe, welche bei der Offertverhandlung als Experte fungiert haben. 
Dieſe Einvernehmung wird für die nächſte Stadtraths-Sitzung in 
Ausſicht genommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 


(7295.) St.-R. Dr. Huber referiert über das Anſuchen des 
Max Horak und Johann Fritz um Genehmigung des nachträg— 
lichen Eintrittes in den Turncurs, VII., Burggaſſe und beantragt, die 
nachträgliche Zuweiſung der Bittſteller an dieſen Turnlehrer-Bildungs⸗ 
curs zu genehmigen. (An genommen.) 

(7255.) Derſelbe referiert über eine rückſtändige Forderung des 
Verſorgungsfondes nach Johann und Eva Lenko und beantragt, 
dieſe Reſtforderung im Betrage von 80 fl. C.-M. aus den vom 
Magiſtrate geltend gemachten Gründen abzuſchreiben. 

Angenommen.) 

7391.) Derſelbe referiert über Armenraths-Ergänzungswahlen 
für den XVII. Bezirk und beantragt, die Wahl der Nachbenannten 
zu Mitgliedern des Armenrathes für dieſen Bezirk zu beſtätigen: 

Rund Heinrich, Kaufmann; 

Jäger Leopold, Hausbeſitzer. Angenommen.) 

(6863.) Derſelbe referiert über Schulgeldbefreiungs-Verluſte am 
Leopoldſtädter Communal-, Real- und Ober-Gymnaſium und beantragt, 
die in dem bezüglichen Berichte der Gymnaſial-Direction sub 1 bis 10 
angeführten Schüler wegen ihrer ungenügenden Sitten- und Fleiß, 
reſpective Fortgangsnoten der bisher genoſſenen Schulgeldbefreiung 
verluſtig zu erklären. Angenommen.) 

(7283.) Derſelbe referiert über 15 Geſuche um Schulgeld— 
befreiung von Schülern der Gumpendorfer Communal-Ober-Realſchule 
und beantragt, den ſämmtlichen 15 Petenten, Schülern der I. Claſſe 
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der bezeichneten Mittelſchule, die Stundung der Entrichtung des 
Schulgeldes für das I. Semeſter 1892/93 zu bewilligen und zugleich 
die definitive Befreiung von der Zahlung des Schulgeldes für dieſes 
Semeſter gegen dem auszuſprechen, daſs das Semeſtralzeugnis den in 
dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 24. September 1890, Z. 5615, 
Punkt 1 lit. a geſtellten Forderungen eutſpricht. Angenommen.) 

7285.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Polke 
um grundbücherliche Löſchung der Einl.-Z. 957, 959 und 1525 im 
V. Bezirke, Kohlgaſſe und beantragt die Zuſtimmung zur Ausſtellung 
der bezüglichen Löſchungserklärung auf Koſten der Intereſſenten. 

(Angenommen.) 

(7219.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des C. Riener 
durch Dr. Rob. Mathoy um grundbücherliche Löſchung, Währing, 
Einl.⸗Z. 1759, 1760. 

Referent beantragt, die erbetene Löſchungserklärung nach dem 
vom Magiſtrate vorgelegten Entwurfe auszuſtellen. 

Angenommen.) 

(7461.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion um Überlaffung des Turuſaales in der Schule Ober— 
Döbling, Pantzergaſſe 25, für das Lehrlingsturnen und beantragt die 
Geſuchsgewährung gegen Einhaltung der für derartige Localüber— 
laſſungen vom Stadtrathe aufgeſtellten Normen, gegen Tragung der 
Koſten für Beheizung und Beleuchtung durch die Geſuchſtellerin und 
unter den übrigen vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XIX. Bezirk 
beantragten Modalitäten. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, es habe das genannte magi— 
ſtratiſche Bezirksamt ſeitens der Geſuchſtellerin eine Erklärung, dafs 
ſie ſich deu vorſtehenden Bedingungen unterwerfe, einzuholen und dieſe 
Erklärung binnen 14 Tagen dem Stadtrathe vorzulegen, widrigens 
die vorſteheude Bewilligung zurückgezogen wird. 

Der Referenten-Antrag und der Antrag Schlechter werden 
angenommen. 

(7426.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion puncto Geſtattung der Mitbenützung der Turnſäle in der 
Bürgerſchule in Fünfhaus, Friedrichplatz und in der Volksſchule in 
der Hackengaſſe 11 und Thalgaſſe 2 zum Turnunterrichte für Lehrlinge 
und beantragt die Geſuchsgewährung unter den vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den XIV. und XV. Bezirk beantragten Modalitäten. 

( Angenommen.) 

(6860.) St. -R. Wurm referiert über das Anſuchen des Rudolf 
Urgauer und Rudolf Kerner um Baulinienänderung für 
Or.⸗Nr. 73 Herrengaſſe in Währing und beantragt auf Grund des 
vorgelegten Plaues die Genehmigung der Linien B“ C’ und 6“ H als 
Baulinien für die Herrengaſſe und 6“ K“ für die unbenannte Quer— 
gaſſe, ſohin Reſtringierung der Breite der letzteren Gaſſe von 26 m 
auf 16 m. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

7118.) Derſelbe referiert über die Schluſsrechnung, betreffend 
die Geleiſe-Erweiterung im ſtädtiſchen Lagerhauſe und beantragt die 
Kenntnisnahme und Genehmigung der von der Lagerhausverwaltung 
vorgeſchlagenen Verrechnungsart. Angenommen.) 

(7482.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Glaſſer 
um Bauconſens, I., Wollzeile 32 und um Belaſſung eines Theiles 
der an das Haus angrenzenden, außerhalb der Baulinie ſtehenden 
Feuermauer des Hauſes Nr. 34 Wollzeile und beantragt die Beſtätigung 
des Magiſtrats-Autrages auf Ertheilung des Conſenſes unter den im 
Commiſſionsprotokolle vom 8. November 1892 geſtellten Bedingungen. 

Angenommen.) 
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(7442.) Derſelbe referiert über die Verlegung mehrerer Amts— 
localitäten des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XII. Bezirk in 
dem ſtädtiſchen Hauſe XII., Meidlinger Hauptſtraße 4 und beantragt 
die Genehmigung der proviſoriſch vorgenommenen Verlegung mehrerer 
Amtslocalitäten und die Vermietung der Wohnung Nr. 15 in dieſem 
Hauſe um den Minimalzins von 280 fl. jährlich. Angenommen.) 

(7262.) St.-R. v. Neumann referiert über das Ergebnis der 
Verhandlungen puncto Ankauf des Hauſes Nr. 15 Windmühlgaſſe im 
VI. Bezirke behufs Regulierung der Theobaldgaſſe und beantragt die 
Einſetzung eines aus dem Stadtrathe zu wählenden Verhandlungs- 
comités von drei Mitgliedern. Angenommen.) 

Es wird fofort die Wahl vorgenommen. Gewählt werden bei 
Abgabe von 12 Stimmzetteln die Stadträthe: Dr. Huber, v. Neu— 
mann und Vaugoin mit je 11 Stimmen. 

(7450.) St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das 
Anſuchen des Joſef Sucharipa um Parcellierung der Brünnlbad— 
Realität, Einl.⸗Z. 344, 346, 354 und 1555 im IX. Bezirke, Lazareth— 
gaſſe 16 bis 18 und ſtellt ſeine Anträge auf Baſis der Anträge des 
Magiſtrates. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Einſetzung eines Comités 
zum Studium der geſtellten Auträge. (Angenommen.) 

Bei der Wahl werden 12 Stimmzettel abgegeben und die Stadt— 
räthe: v. Goldſchmidt, v. Neumann und Wurm gewählt. 

Antrag Matzenauer und Genoſſen, dahin gehend, dafs Offert— 
verhandlungen für gleichartige oder verwandte Bedarfsartikel nicht wie 
bisher ſeparat abgehalten, ſondern in eine zuſammengezogen werden 
ſollen; es wäre demuach der ganze Bedarf an Stoffen für die auf 
Koſten der Stadt Wien zu bekleidenden Perſonen durch eine Offert— 
verhandlung zu decken. 

(An den Magiſtrat zur Berichterſtattung.) 

Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 4. December bis 10. December 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch 210.211 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 148.201; 
aus Ober⸗Oſterreich — 2824; aus Mähren 
— 9347; aus Galizien — 43.396; aus 
Ungarn — 6104; aus der Bukowina — 
139; aus Bosnien — 200 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 2539; 
aus Ober⸗Oſterreich — 33; aus Mähren 
— 54; aus Galizien — 42 35; aus Ungarn 
— 18 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich 223; aus 
Galizien — 9.841; aus Ungarn 233; aus 
der Bukowma — 5699 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 27.703; 
aus Böhmen — 368; aus Croatien — 42; 
aus Mähren — 851; aus Galizien — 
6889; aus Ungarn — 4078 Kg.) 


Kalbfleiſch. 6.884 „ 


Schaffleiſch 15.996 


77 


Schweinufleiſch i 
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Kälber. . .. 840 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 14; aus (Schlachtviehmarkt vom 12. December 1892.) 
Dber-Dfterreich — 6; aus Mähren — 10; 
aus Tirol — 19; aus Galizien — 780; aus 1. Auftrieb. 
Ungarn — 7; aus der Bukowina — 4 St.) Maſtvieh — 3102, Weidevi 9% ’ 2 
5 aſtvieh — 3. eidevieh — — Beinlvieh — 435. 
Schafe . . 476 „ Davon aus Nieder -Oſterreich — 169; : 0 a ; 0 = 
aus Mähren — 1; aus Galizien — 74; Summa . 3537. 
aus der Bukowina — 75; aus Ungarn | Davon — na Racen: 
— 157 St.) Hl 8 975 
. 2 ngariſche lere 1 
ine. 239 Davon aus Nieder-Oſterreich — 118; a, 
Schweine 1.239 „ ( us Nieder-Oſterreich Galiziſchee „. . . 984 


aus Galizien — 1088; aus Ungarn — 33 St.) 


| SAN Deutſche „ . 265 
Lämmer 11 „ Davon aus Nieder -Oſterreich 10; aus Büffel „ 45 
Galizien — 1 St.) E n 
5 Für den A 'ſiont 5 Davon — nach Gattungen: 
ür den roviſionierungs verein. 
pp 3 Ochſen 2769 
Rindfleiſch .. . 3.221 Kg. Kälbeeeeenr 37 Stück SIE ee 405 
Kalbfleiſch .. 114 „ Schakr e. 3 „ ih 363 
Schaffleiſcc h. — „ Schweine. — „ 2. Preisbewegun 
Schweinfleiſch. . 462 „ Lämmer. — „ | j gung. 
. a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent— 
2. Preisbewegung: abzug: 
‚ 5 4 99 f ER . Q 
Rindflei Siedfleiſch. . .. von 33 bis 74 kr. per Kg. Ungariſche Schlachtthiere . von 54 bis 68 fl. 
indfleiſch f ee 
Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 95 „ „ „ (ertrem „ „ — „) 
17 ; = U 17 1 Di „5 i 
e ä• W222 75 1 " er „ „M Galiziſche Schlachtthiere co 54 m 63 5 Dr Bein eh 
; : zrocentabzu i⸗ 
1 N e 1 " . „ „ „1 (extrem „ — „ — „) gen ae e 
| | sis 4 
Schweinfleiſch n z „ e e e Deutſche Schlachtthiere . „53 „ 67 , Künfer als Entschdigung? 
Kälber e 40 16 59 „ tr e a) für den Gewichtsverluſt in- 
A (ex rem „ D 77 folge der Schlachtung; 
Schafe ee 0 22 1 38 . e Weidevieh ä b) für die minderwertigen 
zj %% — h))... Ser a .n 5 Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Schweine r 40 5 58 ie e Stiere Blut, Umſchlitt ꝛc.; 
Lämmer i 2 3½ fl. per Stück TF ee ee eee ee ee 
e 1 72 7) . ö Kühe e en Te 9 inhalt  andeehk: j 
Die Zufuhr an Fleiſchwaren war gegen die Vorwoche schwächer Büffel... „ — „ — „ 
und haben ſich bei feſter Tendenz im allgemeinen die vorwöchentlichen [Beinlvieh . .... . „ — „ — „ 


Preiſe behauptet. n 
b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


* *. 
+ 
Ochſen . . von 21 bis 32 ½ fl. 
(Pferdemarkt vom 9. December 1892.) Stiere. . „ 26 „ 35½ „ 
Kühe . . . „ 24 „ẽ 34 „ 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 380 Pferde. Büffel . „ 21 „ 25 „ 
Preis: für Gebrauchs pferde... 65—320 fl. per Stück, Beinlvieh „ — a — 
„ Schlachtpferde .... 19-9 „ „ „ c) Preis per Stück: 
De Da e n Beinlvieh .. . von 23 bis 91 ½ fl. 
Detailpreiſe in der Woche vom 4. bis 10. 8 Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht 
1892: | thiere angekauft. 
(Geſchlachtet wurden 463 Pferde.) Unverkauft blieben: 
Vorderes Pferdefleiſc h.... 1 Kg. 20-36 kr. 0 Ze ei Stück 
Hinteres . 1 242447. einlbie . . 1" 
Lungen⸗ und Roſtbraten .. 1 „ 24—44 „ Für den heutigen Schlachtviehmarkt waren gegen den letzten 
Selchfleiſchc ne.. „ 1 „ 30-50 „ Montagsmarkt um 470 Stück Schlachtthiere weniger angemeldet, 
Extrawürſte. . . 1, 30-48 , von welchen jedoch wegen Verkehrsſtörung in Ungarn 134 Stück 
Dürre Würſte 2 1 82-56. .; Maſtthiere bis zum Marktſchluſſe noch nicht eingetroffen waren. Die 
Rohes Fett = 1 „ 36 —60 „ Kaufluſt war für Primaqualitäten ziemlich lebhaft, daher manche 
Geſchmolzenes Fett 2. 5 1 40 —80 1 Partien derſelben um ½ bis 1 fl. per 100 Kilo theurer verkauft 
Schweifhaarttre 1 Schweif 25 —80 „ wurden, während die übrigen Schlachtthiere im allgemeinen keine 
Knochen . 100 Kg. fl. 2—3˙3 Preisänderung erfahren haben 
NR ee per St. „ 3—6˙50 
** N * 5 
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Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 4. bis 10. December 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qnalitätsgewicht 74 —80 Kg.) . . von 7 fl. 50 kr. bis 8 fl. 60 kr. S 
Roggen 6 77 69 — 71 on 6 7 68 „1 — 5 
. ͤ ĩO (KK VF 
0000 „ 
i a re „ 5 75 „ „ 6 „ 50, 8 
b) Mahlprodncte. 
V von 14 fl. 75 kr. bis 16 fl. — kr. > 
Weizen! K „ 0 5 we E 
Roggenmehl „„ %% ee 
Wezenkle e e ee 
Roggen kleie , e AN 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 1. December bis 8. December 1892. 
Waren eingelagert. 26.745 Meter⸗Centner 
0 ausgelagert 32.077 1 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
11.764 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 8. December 1892: 381.667 Meter-Lentner, und zwar: 
69.942 Meter⸗Centner Weizen, 28.546 Meter⸗Centner Roggen, 


56.150 1 Gerſte, 75.842 1 Hafer, 

63.758 ß Mais, 19.794 1 Olſaaten, 
7.613 5 Mehl u. Kleie, 4.538 1 Wein, 

3.128 1 Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,392.320 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 3. December 1892. 


(Fortſetzung.) 
Altholz Beile Fromet — Verſchleiß von Papier und Zeichenrequiſiten 

— V., Wienſtraße 79. | 
Daniel Leopold — Pfaidler — I., Judengaſſe. 

Schneider Moriz — Pfaidler — L, Ruprechtsplatz 1. 

Weißberger Pauline — Pfaidlerei — II., Tempelgaſſe 6. 

Fiſcher Franz — Privat-Geſchäftsvermittlung — II., Rueppgaſſe 2. 
Kratky Franz — Riemer — II., Franzensbrückenſtraße 28. 

Havlik Anton — Schuhmacher — V., Schallergaſſe 5. 

Kaiſer Marie Eliſabeth — Verkauf von Schul-, Gebetbüchern und 

Kalendern — V., Fockygaſſe 16. N a 
Holländer Anna — Selchwaren⸗Verſchleiß — IX., Liechteuſteinſtraße 85. 
Stiaßny Franz — Selchwaren-Verſchleiß — V., Rampersdorfgaſſe 6. 
Waſſervogel Salomon Adolf — Speditionsagentie — II., Ferdinands⸗ 

traße 4. 

Is Brandis Marie — Handel mit Spirituoſen — XVI., Neulerchenfeld, 

Gürtel 22. 

Kafka Francisca — Spirituoſen-Verſchleiß — II., Franzensbrücken⸗ 

traße 21. 

N Starke Guſtav — Mechanische Stickerei — VI., Eßterhäzygaſſe 21. 
Jureéka Joſef — Tambourierergewerbe — VI., Kaſeruengaſſe 4. 
Schmeyer Julie — Trödlergewerbe (Nichtbetrieb) — II., Hermineng. 3. 
Holl v. Stahlberg Mar — Verkauf von Vergolderwaren und Spiegeln 

— IV., Preſsgaſſe 31. 

Blau Samuel — Victualien-Verſchleiß — II., Schmelzgaſſe 7. 
Grödker Marie — Wäſcheputzerin — IV., Technikerſtraße 1. 
Tuma Anna — Wäſcherin — IX., Eiſengaſſe 1. 5 
Königſtein Simon — Wein⸗Verſchleiß — II., Taborſtraße 45. 
* * 
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Gewerbeanmeldungen vom 5. December 1892. 


Weſſelak Franz — Bäcker — XVIII., Währing, Antonigaſſe 90. 

Trittſcheller Jakob — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XVIII. Währing, Wienerftvaße 44. 

Rieder Karl — Chriſtbaumhaudel — VII., vor der Lerchenfelderkirche. 

Rohr Thereſia Anna — Chriſtbaumhaudel — J., Stadiongaſſe vor der 
Markthalle. 
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Silberbauer Anna Barbara — Cravatten-Erzeugung — XVIII., Währing, 
Abt Karlgaſſe 6. 

Katz Johann — Fiakergewerbe III., Hauptſtraße, beim rothen Hahn. 
8 a Joſef — Gaſt⸗- und Schankgewerbe — XI, Simmering, Haupt: 
traße 42. 

Heiling Johann — Wirtsgewerbe — VII., Kaiſerſtraße 55. 

ö e Heinrich — Gaſtwirt — XVII., Dornbach, Schwarzenberg— 

gaſſe 

Scharbert Alois — Wirt — III., Krieglergaſſe 14. 

Vielgrader Karl — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XI., Simmering, 
Hauptſtraße 153. ö 

Wyſtreil Franz — Gaſt- und Schankwirt — XI., Simmering, Feldgaſſe 24. 

Klappholz Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Hauptſtraße 29. 

Zechmann Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Siccardsburggaſſe 25. 

Gindl Anna — Grünzeughandel — XIV., Rudolfsheim, Fiſchergaſſe 31. 

Pintzker Peter — Kaffeehausgewerbe — IV., Floragaſſe 1. N 

Anger Katharina — Marktfierantin — XVII., Hernals, Blumengaſſe 21. 

Nichthenhauſer Jakob — Mehl- und Gries-Verſchleiß — IX., Rothen— 
Löwengaſſe 9. 

Hirſch Roni — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 91. 

Albrecht Alexander — Muſiker — XII., Unter-Meidling, Pfarrgaſſe 20. 

Kotucz Katharina — Feilbieter von Obſt und Grünwaren im Umher— 
ziehen — XVII., Hernals, Joſefigaſſe 12. . 

Schweninger Roſina — Pfaidlerin — VII., Lerchenfelderſtraße 55. 

Richter Moriz — Pferdemäkler — IX., Hahngaſſe 34. 

Geiſsler Marie — Pretioſenhändlerin — X., Puchsbaumgaſſe 47. 

Pospiſchil Franz — Schloſſer — IV., Hungelbrunngaſſe 23. 

Slama Pauline — Seidenſtickerin — XV., Fünfhaus, Michaelergaſſe 18. 

Koberger Marie Selchwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Gürtelſtraße 57. 

Rauſcher Eliſabeth — Selchwaren-Verſchleiß — IX., Wagnergaſſe 4. 

Ehn Anton — Spiritnofenhandel — IX., Wagnergaſſe 18. 

Stättermayer Ignaz — Steinmetz — XIV., Rudolfsheim, Arnſteingaſſe 22. 

Albert Karl — Handel mit lebenden und ausgeſtopften Thieren und 
Vogelfutter — XVIII., Währing, Hanptſtraße 31. 

Hagmann Karl — Tiſchlergewerbe — XVIII., Währing, Wienerſtraße 76. 

Betteſch Siegmund — Trödlergewerbe — XVIII., Währing, Martins— 
ſtraße 38. 

Gromes Francisca — Zeitungs-Verſchleiß — X., Simmeringerſtraße 123. 
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Gewerbeanmeldungen vom 6. December 1892. 


Seidler Adolf, Dr. — Advocat — XIII., Hietzing, Mayerhofgaſſe 8. 

Kitzler Franz — Verſchleiß von Bier in verſchloſſenen Flaſchen — XVI., 
Ottakring, Waguergaſſe 8. 

Mollner Mathilde — Verſchleiß von Bilderbüchern und Gratulations— 
karten — VII., Siebenſterngaſſe 52. 

Pfeffer Michael — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
III., Hohlweggaſſe 17. 

Rychlik Franz — Butter-, Eier- und Geflügelhandel — XVII., Hernals, 
Markt am Gürtelſpiegel. 

Lesny Anton — Cantinenbetrieb — IX., Seegaſſe 10. 

Reinert Theodor — Cartonnagewaren-Erzeugung — VIII., Joſefſtädter— 
ſtraße 52. 

Mödler Franz — Chriſtbaumhandel — I, Stadiongaſſe, vor der 
Markthalle. ö 

Schmidt Anton — Chriſtbaumhandel — I., Stadiongaſſe, vor der 
Markthalle. 

Mark Karl — Commiſſionswarenhandel — VII., Burggaſſe 33. 

Palleſter Michael — Commiſſionswarenhandel — VII., Burggaſſe 33. 

Leppen Friederike — Cravatten-Erzeugung — VII., Neubaugaſſe 51. 

Pöchhacker Joſef — Fiakergewerbe (Pachtbetrieb) — XIV., Rudolfsheim, 
Steinergaſſe 6. 

Höllinger Friederike — Fleiſchhauergewerbe (Fortbetrieb) — III., 
Schimmelgaſſe 8. | 

Diertmayer Anton — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Gürtelſtraße 11. 

Soffner Engelbert — Gaſtwirt — II., Handelsquai 104. 

Chadim Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Schützengaſſe 11. 

Eder Hermine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Einſiedlerplatz 17. 

Einböck Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hörnesgaſſe 13. 

Kaſtl Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Mohsgaſſe 23. 

Krippel Aloiſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Erdbergſtraße 144. 

Rauſchka Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Stammgaſſe 5. 

Vietze Aloiſia — Hallentrödlerin — IX., Trödlerhalle, Zelle 173. 

Skriwan Karl — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — XIV., Rudolfs⸗ 
heim, Dadlergaſſe 14. 

Heiſchmann Barbara — Hufſchmiedgewerbe (Fortbetrieb) — XVIII., 
Gerſthof, Hauptſtraße 81. 

Zeininger Joſef — Kaffeeſieder — IV., Heumühlgaſſe 2. 

Tennenbaum Roſa — Damenkleidermacherin — VII., Schottenfeldg. 33. 

Deußner Marie — Koſtgebung — III., Hörnesgaſſe 11. 

Schrötter Sali — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Markt 
in der Eliſabethgaſſe. 
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Aſchauer Klara — Milch⸗Verſchleiß — III., Hafengaſſe 9. tätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erla 
Czmarich Gabor — Milch- und Gebäck— Berſchleiß —- XVI., Ottakring, 5 10 3 der Off 1 0 15 b ſſ ib f Erlag 
Hauslabgaſſe 8. esſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 
Safer Rudolf — Milchmeier — XVIII., Währing, Abt e 16. ) ſpätet ei icht 1 N 
Bader Aug — Muſtergewerbe — VII, Kürchengaſſe 35. luf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Simek Marie — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — XVIII., Währing, Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Kirchengaſſe 30. c Stadtrath hat ſich die ificati ‘aebni 

Gotthilf Joſefine — Pfaidlergewerbe — VII., Neubaugaſſe 45. O 15 0 ( rath h f 15 1 75 5 der 

Klaffenſteiner Adelheid — Pfaidlerei — XV., Fünfhaus, Märzſtraße 23. ffertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 


(Das Weitere folgt) ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


G.⸗3. 190689 Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
XIV. Wien, am 3. December 1892. 3—3 
Kundmachung. N 
8. 220036 
(Offertausſchreibung.) VIII. 


Wegen Sicherſtellung der Reinigung und Ansbeſſerung der Kundmachung. 


Wäſcheſtücke für die ſtädtiſche Fenerwehr vom 1. Jänner 1893 
angefangen auf die Dauer von drei Jahren wird vom Magiſtrate (Offertausſchreibung.) 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 15. December 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags im Burean des Herrn 
Magiſtratsrathes Stenzinger im Rathhauſe (3. Stiege, II. Stock, | ſpaunung der Straßenwalzen, ſämmtlich Leiſtungen im Wiener 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. | Central⸗Friedhofe für die Jahre 1893, 1894 und 1895 wird vom 
Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe beim ſtädtiſchen Magiſtrate der k. k. Reichs! aupt- und Reſid enzſtadt Wien am 
Feuerwehr⸗Commando, I. Bezirk, Am Hof Nr. 9, während der 13. December 1892 präciſe um 10 Uhr vormittags im 1 enen 
ff!!! a Nathhanſe im Burean des Herrn Magiſtrats⸗Rathes Leki ſch 
Dem mit einem 8 kr. Stempel i berſehenden Offerte iſt (im Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung ab— 
das vorgeſchriebene Vadium im Werthe von mindeſtens 100 fl. gehalten werden. 
anzuſchließen; der Erſteher hat dasselbe auf 200 fl. zu ergänzen. Unternehmungsluſtige können die für dieſe Leiſtungen beſtimmte 
Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen Vorſchrift in dem oben bezeichneten Bureau oder in der Verwaltungs⸗ 
Form ansgeitattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. kanzlei des Central⸗Friedhofes während der gewöhnlichen Amts 
Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie ſtunden einſehen. | 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
fi) der Stadtrath vor. Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Die Offerenten haben ein derartiges Exemplar und die am 
Wien, am 5. December 1892. 2—2 Schuſſe desſelben beigefügte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 
a Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen. 
Kundmachung. Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
N Vadinm nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
(Offertansſchreibung. Die Gemeinde hat ſich jedoch die Ratification des Ergebniſſes der 
Wegen Vergebung der Zimmerputzerarbeiten in den inner⸗ Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmt⸗ 
halb der Gemeindebezirke I bis XVIII befindlichen ſtädtiſchen Amts⸗ lichen Offerenten vorbehalten. 
localitäten vom 1. Jänner 1893 ab anf ein oder, je nach Wahl Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt und Reſidenzſtadt 
der Gemeinde Wien, auf drei Jahre wird vom Magiſtrate der e 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, am Mittwoch den a N . 
14. December d. I., prütiſe um 10 Uhr vormittags, im Buren M. 3. 218330. Bun 
des Herrn Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhaufe | ——— 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhand— Kundmachung. 
lung abgehalten werden. Die Beſtellung erfolgt in der Art, dass 
in der Regel je ein Contrahent für jeden Bezirk beſtellt wird; 
doch werden auch Offerte für mehrere oder für alle in die Aus— 
ſchreibung einbezogenen achtzehn Bezirke entgegengenommen. A, = 
Unternehmungsluſtige können die Ausmaße und die Vorſchrift Er >> “ ne 105 5 e . 
im Stadtbauamte (Bureau der Rathhausverwaltung, Feſtſtiege 1, | übungen der k. k. Landwehr Nachſtehendes angeordnet: 
Parterre) während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen, ſowie | A, Landwehr⸗Bataillone Nr. 1 bis 82, dann Landesſchützen⸗ 
| 
| 
| 


Wegen Beſtellung eines Contrahenten für das Schneeab⸗ 
führen, die Material- eventuell Waſſerzufuhr, dann für die Be⸗ 


Prot.⸗Nr. 166972 
1994 ex 1892. IV. 
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Das hohe k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung hat laut 


Erlaſſes vom 19. November 1892, 3. a IV, hinſichtlich der 


Exemplare der letzteren um den Preis von zehn Fa per Bataillone Nr. 1 bis 10. 
Stück, bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa beziehen. Bei jedem dieſer Bataillone hat eine an die Frühjahrs⸗Re⸗ 
Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte crutenausbildung anſchließende Vor-Waffenübung und eine Haupt⸗ 
ift das vorgeſchriebene Badium anzuſchließen, oder aber die Be- | Waffenübung ſtattzufinden. 
5 
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Hiezu werden für die Einberufung in Ausſicht genommen: 
a) alle unmittelbar in die k. k. Landwehr Eingereihten der 

Aſſentjahrgänge 1892, 1891, 1890, 1888, 1886 und 1883 

— in Betreff des letztbezeichneten Jahrganges jedoch mit 

Ausnahme jener, bei denen die Geſammtdauer der bis jetzt 

abgeleiſteten Waffenübungen 20 Wochen ſchon überſteigt; 

b) der aus der Reſerve des Heeres in die Landwehr überſetzte 

Aſſentjahrgang 1882; 

c) von den Aſſentjahrgängen: 

1889 jene unmittelbar Eingereihten, bei 
denen die Geſammtdauer der bis jetzt 
abgeleiſteten Waffenübungen 

1888 jene, bei denen dieſelbe 

1885 und 1884 jene, bei denen dieſelbe 16 

1882 jene, bei denen dieſelbe 20 

nicht überſteigt; endlich 

d) die Aſſentjahrgänge 1892, 1889 und 1886 der Erſatzreſerve 
der k. k. Landwehr — in Betreff des letztbezeichneten Jahr— 
ganges mit Ausnahme jener Leute, bei welchen die Geſammt⸗ 
dauer der bis jetzt abgeleiſteten Waffenübungen 8 Wochen 

überfteigt, ferner von den Aſſentjahrgängen 1890 und 1891 

jene Mannſchaft, welche noch keiner Waffenübung beigezogen 

worden iſt. 
B. Berittene Landwehr⸗Truppen. 

Bei der Landwehr⸗Cavallerie werden in erſter Linie die Land- 
wehrmänner des Aſſentjahrganges 1882 und nach Bedarf aüch 
ſolche des Aſſentjahrganges 1881, letztere jedoch nur inſoferne 
herangezogen, als dieſelben eine oder mehrere der geſetzlich vor— 
geſchriebenen Waffenübungen in der Reſerve des Heeres, beziehungs⸗ 
weiſe in der Landwehr aus was immer für Urſachen nicht abgeleiſtet 
haben. 

Die Einberufung der unmittelbar aus der Landwehr hervor— 
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gegangenen Dragoner und Uhlanen, dann der nichtactiven Mann⸗ 


ſchaft der Landesſchützen zu Pferd und jene der berittenen Schützen 
in Dalmatien, wird wie bei den Landwehr-Fußtruppen durch⸗ 
geführt. 

Die Detailbeſtimmungen für die Waffenübungen im Jahre 
1893 werden nachträglich bekanntgegeben. 

Vom Magiſtrate als politiſcher Behörde I. Inſtanz der k. k. 

Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, 

am 7. December 1892. 1—1 


M.-3. 209101. 


Kundmachung. 


(Einzahlung der Hundeſtener für das Jahr 1893.) 


Zur Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 1893 wird 
der Termin vom 15. December 1892 bis 15. Jänner 1893 
feſtgeſetzt. 

Demgemäß werden die Beſitzer von Hunden eingeladen, den 
Steuerbetrag, welcher jährlich mit vier Gulden für jeden Hund 
geſetzlich beſtimmt iſt, innerhalb des Termines einzuzahlen. 

Dieſe Einzahlung kann täglich, mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feiertage, und zwar im I., VIII. und IX. Bezirke in der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber 
in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa⸗Abtheilung des Bezirksamtes in den 
Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags geleiſtet 
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werden, worüber die Quittung mit der Marke ſogleich ausgefolgt 
werden wird. Nach Ablauf des bezeichneten Termines iſt der Waſen⸗ 
meiſter beauftragt, jeden auf den Straßen und Plätzen ohne eine 
für das Jahr 1893 giltige Marke vorfindigen Hund einzufangen. 
Um ein genaues Verzeichnis der in Wien befindlichen Hunde 
für das Jahr 1893 zu erlangen, werden wie im Vorjahre an die 
Herren Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter Conſcriptions— 
bögen mit dem Erſuchen zugeſtellt werden, für die entſprechende 
Ausſüllung der darin bezeichneten Rubriken zu ſorgen und die 
ausgefüllten Bögen binnen acht Tagen zur Abholung durch die 
ſtädtiſchen Diener bereit zu halten. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. November 1892. 2—3 


G.⸗Z. 222298 ex 1892. 


Kundmachung. 


(Errichtung von Steneramts⸗Abtheilungen in mehreren Bezirken.) 


Am 1. Jänner 1893 werden bei den magiſtratiſchen Bezirks- 
ämtern für den 

II. Bezirk, Kleine Sperlgaſſe Nr. 10 im Gemeindehauſe, 
für den 

III. Bezirk, Gemeindeplatz Nr. 3 im Gemeindehauſe, für den 

IV. und V. Bezirk, Schäffergaſſe Nr. 3 im Gemeindehauſe, 
für den 

VI. und VII. Bezirk, Neubaugaſſe Nr. 25 im Gemeindehauſe 
beſondere Abtheilungen des ſtädtiſchen Steueramtes in Wirkſamkeit 
treten. 

Hievon werden die ſteuerpflichtigen Parteien dieſer eindemGe— 
bezirke mit dem Bedeuten in Kenntnis geſetzt, dajs vom 2. Jänner 1893 
an die Einzahlung der im Bereiche dieſer Bezirke vorgeſchriebenen 
directen Steuern nebſt den Zuſchlägen nicht mehr im ſtädtiſchen 
Steueramte im Rathhauſe, ſondern bei dieſen neuen Steueramts⸗ 
Abtheilungen zu geſchehen hat. 


Vom Wiener Magiſtrate 
Wien, am 8. December 1892. 


1—1 
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Kundmachung. 
(Lehrſtelle.) 


Auf Grund des Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 
26. November l. J., Z. 6864, kommt vom Beginne des II. Se⸗ 
meſters des laufenden Schuljahres 1892/93 an der Gumpendorfer 
Communal⸗Oberrealſchule in Wien eine definitive Lehrſtelle für 
Franzöſiſch und Deutſch zur Beſetzung. 

Bewerber, welche auch für den Unterricht in der eugliſchen 
Sprache befähigt ſind, haben den Vorzug. 

Mit dieſer Lehrſtelle find die für definitive Lehrperſonen au 
ſtaatlichen Mittelſchulen in Wien normierten Bezüge, nämlich ein 
jährlicher Gehalt von 1200 fl., fünf Quinquennalzulagen à 200 fl. 
und eine Activitätszulage von 500 fl. verbunden. 
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Die Verleihung dieſer Lehrſtelle iſt auch an die Bedingung 
geknüpft, dass ſich die Competenten rückſichtlich der Lehrverpflichtung 
(des Ausmaßes an wöchentlich zu ertheilenden Lehrſtunden u. ſ. w.) 
in Gemäßheit des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 3. Juli 1883, 
Z. 2907, den für das Lehrperſonale an den k. k. Staats-Mittel⸗ 
ſchulen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen und zufolge Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 9. October 1888, Z. 455, der für die com⸗ 
munalen Beamten und Diener beſtehenden Dienſtpragmatik unter— 
werfen, daher ſich insbeſondere auch an andere communale Mittel- 
ſchulen Wiens verſetzen laſſen und weiters ſich reversmäßig ver— 
pflichten, den Communaldienſt niemals während der Dauer eines 
Schuljahres zu verlaſſen und gelegentlich der ſeinerzeitigen Über⸗ 
nahme in den Staatsdienſt die Dienſt⸗ und Carenztaxe zu ent⸗ 
richten. 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre vollſtändig, insbeſonders 
auch mit dem Ausweiſe der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und 
mit dem ſtaatsgiltigen Lehrbefähigungszeugniſſe und den Ver⸗ 
wendungszeugniſſen inſtruierten, an den Stadtrath gerichteten Geſuche 
bis längſtens 31. December 1892 beim Magiſtrate der Stadt 
Wien zu überreichen. 

Anf verſpätet einlangende oder nicht gehörig belegte Geſuche 
kann keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. November 1892. 92—3 


M. Z. 209102. 


Kundmachung. 


(Einhebung der Tanz- und Muſik⸗Impoſtgebüren im Verwaltungs⸗ 
jahre 1893.) 


Nach den beſtehenden Verordnungen wird der Tanz- und 
Muſik⸗Impoſt in dem Verwaltungsjahre 1893 in folgenden drei 
Abſtufungen abgenommen werden: 

J. Abſtufung. 

Siebenzehn / Kreuzer öfter, Währung für jeden Muſficie⸗ 
renden. Dieſer Gebür unterliegen Wirte und Gaſtgeber bei gewöhn⸗ 
lichen Tanzunterhaltungen. 

II. Abſtufung. 

Sechs und zwanzig ½ Krenzer für jeden Muſitierenden. 
Dieſe Gebür haben Privatperſonen zu entrichten, wenn ſie in ihren 
Wohnungen Tanzunterhaltungen unentgeltlich geben. 

III. Abſtufung. 

Neun und ſiebenzig Kreuzer für jeden Muſicierenden. Dieſer 

Gebür unterliegen: | 
a) alle Wirte und Gaſtgeber, wenn fie außergewöhnliche Tanz 
oder Muſikunterhaltungen gegen Bezahlung eines beſtimmten 

Eintrittsgeldes geben; 

b) alle Privatperſonen, wenn dieſelben in ihren Wohnungen Tanz⸗ 
unterhaltungen gegen Bezahlung abhalten; 

c) Unternehmer von Glücksſpielen, Theaterunterhaltungen und 
anderen mit Muſik verbundenen Beluſtigungen, wenn die Gäſte 
bei dergleichen Unterhaltungen beſtimmte Beiträge leiſten. 


Wien wird hiermit bekanntgemacht, 
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Die Parteien, welche eine der Entrichtung des Tanz⸗ und 
Muſik⸗Impoſtes unterliegende Muſikunterhaltung geben wollen, 
haben davon im J., VIII. und IX. Bezirke bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber in der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa⸗Abtheilung des Bezirksamtes die Meldung 
zu machen, woſelbſt ihnen die tarifmäßige Gebür bemeſſen und 
bekanntgegeben wird, und wo dieſelbe ſogleich auch gegen Aus— 
händigung einer Juxta⸗Quittung bar zu berichtigen iſt, indem die 
. k. Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſariate nur gegen Vorweiſung dieſer 


Juxta⸗Quittung die daſelbſt anzuſuchende Bewilligung ausfertigen 


werden. 

Auf die Bevortheilung des Gefälles iſt durch die beſtehenden 
Verordnungen der Erlag des fünffachen Betrages der dem Gefälle 
entgangenen Gebür als Strafe feſtgeſetzt. 

Übrigens iſt es den Parteien unbenommen, um Panſchalie⸗ 
rung der Tanz⸗ und Muſik⸗Impoſtgebür einzuſchreiten, und find 
derlei Geſuche im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates zu über⸗ 
reichen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 2—3 


M.. 174869 
XI. 


Kundmachung. 


(Johannesſpital⸗Stiftplätze.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
dafs beim Johannesſpital⸗ 
Stiftungsfonde nachſtehende Stiftplätze in Erledigung gekommen ſind. 

1. Ein Johann Anton v. Bernhard Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 
platz für eine arme alte Manns⸗ oder Weibsperſon. 

Laut Fundationsbrief vom 22. Juli 1779 hat der Stifter 
das Präſentationsrecht ſich, ſeinen Erben und Erbenserben vorbehalten. 

2. Ein Maria Anna Gräfin v. Canal (geb. Gräfin v. 
Palfy) Johannesſpital⸗Stiftungsplatz monatlich 5 fl. 30 kr. für 
eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon. 

Laut Fundationsbrief vom 27. Februar 1783 hat die Stifterin 
ſich, ihrem Univerſalerben und nach deſſen Tod immer den Eltern 
der Stifterin Kinder und derſelben Nachkommen, vorzüglich aber 
dem männlichen und dann erſt dem weiblichen Geſchlechte, das 
n vorbehalten. 

Ein Johann Paul v. Prean'ſcher Johannesſpital⸗Stif⸗ 
mugplas für eine alte arme Perſon mit monatlich 3 fl. 30 kr. 

Fundationsbrief vom I. Juli 1776. Das Präſentationsrecht 
wurde von dem Herrn jubil. k. k. Hof⸗Kriegsſecretär Paul Prean 
v. Zahlungen ausgeübt. 

4. Ein Johann Joſef v. Neuff ſcher Johannesſpital⸗ Stiftung: 
platz für eine „eraltet mühſelige Perſon“ mit monatlich 3 fl. 60 kr. 

Laut Stiftbrief vom 12. März 1734 und 16. Auguſt 1735 
hat der Stifter das Präſentationsrecht ſich, ſeiner Ehegattin und 
nach derſelben Hintritt für ſeine Familie vorbehalten. 

5. Ein Anna Magdalena Mansrieder'ſcher Johannesſpital⸗ 
Stiftungsplatz monatlich 4 fl. 35 kr. für eine Weibsperſon. 

Laut Fundationsbrief vom 6. Jänner 1763 iſt das Präſen⸗ 
tationsrecht zu dieſer Stiftung „dem Anna Johanna Vogl und 
deſſen Erben“ zuerkannt. 
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6. Ein Maria Anna Freiin v. Imbſen'ſcher Johannesſpital⸗ 


Stiftungsplatz „für eine arme eraltete Mannsperſon“ mit 5 fl. 
40 kr. monatlich. 

Laut Fundationsbrief vom 4. März 1730 hat die Stifterin 
ſich und ihren Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

7. Ein Carl Joſef de Grand'ſcher Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 
platz „für eine alte, hier erarmte mühſelige Perſon“ mit monatlich 
2 fl. 85 kr. 

Laut Fundationsbrief vom 15. Februar 1732 hat ſich der 
Stifter das Präſentationsrecht vorbehalten. 

8. Ein Maria Thereſia Binan'ſcher Johannesſpital⸗Stif⸗ 
tungsplatz für eine alte arme Perſon mit monatlich 6 fl. 60 kr. 

Laut Fundationsbrief vom 30. December 1769 hat die 
Stifterin das Präſentationsrecht der Maria Anna verw. Freiin v. 
Buol, geb. Freiin v. Kirchner und ihren Töchtern übertragen 
und hat zuletzt Anton Karl Freiherr v. Bartenſtein dieſes 
Recht ausgeübt. 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu 
einer dieſer Stiftungen Anfpruch erheben zu können glauben, wollen 
unter Nachweis ihres Rechtstitels bis längſtens 1. Jänner 1893 
eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſentieren. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von amtswegen erfolgen. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 2—3 


G.—. 212662 
X. 


Kundmachung. 


(Franz Joſef Pisko'ſche Lehramts⸗Candidaten⸗Stiftung.) 


Zu Beginn des Schuljahres 1892/93 gelangt ein Franz Joſef 
Pisko'ſches Stipendium im Betrage von vierzigfünf (45) Gulden ö. W. 
für einen armen, in Wien abſolvierten Lehramtscandidaten für 
Mittelſchulen, welcher feine Lehramtsprüfung bereits mit gutem 
Erfolge abgelegt hat, noch keine mit Gehalt, Adjutum oder Remu— 
neration dotierte öffentliche Stellung bekleidet und ſittlich tadellos 
iſt, zur Verleihung. Unter ſonſt gleichen Umſtänden haben zunächſt 
Verwandte des Stifters den Vorzug vor anderen Bewerbern. Der 
Genuſßs dieſer Stiftung dauert ein Jahr. 

Die Bewerber um dieſes Stipendium haben ihre ordnungs- 
mäßig belegten, insbeſondere mit dem Lehramtszeugniſſe für Mittel⸗ 
ſchulen, dem Tauf⸗ oder Geburtsſcheine, dem Armuts- oder Mittel⸗ 
loſigkeitszeugniſſe, dem Impfſcheine und einem Sittenzeugniſſe ver- 
ſehenen Geſuche bis längſtens 29. December 1892 beim Wiener 
Magiſtrate zu überreichen. 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe belegten Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. November 1892. 3—3 
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